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INFOPOOL / REDAKTION / WOCHENDRUCKAUSGABE





EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/191: Halbwertzeit - Demo für zügigen Schluß ... (BBU)


Elternverein Restrisiko Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) 

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung

Robin Wood

Lingen/Schüttorf/Bonn/Münster, 9. Januar 2019

40 Jahre sind genug: Brennelementefabrik Lingen stilllegen!

- Nach Brand: Viele Fragen sind noch ungeklärt

- 19. Januar: Anti-Atomkraft-Demo in Lingen



Mehrere regionale Anti-Atomkraft-Initiativen sowie der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), Robin Wood und die atomkritische
Ärzteorganisation IPPNW rufen für Samstag, 19. Januar, unter dem Motto "40
Jahre sind genug - Brennelementefabrik Lingen stilllegen!" zu einer
Demonstration in Lingen auf. Anlass sind der 40. Jahrestag der
Inbetriebnahme der bundesweit einzigen Brennelementefabrik direkt am 19.
Januar sowie der gravierende Brand in der Brennelementefabrik Anfang
Dezember. Auftakt der Demo ist mit einer Kundgebung um 13 Uhr am Bahnhof
Lingen, es folgt ein Demozug durch die Innenstadt zum Alten Rathaus auf dem
Marktplatz.

"Die Brennelementefabrik Lingen hat mit 40 Jahren Laufzeit ihre
Altersgrenze erreicht. Zudem gibt es bald in Deutschland durch die
Abschaltung der restlichen Atomkraftwerke keinen Bedarf mehr für neue
Brennelemente. Zudem ist der Export für Pannenreaktoren wie Tihange und
Doel in Belgien oder Fessenheim und Cattenom in Frankreich
unverantwortlich. Wir fordern deshalb von der niedersächsischen
Landesregierung sowie von der Bundesregierung die Atomanlage nach dem
brisanten Brand nicht wieder in Betrieb gehen zu lassen und so den
Atomausstieg auch bei der Versorgung der Atomkraftwerke einzuleiten,"
forderte Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt Schüttorf.

Die Initiativen und Verbände sind zudem sehr unzufrieden mit dem bisherigen
Stand der Aufklärung zum Brand in der Brennelementefabrik. Vor Weihnachten
hatte es innerhalb weniger Tage mehrere unterschiedliche Versionen zum
Ablauf des Störfalls gegeben. Welche davon zutrifft, lässt sich für die
Öffentlichkeit kaum noch nachvollziehen, wenn alle paar Tage wieder eine
neue Version geliefert wird.

Insbesondere ungeklärt sind die Fragen, warum sich in dem betroffenen Labor
überhaupt brennbares Material befand. In einem Hochsicherheitsbereich
müsste dies eigentlich verboten sein. Ebenfalls ungeklärt sind die genaue
Menge des Urans in dem betroffenen Verdampfer und der genaue Verbleib des
Urans. Auch wurde bislang weder von der Betreiberin Framatome noch von der
niedersächsischen Atomaufsicht die Frage beantwortet, in welcher Weise
eventuell fahrlässiges Handeln zu dem Brand geführt hat. Aus diesem Grund
hatten Atomkraftgegner vor Weihnachten die Staatsanwaltschaft Osnabrück per
Strafanzeige eingeschaltet. Die Initiativen und Verbände planen nun, sich
mit einem ausführlichen Fragenkatalog direkt an die Atomaufsicht in
Hannover zu wenden, um mehr Transparenz und Verlässlichkeit in die
Aufklärung zu bringen.


Demonstrationsaufruf: 

http://urantransport.de/wp-content/uploads/2019/01/lingen-flyer-druckvorlage.pdf

Weitere Informationen: 

www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de, https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/188: Team um Kulturprojekt "3falt" in Hamburg-Harburg sieht positiv ins Jahr 2019 (SuedKultur)


SuedKultur - Pressemitteilung vom 7. Januar 2019

Team um Kulturprojekt "3falt" sieht positiv ins Jahr 2019:

"Neues Zentrum für Kultur und Kreativität machbar!"



"3falt - Kunst, Kultur, Kreativität" - das Projekt zur Erprobung einer
kulturellen Neu- bzw. Umnutzung der einstigen Harburger
Dreifaltigkeitskirche in der Neuen Straße 44 - geht zuversichtlich ins Jahr
2019. Denn obwohl die Probephase der Initiative SuedKultur sowie des
Stadtentwicklungsvereins Stadtkultur Hafen e.V. noch nicht beendet ist,
zeigt sich für alle Beteiligten: eine Neunutzung als genreübergreifendes
Kulturzentrum von und für die Harburger Kultur ist nicht nur möglich
sondern heiß begehrt.

Mathias Lintl vom Verein Stadtkultur Hafen e.V.: "Es ist unglaublich, was
an verschiedenen Formaten in diesen Räumen alles möglich ist. Auch wenn
unsere derzeitigen Möglichkeiten derzeit aufgrund des Zustandes des
Gebäudekomplexes recht eingeschränkt sind, ist die Nachfrage und der
Ideenimpuls für diesen Gebäudekomplex enorm hoch. Konzerte, Kino, Theater,
Tanz, Kunst, Begegnungen und Kurse jeder Art - es scheint kaum etwas zu
geben, was nicht schon angefragt oder erprobt wurde. Und es zeigt sich:
Harburg fehlt genau so ein Zentrum, in dem man unwillkürlich aufeinander
trifft und Neues entwirft."

Heiko Langanke, Projektleiter der mittlerweile ins zwölfte Jahr gehenden
Initiative SuedKultur, der mittlerweile rund 50 Kulturinstitutionen des
Süderelbe-Raumes angehören: "Ein kulturelles Haus der Vielfalt steht schon
lange auf der Agenda der SuedKulturler. Mit der "3falt" kommt auf einmal
ein Ort mit konkreten Räumen in greifbare Nähe. Und ob es nun Hoch- oder
Subkultur ist, von Literatur über Tanz und Theater, Film oder Konzerten -
es entsteht beinahe zwangläufig ein spannendes Programm für alle
Kulturneugierigen. Und aktuelle Themen wie Integration oder
Inklusion kommen ganz nebenbei zur Verwirklichung. Es müsste eben ein wenig
am Gebäude getan werden."

Doch noch mal zur Entwicklung:

Ausgangslage: Als es Ende November 2017 die ersten konkreten Gespräche mit
der Eigentümergemeinde Trinitatis Harburg über eine kulturelle Erprobung
der Dreifaltigkeitskirche gab, um über eine mögliche Weiternutzung des
Gebäudekomplexes zu diskutieren, war die Gemeinde noch in Verhandlungen mit
einem interessierten Investor. Dieser hatte ein Angebot abgegeben und erbat
bis Ende Februar 2018 um Bedenk- & Prüfzeit. Nachdem aber auch diese
Interessensbekundung zurückgezogen wurde, kamen erste konkrete Gespräche
über eine kulturelle Testphase zustande. Ende April 2018 schließlich wurde
es konkret und der Kirchenkreis HH-Ost erarbeitete eine Vereinbarung in
Form einer Anhandgabe, die dann zum Mai von den Parteien
Trinitatis-Gemeinde Harburg, dem Verein Stadtkultur HH e.V. und der
Initiative SuedKultur unterzeichnet wurde und eine Probe- und
Erkundungsphase bis Ende Feb. 2019 vorsieht.

Zum Juni 2018 kam es schließlich zur Schlüsselübergabe und erstmaliger
In-Augenscheinnahme des Komplexes kurz vor den Sommerferien. Um zumindest
eine erste Einschätzung aller bei SuedKultur zusammengeschlossenen
Kulturschaffenden vornehmen zu können, wurde kurzerhand eine Art
"Kulturtag" am 14. Juni anberaumt. Dort fanden Lesungen, verschiedene
Konzerttests, Tanz- & Theaterproben statt, die
auch der Öffentlichkeit zugänglich waren aber vor allem den
Kulturschaffenden einen ersten Eindruck über die Möglichkeiten einzelner
Räume und ihrer Beschaffenheit gaben. Schon hier war das Fazit durchweg
positiv: erste konkrete Ideen wurden notiert, diskutiert und erarbeitet und
sollten dann in Einzelformaten nach den Sommerferien konkreter erprobt
werden.

Erste Problemstellungen wurden auch schon erkannt wie etwa
Brandschutzpläne, eingeschränkte Erprobungen durch mangelnde Kenntnis über
die bestehenden Denkmalschutzauflagen aber auch fest installierte
Kirchenbänke oder die veraltete Strominfrastruktur, ein nötiger
Schwingboden im Tanz- & Theaterraum etc.pp.

Ab September dann startete nach und nach eine Art "Programm": am Tag des
offenen Denkmals zeigte der Publikumsverkehr großes Interesse am Gebäude
sowie dem Architektenehepaar Spengelin, das sich für den Nachkriegsbau
verantwortlich zeichnete, und auch der Harburger Stadtgeschichte. Denn bis
1944 war der vorherige Kirchenbau auch Hauptkirche von Harburger an der
Elbe und Wilhelmsburg. Also ein durchaus relevanter Standort. Die
Ausstellung "wir in Harburg" dann offenbarte erste Möglichkeiten für
breiter angelegte Kunstdarstellungen. Kunstkurse in den Außenbereichen und
im Gemeindehaus verdeutlichten die neuen Möglichkeiten für viele Kreative,
denen es an (zentral gelegenem) Raum im Bezirk mangelt.

Der erste Harburger Comic-Kulturtag aber auch die Tanz- & Theaterproben
verwiesen auf mögliche neue Kulturformate und -angebote, die durch
großzügigere Räume überhaupt erst möglich wurden. Die SuedKultur
Music-Night wie auch der Harburger Kulturtag verdeutlichten den großen und
sofortigen Zuspruch beim lokalen Publikum und den Raumbedarf bestehender
lokaler Akteure. Ein Konzert zweier indischer Musiker offenbarte die
spirituelle Ruhe, ein nachfolgendes Jazz-Duo und auch eine öffentliche
Probe eines lokalen Kammerorchesters unterstrich die außergewöhnliche
Klangstruktur des Kirchenschiffes.

Im Verlauf des Herbstes wurden auch Formate erprobt, die im Süden Hamburgs
selten sind oder auch nicht über den nötigen Raum verfügen. So wurden
verschiedene Kino- und Film-Formate ausgetestet aber auch ein Adventsmarkt
und die Größe von Leinwandfläche und die Möglichkeiten der Raumgestaltung
samt Filmdarstellung mit Rückprojektion überraschten positiv.

Parallel wurde eine Online- aber auch Print-Werbeplattform geschaffen, von
der alle einzeln erprobenden Akteure profitierten und zugleich für das
interessierte Publikum eine Programm entstand, das an Vielfalt und Spannung
schnell seinesgleichen im Bezirk suchte. Auch hier zeigten sich schnell
Synergien und vor allem eine mediale Wahrnehmung durch die inspirierende
Unterschiedlichkeit der Programmpunkte. Ob Hoch- oder Subkultur, ob Kunst
oder Musik, Tanz oder Theater ob für Jung oder Alt - die Programmfacetten
selbst beeindruckten und verdeutlichten zugleich, dass hier ein kulturelles
Vakuum gefüllt wird.

Zudem erweisen sich die Netzwerkstrukturen der lokalen Initiative
SuedKultur als durchaus stabil, da für die Tests notwendige technische
Infrastruktur problemlos und schnell zur Verfügung gestellt wurde: eine
bereit Unterstützung aller Mitgliedsorganisationen für das Modellprojekt
konnte aufgebracht werden und Hilfestellungen etwa bei GEMA- und
Filmrechte-Anforderungen, Catering, Fachwissen wie Spielstättenverordnung,
Brandschutz, Barrierefreiheit oder Presse- und Öffentlichkeitsarbeit gingen
schnell und sachkundig in verschiedene und kompetente Hände. Ob Marias
Ballroom, die Akademie für Musik und Kultur, das Stadtmuseum Harburg, die
Geschichtswerkstatt, das Kulturhaus Süderelbe, das Stellwerk oder der Irish
Pub Old Dubliner - wo Hilfe gebraucht wurde, war Hilfe da.

Und bei aller Improvisation in der technischen und logistischen
Infrastruktur zeigte sich bei fast allen Akteuren, dass hier künftig noch
viel mehr möglich ist. Terminanfragen häuften sich frühzeitig bis weit ins
Jahr 2019 hinein. Und dabei sind hier nur die kulturellen Anfragen gemeint
und keine durchaus unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten verwertbaren
Anfragen (Bezirksamtswahlen, Jahrestag Eritraergemeinde, 
Techno-Party-Veranstalter, Firmeneventanfragen, Raumnutzungsanfragen z.B.
Verbraucherschutzverein oder DRK).

Die Nachfrage an Raum ist für die Beteiligten daher unstrittig. Die
Planungen in die kalten Winterzeit hinein bei völlig unklaren Erwartungen
an anstehende Betriebskosten bzw. Möglichkeiten der Beheizbarkeit etc.
konnten das Potenzial dabei nicht mal in Ansätzen ausloten.

Aber: das Gebäude ist in eben einem Zustand, der einer ersten Herrichtung
bedarf, um überhaupt umfangreich nutzbar zu sein. Kaputte
Fensterisolierungen, verdreckte Heizschächte, veraltete oder schadhafte
Beleuchtungseinrichtungen, die eingeschränkte Nutzbarkeit der WCs oder der
Stromleitungen stehen dem ebenso im Weg wie unklare Bedingungen über
künftige Eigentumsfragen oder auch mögliche nutzbare Raumkapazitäten. Ganz
nebenbei erlebten die Akteure, dass sich durch den langen Leerstand des
Gebäudekomplexes eine starke Vermüllung im Umfeld, teils Drogenhandel und
Szenetreffs in den nicht einsichtigen Bereichen eingebürgert hatten. Seit
der regelmäßigen Reinigung aber auch der häufigen Nutzung des
Gebäudekomplexes tags wie abends ließen diese Effekte relativ rasch nach.

Und so sehen die Akteure die im Konzept zur Stadtteilentwicklung angedachte
"Reaktivierung der ehemaligen Klangkirche Hamburgs" als mehr als
realistisch.

"Auch dass Räume nicht gratis zu haben sind, ist allen beteiligten völlig
klar. Einnahmen aus rein kultureller Nutzung im obersten fünfstelligen
Bereich sind realistisch. Es müssten nur mal Nägel mit Köpfen gemacht
werden", so Heiko Langanke zur Planungslage im Hintergrund.
Dabei geht es vor allem darum, dass die Gemeinde Trinitatis signalisiert
hat, das Gebäude nicht weiter im Besitz behalten zu wollen. Wohl aber das
Grundstück. Bisher gab es einige Gespräche mit der
Stadtentwicklungsgesellschaft STEG und Bezirksmitarbeitern, um auch über
Möglichkeiten im Rahmen des RISE-Stadtentwicklungsprogramms Eissendorf-Ost
zu erörtern, konkrete Ergebnisse aber ließen auf sich warten.
Aber auch der eingebundene Harburger Architekt Carsten Lünzmann, der jüngst
mit der Neugestaltung des Eingangsbereichs zum Harburger Stadtpark sowie
der dortigen Freiluft-Bühnengestaltung auffiel, ist zuversichtlich: "Die
Auflagen des Denkmalschutzamtes sind für dieses Projekt keine Belastung
sondern eher bereichernd, da beiderseits die sakrale Baukunst der
Architekten Spengelin, das Ineinandergreifen von Baustilen über fast vier
Jahrhunderte sowie die zentrale Stadtgeschichte Harburgs immer auch
Kulturthemen sind, die inspirieren aber auch neue Interpretationen
ermöglichen. Dass eine Kirche natürlich anders beheizt wird als eine
Konzerthalle, eben so nicht über Barrierefreiheit und Sanitäranlagen nach
heutigem Standard verfügt, ist ebenso logisch wie aber heutzutage mit
Solardächern und Wärmedämmung ganz andere Möglichkeiten bestehen,
kostensparend solche Gebäude zu betreiben." Fördermöglichkeiten aber seien
da.

Und was erwartet die Harburger in 2019?


	So., 13. Jan., 14h Plattenverkostung

	Fr., 18. Jan., 20h 'Gutes Theater' spielt: "KUNST" (von Yasmina Reza)

	Sa., 19. Jan., 19h Waldinsel Exil Konzert

	So., 27. Jan., 18h minimal music - Projekt - Phaze2.5

	Do., 07. Feb., 20h Klassik - SymphonING Winterkonzert

	Fr., 08. Feb., ab 18h Welcomefest zum Pfadfinder-Sängerwettstreit am 9.2.

	Sa., 09. Feb., 20h Chorfestival: stimmgewaltig

	So., 10. Feb., 14h Plattenverkostung

	Fr., 22. Feb., 19h Filmabend zur Pflegesituation an Hamburger Krankenhäusern

	Sa., 23. Feb., 19h Klassik: sinfonietta nova



Detailinfos unter:

http://www.sued-kultur.de/?cat=57

Gefördert wird 3falt u.a. vom Fonds Soziokultur, Saga Stiftung
Nachbarschaft, dem Beirat der Integrierte Stadtteilentwicklung Harburg
Innenstadt / Eißendorf-Ost und der Bezirksversammlung Harburg.

 * 

Quelle:

SuedKultur - Initiative Kulturschaffender des Hamburger Südens

E-Mail: kontakt@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de
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LESUNG/4217: Stuttgart - P. Collier, Sozialer Kapitalismus! Manifest gegen den Zerfall unserer Gesellschaft, 28.2.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Donnerstag, 28.02.19, 19.30 Uhr

Sozialer Kapitalismus! Manifest gegen den Zerfall unserer Gesellschaft
Paul Collier
Lesung und Gespräch
Moderation: Felix Heidenreich



"Der Kapitalismus hat uns zu einer Rottweiler-Gesellschaft gemacht":
Paul Collier, einer der bedeutendsten Ökonomen unserer Zeit, legt ein
Manifest für einen erneuerten Kapitalismus vor. Seine Diagnose: Es
geht nicht nur um Verteilung zwischen Arm und Reich, viel
gefährlicher ist der neue Riss durch das Fundament unserer
Gesellschaft - zwischen den städtischen Metropolen und dem Rest des
Landes, zwischen den meist urbanen Eliten und der Mehrheit der
Bevölkerung. Eine Ideologie des Einzelnen greift um sich, die auf
Selbstbestimmung beharrt, auf Konsum abzielt und sich dabei von der
Idee gegenseitiger Verpflichtungen verabschiedet. "Die
Rottweiler-Gesellschaft", so Collier, "verliert den Sinn für sozialen
Zusammenhalt"- und in dieses Vakuum stoßen Populisten und Ideologen.
Collier verurteilt diese neue soziale und kulturelle Kluft
leidenschaftlich und präsentiert ein sehr persönliches Manifest für
einen sozialen Kapitalismus, der auf einer neuen Ethik der
Gemeinschaft beruht. Paul Collier ist Professor für Ökonomie und
Direktor des "Centre for the Study of African Economies" an der
Universität Oxford. Seit vielen Jahren forscht er über die ärmsten
Länder der Erde und untersucht den Zusammenhang zwischen Armut,
Kriegen und Migration. Sein Buch "Die unterste Milliarde" (2008)
sorgte international für große Aufmerksamkeit und wurde mehrfach
ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem Internationalen Zentrum für Kultur- und
Technikforschung der Universität Stuttgart und mit dem
Wirtschaftsclub im Literaturhaus e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4216: Stuttgart - Hannelore Schlaffer, Rüpel und Rebell - Die Erfolgsgeschichte des Intellektuellen, 26.2.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Dienstag, 26.02.19, 19.30 Uhr 


Rüpel und Rebell - Die Erfolgsgeschichte des

Intellektuellen


Hannelore Schlaffer


Lesung und Gespräch

Moderation: Jochen Hörisch



Der Intellektuelle ist eine Leitfigur der bürgerlichen Gesellschaft,
bewundert viel und ebenso viel gescholten. In ihrem Essay "Rüpel und
Rebell - die Erfolgsgeschichte des Intellektuellen" fragt sich
Hannelore Schlaffer, wie es zu solch zwiespältiger Einschätzung und
solch hoher Aufmerksamkeit auf einen Einzelgänger kommt, der seit der
Französischen Aufklärung in den Salons zunächst des Adels, dann des
Bürgertums das Wort führt und schließlich in verkommener Aufmachung
und Allüre durch die Straßen der bürgerlichen Städte flaniert, die
Zeitung unterm Arm, in der er und seinesgleichen ihre provokativen
Gedanken publik gemacht haben. Durch seinen rüpelhaften Auftritt
unterstreicht der Intellektuelle seine rebellischen Worte und regt so
seine Mitbürger zur Diskussion über ihn, über die Politik und die
neuesten Ideen an. - Was geschieht nun mit dieser bewegten und
bewegenden Figur, die Denken zur Schau stellt, wenn sie ihre Bühne
von der Straße in die öffentlichen Medien, vor allem ins Fernsehen,
verlegt? Gewinnt sie an Einfluss? Vermindert sich dieser?

Darüber diskutiert Hannelore Schlaffer mit Jochen Hörisch, Professor
für Medien- und Literaturwissenschaft in Mannheim und durch Rundfunk-
und Fernsehauftritte selbst bekannt als einer der namhaften
Intellektuellen.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4215: Stuttgart - Literatur und Flucht mit Nather Henafe Alali, Rasha Abbas, Ilija Trojanow, 18.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Montag, 18.02.19, 19.30 Uhr

Raum ohne Fenster - Literatur und Flucht

Nather Henafe Alali, Rasha Abbas, Ilija Trojanow

Lesung und Gespräch

Moderation: Jörg Armbruster



2012 wurde er vom Assad-Regime inhaftiert, seine Familie kaufte ihn
aus dem Gefängnis frei: Nather Henafe Alali, geboren 1989 in Deir
Azzor, Syrien, lebt nun seit vier Jahren in Deutschland und hat ein
Romandebüt vorgelegt, in dem er von Verlust und Erschöpfung,
Einsamkeit und Exil schreibt, davon, wie der Autoritarismus und der
Krieg den Menschen die Heimat nehmen - aber nicht die Hoffnung, den
Lebensmut und die Widerstandskraft. Alali arbeitete für syrische
Hilfsorganisationen und internationale NGOs zwischen Syrien und der
Türkei; 2016 bis 2017 war er Kolumnist für das Wochenmagazin "Der
Spiegel". Die syrische Autorin Rasha Abbas zeigt in ihren neuen
Erzählungen "Eine Zusammenfassung von allem, was war" (dt.
Übersetzung Sandra Hetzl) virtuos die Bandbreite ihrer Kunst, wenn
sie urbane Märchen und Traumlandschaften mit starken zeitgenössischen
Bildern verbindet und berührende Figuren, Fantasiegebete, Balladen
und Monologe entstehen lässt. Die heute 34 Jahre alte Autorin konnte
Syrien 2013 legal verlassen. Erst siedelte sie nach Beirut über, dann
reiste sie mit einem Stipendium nach Stuttgart in die Akademie
Solitude und beantragte nach Ablauf des Visums Asyl. "Es gibt ein
Leben nach der Flucht, doch die Flucht wirkt fort, ein Leben lang",
sagt der vielfach ausgezeichnete Schriftsteller und Intellektuelle
Ilija Trojanow, der als Kind zusammen mit seiner Familie aus
Bulgarien floh. Trojanow erzählt von seinen eigenen Prägungen als
lebenslang Geflüchteter, von der Einsamkeit und davon, wie wenig die
Vergangenheit des Geflüchteten am Ort seines neuen Daseins zählt, was
das Existieren zwischen zwei Sprachen mit ihm macht und welche
Lügengeschichten man den Daheimgebliebenen auftischt.

In Zusammenarbeit mit der Heinrich Böll Stiftung Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TAGUNG/2400: Stuttgart - Welterkundung in Zeiten von Fake News, Daten, Geschichten und Grafiken, 13.02.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Mittwoch, 13.02.19, 10.00 Uhr

Welterkundung in Zeiten von Fake News, Daten, Geschichten und
Grafiken

Tagung



"Das Grafik-Design konstruiert die Lesbarkeit der Welt." Abraham
Moles

Daten, Daten, Daten - die vielbeschworene Informations- und
Wissensgesellschaft ist zuallererst eine Datengesellschaft. Die
Datafizierung durchdringt alle Lebensbereiche, auch den Kultursektor.
Digitalisierung und Medialisierung entbinden kulturelle Angebote
zunehmend von ihrer geographischen Herkunft und machen sie überall
und jederzeit verfügbar. Der Austausch ästhetischer Ansätze und
kultureller Formate wächst und beschleunigt sich zusehends. In ihrem
"Weltkulturatlas" haben Thomas Knubben, Erich Schöls und Uli Braun
mit Studierenden ihrer Hochschulen diese Dynamik erkundet und
veranschaulicht. Die Tagung greift diesen Impuls auf und erweitert
ihn auf die Frage hin, wie die Welt in Zeiten von Fake News
verlässlich erkundet und wie gesellschaftliche Diskurse sachlich
fundiert werden können. Welche Rolle spielt dabei das (digitale)
Kommunikationsdesign? Was können Datenjournalismus und Infografiken
leisten? Wie kann statistische Kompetenz erworben werden? Und gibt es
noch andere, spielerische Strategien der aufklärerischen
Welterkundung?

Detailliertes Programm der Tagung ab 15.01. auf

www.weltkulturatlas.de

Tagungskonzeption: Institut für Kulturmanagement der PH Ludwigsburg
und Fakultät Gestaltung der Hochschule Würzburg-Schweinfurt

Anmeldung erforderlich, begrenzte Teilnehmerzahl

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1319: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, Exkursion zur Ausstellung "Ekstase" des Kunstmuseums, 15.02.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Freitag, 15.02.19, 19.00 Uhr
Ekstase - Kunstmuseum Stuttgart
Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus
zwischen/stopp = Exkursion



... and the Beat goes on. Noch im Rausch der Kerouac Lektüre
besuchen wir die aktuelle Ausstellung "Ekstase" des Stuttgarter
Kunstmuseums. Von Religion- über Liebes-, Tanz- und Drogenerfahrungen
bis hin zur euphorischen Wirkung von Musik und Licht werden in dieser
Ausstellung die verschiedenen Kontexte und Facetten des Phänomens der
Ekstase aufgegriffen, basierend auf der These, "dass es sich bei der
Sehnsucht nach bewusstseinserweiternden Erfahrungen um ein
elementares menschliches Streben und damit um ein Phänomen der
globalen Gesellschaft handelt". Anhand der rund 230 Kunstwerke von
der Antike bis in die Gegenwart bilden wir uns eine Meinung darüber.

Eintritt: 12,- / 8,50 Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1318: Stuttgart - Ulrike Draesner, Eine Frau wird älter, im Gespräch mit Elisabeth Bronfen, 14.02.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Donnerstag, 14.02.19, 19.30 Uhr

Eine Frau wird älter

Ulrike Draesner, Elisabeth Bronfen

Lesung und Gespräch

Moderation: Silke Behl



"Dazu gehört aber auch, dass ich meine Falten erscheinen lasse und
ihnen gegenüber ein Verhältnis entwickle, sie zu lesen wie Spuren. Es
ist mein Gesicht: Am Anfang, solange man jung ist, verdankt man das
Gesicht den Eltern. Aber ab einer gewissen Zeit drückt dein Gesicht
eben auch aus, zu wem du dich entwickelst und wie du lebst. Und ich
möchte das gern sehen." Ulrike Draesner

Frauen wollen immer 39 bleiben, sagte ihre Mutter und färbte sich die
Haare bis weit über 80. Sie selbst hat inzwischen auf Partys manchmal
den Eindruck wie ein sprechendes Möbelstück behandelt zu werden. Wie
sehen sich Frauen eigentlich in der Mitte des Lebens? Mit oder ohne
Mann, mit oder ohne Kind, jedenfalls mit sich veränderndem Körper,
Denken, Fühlen. Am eigenen Leben und dem anderer Frauen entlang
erkundet Ulrike Draesner die Vielschichtigkeit dieses
Lebensabschnitts, in dem alles nebeneinander vorkommt.

Ins Gespräch kommt sie mit Elisabeth Bronfen, Kultur- und
Literaturwissenschaftlerin und Professorin am Englischen Seminar der
Universität Zürich und an der New York University, die in ihren
zahlreichen, mehrfach ausgezeichneten Forschungen zu Film und
Literatur immer wieder auch nach Bildern von Weiblichkeit fragt.
Derzeit arbeitet sie an einem Projekt zum Älterwerden von Frauen.

Ulrike Draesner, 1962 in München geboren, ist Professorin und
Leiterin des deutschen Literaturinstituts Leipzig und gehört zu den
profiliertesten deutschsprachigen Autorinnen. Sie schreibt Romane,
Erzählungen und Gedichte und interessiert sich für
Naturwissenschaften ebenso wie für kulturelle Debatten.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1317: Stuttgart - Opernintendant, Beruf und Berufung, Gespräch, 19.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Dienstag, 19.02.19, 19.30 Uhr

Opernintendant - Beruf und Berufung

Viktor Schoner

Veranstaltungsreihe: Wirtschaft

Gespräch

Moderation: Mirko Weber



Opernintendant ist kein klassischer Beruf, noch dazu keiner, den man
studieren kann. Es handelt sich vielmehr um die durch ein Gremium
verliehene Entscheidungsbefugnis über einen Strauß künstlerischer und
nicht-künstlerischer Verantwortungsbereiche. Diese erstrecken sich
von der Spielplangestaltung, den Künstlerengagements, der
Personalverantwortung, der Disposition, der Vermittlungsarbeit über
die Budgetplanung bis hin zur Medienarbeit. Jenseits dieser direkten
Zuständigkeiten gibt es Bereiche, die für die Opernarbeit essentiell
sind, über die man aber nicht direkt entscheiden kann, sondern nur in
Absprache mit anderen. Dazu gehören z.B. die Bühnentechnik,
Werkstätten und das Ticketing. Um als Opernintendant zu arbeiten,
empfiehlt es sich, umfangreiche Erfahrung in diesen Berufsfeldern
gesammelt zu haben. Hinzu kommt allerdings noch etwas anderes
Wesentliches: Das kann man vielleicht am besten als innere Berufung
bezeichnen. Die speist sich aus einem klaren künstlerischen Wollen,
dem fachlichen Vermögen, vielgestaltige Aufgaben bewältigen zu
können, der Lust an Kommunikation mit Mitarbeiter*innen und dem
Publikum - und dem Selbstbewusstsein, auch in kritischen Situationen
mit durchsetzungsfähigen Lösungen zu überzeugen.

In Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsclub im Literaturhaus e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LATEINAMERIKA/095: Brasilien - Bolsonaro soll mit Indigenen "Dialog auf Augenhöhe" aufnehmen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Brasilien: "Bock zum Gärtner" gemacht: Agrarministerium für
indianische Schutzgebiete zuständig - Bolsonaro soll "Dialog auf
Augenhöhe" mit indigenen Völkern aufnehmen und "unverhohlenen Angriff
auf ihre Landrechte einstellen"



Göttingen, den 10. Januar 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat den neuen brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro am
Donnerstag dazu aufgefordert, das Angebot der indigenen Aruak, Baniwa
und Apuriña aus dem Amazonasgebiet anzunehmen und mit den indigenen
Gemeinschaften des Landes einen "Dialog auf Augenhöhe" zu beginnen.
Gleichzeitig kritisierte die in Göttingen ansässige
Menschenrechtsorganisation die Entscheidung Bolsonaros, die
Verantwortung für indianische Schutzgebiete von der Indianerbehörde
FUNAI an das Agrarministerium zu übertragen, als "unverhohlenen
Angriff auf die Landrechte der rund 300 indigenen Völker Brasiliens",
der sofort eingestellt werden müsse.

"Damit hat Bolsonaro den Bock zum Gärtner gemacht, denn die mächtige
Agrarlobby hat keine Skrupel, indigene Gemeinschaften mit der
Erschließung neuer Flächen die Existenzgrundlage zu rauben und ins
Elend zu stürzen. Sie ist vor allem daran interessiert, eine
intensive wirtschaftliche Nutzung auch bislang noch bewaldeter
Gebiete durchzusetzen", begründete die GfbV-Referentin Yvonne Bangert
die scharfe Kritik der GfbV. "So macht der Präsident aus seinem
Wahlversprechen, sich auf Kosten der Indigenen und der Umwelt auf die
wirtschaftliche Erschließung des Amazonasgebietes zu konzentrieren,
bittere Realität. Die Direktorin der Umweltschutzbehörde IBAMA, die
den Regenwald vor illegaler Abholzung durch Viehzüchter und
Holzfäller sowie Bergbau schützen soll, hat seinem Druck bereits
nachgegeben. Sie trat am 7. Januar zurück."

Darüber hinaus mache sich Bolsonaro nach Auffassung der GfbV auch
daran, wichtige Säulen einer demokratischen und pluralistischen
Gesellschaft in Frage zu stellen. So habe er ausländischen NGOs und
internationalen Organisationen unterstellt, die Indigenen bewusst zu
manipulieren. Mit Hilfe eines Dekrets wolle er nun die Arbeit der
Menschenrechtler überwachen und koordinieren lassen.

Für die indigene Organisation "Rede de Cooperação Amazônica"
(RCA) hatten Repräsentanten der Aruak, Baniwa und Apuriña Bolsonaro
kurz nach Amtsantritt von Bolsonaro Anfang 2019 in einem offenen
Brief zum Dialog aufgefordert und sich gegen Bevormundung durch die
Regierung und eine aufgezwungene Integrationspolitik verwahrt. In dem
Brief der Indigenen heißt es: "Wir haben die Fähigkeit und die
Autonomie, für uns selbst zu sprechen. Wir sind voll und ganz fähig,
die Rechte der indigenen Völker zu überdenken und zu diskutieren, die
in Artikel 231 und 232 der Bundesverfassung und in der Konvention 169
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und der UN-Erklärung zu
den indigenen Völkern garantiert sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AKTION/172: Hamburg - Aktionstag rund ums Älterwerden in der Verbraucherzentrale, 18.01.2019


Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Aktionstag
rund ums Älterwerden am 18. Januar 2019 in der Verbraucherzentrale



Laut aktuellem Hamburger Demografie-Konzept ist der Anteil älterer Menschen
in der Hansestadt in den letzten Jahren weiter gestiegen. Bei einem
Aktionstag rund ums Älterwerden in der Verbraucherzentrale haben
Interessierte die Möglichkeit, sich kostenlos zu informieren, um den
dritten Lebensabschnitt möglichst lange selbstbestimmt zu meistern.
Besucherinnen und Besucher können sich an Infoständen schlau machen, bei
verschiedenen Vorträgen zuhören oder sich zu konkreten Fragestellungen
beraten lassen.

Was? A

ktionstag »Das Älterwerden meistern«

Kostenlose Vorträge, Informationen und Beratung

Wann?

Freitag, 18. Januar 2019, 10 - 17 Uhr

Wo?

Verbraucherzentrale Hamburg

Kirchenallee 22 / Ecke Ernst-Merck-Straße (nahe Hauptbahnhof)

20099 Hamburg

"Das Älterwerden muss nicht nur als Belastung empfunden werden, sondern es
kann auch eine Chance sein", so Christoph Kranich von der
Verbraucherzentrale Hamburg. "Mit dem Angebot an unserem Aktionstag möchten
wir Ratsuchenden nützliches Wissen für die kleinen und großen
Herausforderungen des Alltags an die Hand geben. Denn eine gute
Vorbereitung aufs Alter lässt viele Probleme gar nicht erst entstehen."

Kostenlose Vorträge zum Aktionstag

10.00 Uhr:

Recht im Alltag

10.00 Uhr:

Immobilie im Alter

11.30 Uhr:

Testament, Versicherungen & Co

11.30 Uhr:

Beistand am Lebensende

13.00 Uhr:

Elternunterhalt

13.00 Uhr:

Wann bekomme ich Rente? Und was, wenn die nicht reicht?

14.30 Uhr:

Geldanlage für (Fast)Ruheständler

14.30 Uhr:

Pflege - wer, wie, wo...?

16.00 Uhr: 

Patientenverfügung, Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht

16.00 Uhr:

Wohnformen im Alter

Jeder Vortrag dauert etwa 30 Minuten. Im Anschluss bleibt ausreichend Zeit
für den persönlichen Austausch und individuelle Fragen. Eine vorherige
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Kostenlose Beratungsangebote zum Aktionstag

10.00 - 13.00 Uhr:

Wenn das Geld im Alter nicht reicht

Krankenversicherung im Alter

10.00 - 16.00 Uhr:

Erste Hilfe zum Smartphone

13.00 - 16.00 Uhr:

Berufskrankheit, Behinderung, Reha & Co

Testament, Versicherungen & Co

Für die Beratungsangebote werden bei Bedarf Wartenummern vergeben. Ein
Beratungsgespräch dauert jeweils 20 Minuten.

Weitere Informationen und das ausführliche Programm des Aktionstages »Das
Älterwerden meistern«, der bereits zum dritten Mal stattfindet, sind zu
finden auf der Internetseite der Verbraucherzentrale Hamburg unter
www.vzhh.de/aelterwerden.



Der Aktionstag wird gefördert durch die Homann-Stiftung.
Kooperationspartner sind Alzheimer Gesellschaft Hamburg e. V. |
Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege Hamburg e.V. - Fortbildungs-
und Servicestelle Seniorentreffs | Barrierefrei Leben e. V. - Verein für
Hilfsmittelberatung, Wohnraumanpassung und barrierefreie Bauberatung |
Hamburger Hospiz e. V. | Koordinationsstelle Wohn-Pflege-Gemeinschaften und
BIQ Bürgerengagement für Wohn-Pflege-Formen im Quartier | Pflegestützpunkt
Hamburg-Rahlstedt | Polizei Hamburg, Landeskriminalamt - Abteilung
Prävention und Opferschutz | Rentenberater Schulz & Reißig & Kollegen |
Sozialverband Deutschland e. V. - SoVD, Landesverband Hamburg |
abschied-begleiten.de, Angela Reschke

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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LESUNG/6296: Stuttgart - José F. A. Oliver, "wundgewähr", Durch die Künste hindurch, 06.02.209


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Mittwoch, 06.02.19, 19.30 Uhr

wundgewähr - Durch die Künste hindurch

José F. A. Oliver

Lesung, Gespräch, Fotos

Moderation: Michael Braun



"Durch die Künste hindurch", so ist der Abend übertitelt und stellt
den Lyriker, Übersetzer und - auch fotografierenden - Essayisten Jose
F.A. Oliver mit seinen jüngsten Werken vor, die bei aller
Verschiedenheit etwas eint: Das Durchschreiten der Künste. Texte
korrespondieren mit Fotografien, Gedichte mit ihren Übersetzungen,
Sprachen mit essayistischen Formen. In seinem neuen Gedichtband
"wundgewähr" (2018) packt Jose F. A. Oliver mit "wort & welt im ohr"
seinen "rucksack" aus: Sanfte Erdbeben mit jedem Wort, er holt die
Zeichen hervor, um sie wundgemäß neu zu setzen und Wörtern "weltbiss"
zu verleihen. Das kaleidoskopische Buch "21 Gedichte aus Istanbul 4
Briefe & 10 Fotow:orte" (2016) ist eine sinnliche Reise nach
Istanbul, ein "menschenatlas voller wirklichkeiten". Dazu gehören
Arbeitslosigkeit, schleichende Islamisierung oder aber die
Niederschlagung der Aufstände rund um den Gezi-Park. Auch
Nachdichtungen aus dem Spanischen von Federico García Lorca sowie
eigene Fotografien kommen an diesem Abend auf die Bühne und ins
Gespräch. Jose F. A. Oliver, mehrfach ausgezeichneter Lyriker,
Übersetzer und Essayist, wurde 1961 in Hausach geboren und lebt nach
zahlreichen Aufenthalten in der Schweiz, Ägypten, Peru, der Türkei
und den USA auch dort. Im Januar 2019 wurde ihm die Kieler
Liliencron-Dozentur für Lyrik zugesprochen.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6295: Stuttgart - Max Czollek, Desintegriert euch!, 05.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Dienstag, 05.02.19, 19.30 Uhr

Desintegriert euch!

Max Czollek

Lesung und Gespräch

Moderation: Anat Feinberg



Max Czolleks Sprache ist Zeugnis einer aus jahrelangen Beobachtungen
gespeisten Wut: Der Lyriker und promovierte Politologe richtet sich
in seiner Streitschrift "Desintegriert euch!" gegen eine
Gesellschaft, die glaubt, sie sei antirassistisch und weltoffen,
gegen die Illusion, dieses Land habe seine Lektion gelernt. Er
schreibt aus der Sicht eines 1987 in der DDR geborenen Juden, und
wenn er vom "Integrationstheater" spricht, dann in Ableitung des
"Gedächtnistheaters", ein Begriff, den der Soziologe Michal Bodemann
geprägt hat. Das Integrationstheater stabilisiere, so Czollek,
vielmehr das Bild einer geläuterten Gesellschaft, während eine
völkische Partei zugleich Erfolge feiert. Czollek entwirft nun eine
Strategie, dieses Theater zu beenden: Desintegration! Mit seinem Buch
legt er eine Polemik vor, die zugleich die Vision einer
alleinseligmachenden Leitkultur grundsätzlich in Frage stellt.

Seit 2009 ist Max Czollek Mitglied des Lyrikkollektivs G13,
organisiert gemeinsame Lesetouren und Veröffentlichungen und ist
Kurator des internationalen Lyrikprojekts "Babelsprech". Außerdem ist
er Mitherausgeber der Zeitschrift "Jalta - Positionen zur jüdischen
Gegenwart". Im Verlagshaus Berlin erschienen bislang die zwei
Gedichtbände "Druckkammern" (2012) und "Jubeljahre" (2015).

In Zusammenarbeit mit dem Forum Jüdischer Bildung und Kultur e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6294: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus, "Unterwegs - Jack Kerouac", Lesestunde, 04.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Montag, 04.02.19, 19.00 Uhr

Unterwegs - Jack Kerouac

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



Auf der Suche nach einem intensiven und rauscherfüllten Dasein
begeben sich Sal Paradise und Dean Moriarty auf verschiedene Reisen
durch die USA und Mexiko. Per Anhalter, auf Güterzügen oder mit
gestohlen Autos erkunden sie eine Welt voller Landstreicher und
Bummler, Migrantenfamilien, Kleinstädten und weiten Horizonten, all
das während sie sich von Sex, Drogen und Jazz berauschen lassen.
Losgelöst von der konventionellen Gesellschaft erleben sie das raue
Amerika: ein Ort, an dem das Leben nicht einfach, aber jeder Moment
heilig und kostbar ist. Jack Kerouac erzählt eine voller
Ruhelosigkeit und Sehnsucht gepackte Geschichte mit stark
autobiographischen Zügen, die inzwischen als das Manifest der
Beat-Generation gilt. Wir schließen uns den Beatniks an und sprechen
über die Lektüre dieses berauschenden Romans.

Anmeldung unter Ort: Literaturhaus Stuttgart

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6293: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese ... Susanne Bienwald: "Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes", 28.3.2019 


Literaturtage SuedLese 2019 im Kulturcafé Komm du

Susanne Bienwald: "Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes"

Autorenlesung am Donnerstag, den 28. März 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Autorenlesung 'Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes' mit Susanne Bienwald am Donnerstag, den 28.3.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Portrait der Autorin Susanne Bienwald und einem Foto des Buchcovers - Autorinnenportrait: © by 2016 by Maya Ueckert, Buchcover: © 2018 by Verlag Expeditionen, Hamburg]





Im Rahmen der Literaturtage SuedLese 2019

lädt das Komm du ein zu einer Autorenlesung am Donnerstag, den 28.03.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Susanne Bienwald: "Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes"

"Ich halte mich nur an Regeln, die ich gut finde."

Mina, eine selbstbewusste Mischlingshündin, hat ihre eigene Sicht
auf die Welt. In diesem Buch spürt sie den Fragen nach, die sie
umtreiben: Wo gibt es den besten Döner? Was ist dran an der
Relativitätstheorie? Warum leiden Menschen unter Rassenwahn? Wozu
gibt es Killer-Enten? Und wann begreift ihre Begleiterin Susanne
endlich, dass Hunde Langschläfer sind? Die Autorin Susanne
Bienwald wirft durch die Augen ihres Hundes einen Blick auf
menschliche Unzulänglichkeiten. Ein heiteres und zugleich
nachdenkliches Buch, nicht nur für Hundefreunde. 

Susanne Bienwald stammt aus Eutin in Ostholstein. Sie
studierte Philosophie, Germanistik, Romanistik und Soziologie in
Konstanz, Berlin und Hamburg. Nach Auslandsaufenthalten in der
Türkei, in Griechenland und Spanien lebt und arbeitet sie seit 2001
als freie Autorin und Lektorin in Hamburg und ist Mitglied im
writers' room, für den sie langjährig ehrenamtlich im Vorstand tätig
war. 


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Portrait der Autorin Susanne Bienwald und das Cover ihres 2018 erschienenen heiter-philosophischen Hunderomans 'Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes' - Foto der Autorin: © by Ele Runge, Buchcover: © 2018 by Verlag Expeditionen, Hamburg]

"Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes"

Das heiter-philosophische Werk, nicht nur für Hundefreunde, erschien im November 2018 im Verlag Expeditionen, Hamburg

Foto der Autorin: © by Ele Runge, Buchcover: © 2018 by Verlag Expeditionen, Hamburg




Susanne Bienwald - Kurzbiografie:

seit 2001 freie Autorin 

2001 "Innenansichten eines Außenseiters", Film für den SWR Baden-Baden, ein Porträt des Schriftstellers Hans Erich Nossack

2002 Fernsehpreis der Landeshauptstadt München, LiteraVision

2007 "Hans Erich Nossack. Nachts auf der Lombardsbrücke", Hoffmann und Campe, Hamburg

2008 "Lauter zerrissene Verhältnisse. Friedrich Hebbel und Hamburg", Hoffmann und Campe, Hamburg

2013 "Da geht einer", eine Künstlernovelle. Neu aufgelegt im Verlag Expeditionen im Jahr 2016

2016 "Wittensee", Kadera Verlag, Norderstedt

2017 Übernahme des Lektorats im Verlag Expeditionen, Hamburg

2018 "Neuauflage von Nachts auf der Lombardsbrücke", Verlag Expeditionen, Hamburg

2018 "Ich, Mina aus der Gärtnerstraße. Ansichten eines klugen Hundes", Verlag Expeditionen, Hamburg

Zahlreiche Lesungen in ganz Deutschland.


Weitere Informationen:

Susanne Bienwald - Homepage

http://susannebienwald.de/index.php?ansicht=aktuelles

Literatur - Autorin auf vier Pfoten: "Ich, Mina aus der Gärtnerstraße" (Eimsbüttler Nachrichten vom 9.12.2018)

https://www.eimsbuetteler-nachrichten.de/autorin-auf-vier-pfoten-ich-mina-aus-der-gaertnerstrasse/




[image: Blick auf den Eingang des Kulturcafé Komm du - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2018 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LESUNG/6292: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SuedLese ... Wolf-Ulrich Cropp: "Im Schatten des Löwen - Namibia, Botswana, Simbabwe - Von Horizont zu Horizont", 14.3.2019 


Literaturtage SuedLese 2019 im Kulturcafé Komm du

Wolf-Ulrich Cropp: "Im Schatten des Löwen"

Namibia, Botswana, Simbabwe - Von Horizont zu Horizont 

Autorenlesung mit afrikanischen Djembé-Rhythmen am Donnerstag, den 14. März 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Autorenlesung 'Im Schatten des Löwen' mit Wolf-Ulrich Cropp am Donnerstag, den 14.3.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto des Buchcovers und einem Autorenportrait von Wolf-Ulrich Cropp - Autorenportrait: © by Wolf-Ulrich Cropp, Buchcover: © by DuMont Reiseverlag, Ostfildern]





Im Rahmen der Literaturtage SuedLese 2019

lädt das Komm du ein zu einer Autorenlesung mit afrikanischen Djembé-Rhythmen

am Donnerstag, den 14.03.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Wolf-Ulrich Cropp: "Im Schatten des Löwen"

Namibia, Botswana, Simbabwe - Von Horizont zu Horizont

Der Autor und begeisterte Weltreisende war wieder unterwegs. In
seinem neuesten, bei DuMont erschienen Buch, berichtet er aus drei
Ländern des südlichen Afrika von grandioser Tier- und Pflanzenwelt,
faszinierenden Naturgemeinschaften: den San und Himba, die es bald
so nicht mehr geben wird. Und er liest und erzählt von Begegnungen,
Erlebnissen und Abenteuern, die mitreißen, zum Nachdenken anregen
und lange nachschwingen werden. Begleitet von lauernden Krokodilen,
dem Grunzen angriffslustiger Flusspferde, dem Trompeten der
Elefantenbullen und dem Beat schwarzer Trommeln der Kalahari folgen
wir Cropp bis an das tobende Gestade der Skelettküste
Namibias ... bis es uns packt, das afrikanische Reisefieber.

Musikalisch untermalt wird die Lesung von Maria Ishola von
der Gruppe Tubaba mit afrikanischen Djembé-Rhythmen.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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[image: Wolf-Ulrich Cropp bei den San von Kaore in Botswana - Foto: © by Wolf-Ulrich Cropp]

Bei seiner Lesung am 14.3.2019 nimmt der Autor Wolf-Ulrich Cropp die Zuhörer mit auf eine unvergessliche Reise durch Simbabwe, Botswana und Namibia.

Fotos: © by Wolf-Ulrich Cropp





"Wenn Wolf-Ulrich Cropp eine Lesung hält, kann man die berühmte Stecknadel zu Boden fallen hören.

 Dieser Mann schlägt mit seinen ebenso kenntnisreichen wie abenteuerlichen Geschichten sein Publikum in den Bann." 
(Maren Schönfeld auf die-auswaertige-presse.de) 





Über das Buch: "Im Schatten des Löwen" von Wolf-Ulrich Cropp

Namibia, Botswana, Simbabwe - Von Horizont zu Horizont

"Hier ist Afrika am schönsten." Mit diesen Worten nimmt uns der
Schriftsteller und intime Afrika-Kenner Wolf-Ulrich Cropp
mit auf seine jüngste Reise durch drei Länder des südlichen Afrika.
Gemeinsam mit ihm lauschen wir den schwarzen Trommeln der Kalahari
und erleben den Tanz der Ockermenschen vom Omumborombonga-Baum der
Himba. Begleitet von dem Geheul der Hyänen, vom Gebrüll hungriger
Löwen, dem tiefen Grunzen der Flusspferde und dem Trompetenstoß der
Elefantenbullen erkunden wir magische Tierwelten. Wir erleben mit
Cropp das Diamantenfieber Namibias und bangen mit ihm auf
seinem Marsch durch die Wüste Namib am tobenden Gestade der
Skelettküste. Und spätestens bei der Ankunft am Atlantik packt auch
den letzten Leser das afrikanische Reisefieber. Cropps
schillernder und kenntnisreicher Bericht ist zugleich eine Hommage
an die letzten Naturgesellschaften Afrikas.




[image: Foto links: Portrait des Autors Wolf-Ulrich Cropp, rechts: Buchcover 'Im Schatten des Löwen' - Foto links: © by Wolf-Ulrich Cropp, rechts: © by DuMont Reiseverlag, Ostfildern]

Das Credo des Autors Wolf-Ulrich Cropp ist seit jeher der Aufbruch ins Unbekannte.

Auf seiner Reise durch Namibia, Botswana und Simbabwe bewegt er sich bevorzugt jenseits ausgetretener Touristenpfade.

Sein schillernder und kenntnisreicher Bericht "Im Schatten des Löwen" ist eine Hommage an die Schönheit Afrikas.

Foto links: © by Wolf-Ulrich Cropp, rechts: © by DuMont Reiseverlag, Ostfildern




Über den Autor:

Wolf-Ulrich Cropp, der Ex-Manager aus Hamburg, ist seit 1997
als reisender Schriftsteller unterwegs. Bisher flossen 25 Bücher und
viele Kurzgeschichten, Erzählungen und Features - auch unter
Pseudonym - aus seiner Feder. Bei Malik/National Geographic erschien
u.a. der Bestseller "Alaska-Fieber". DUMONT brachte "Dschungelfieber
und Wüstenkoller" und "Wie ich die Prinzessin von Sansibar
suchte..." heraus. "Goldrausch in der Karibik" (Delius Klasing)
wurde "Buch des Jahres 2000", DIE WELT-Leserliste. Viel diskutiert
wurde sein Buch "Treffpunkt Kabul". In Meldorf 2013 und Schleswig
2015 gewann er den jeweils dotierten Publikumspreis für die beste
Kurzgeschichte. Im Verlag Kadera erschien gerade auch das Buch
"Jenseits der Westwelt" mit spannenden, nachdenklich-poetischen
Storys von unterwegs aus Ozeanen, von wilden Flüssen, Wüsten, dem
ewigen Eis und fremden Kulturen.

Cropp ist stellvertretender Vorsitzender der Hamburger
Autorenvereinigung e.V. (HAV) und Jurymitglied zweier renommierter
Literaturpreise.


Weitere Informationen:

Wolf-Ulrich Cropp - Homepage

http://www.wolf-ulrich-cropp.de/

Wolf-Ulrich Cropp bei Wikipedia

https://de.wikipedia.org/wiki/Wolf-Ulrich_Cropp

Lesesofa - Autorenlesung "Im Schatten des Löwen" mit Dr. Wolf-Ulrich Cropp

https://www.youtube.com/watch?v=oOH0su_qidc
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2018 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1162: Stuttgart - Hanns-Josef Ortheil, Stuttgarter Journal, "Volume#5: Sich Ausbreiten", Performance, 20.02.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Mittwoch, 20.02.19, 19.30 Uhr

Volume#5: Sich Ausbreiten

Hanns-Josef Ortheil

Veranstaltungsreihe: Stuttgarter Journal

Performance



Nach den ersten vier Folgen seines "Stuttgarter Journals", die sich
dem "Ankommen" (Hauptbahnhof), dem "Losgehen" (Untere Königsstraße),
dem "Sich Öffnen" (Schlossplatz) und dem "Sich Niederlassen"
(Schillerplatz/Marktplatz) widmeten, untersucht der Schriftsteller
Hanns-Josef Ortheil in der letzten Folge Momente eines "Sich
Ausbreitens". Fixiert, beobachtet und beschrieben werden diesmal das
Bohnen- und das Leonhardsviertel. Dabei präsentiert Ortheil wiederum
eine Serie multimedial verarbeiteter Fundstücke, Erlebnisse und
Erfahrungen mit der Stadt, in der er seit über dreißig Jahren wohnt.
So bastelt er anhand von erzählenden, essayistischen und
monologischen Texten, die mit Filmsequenzen und Fotografien
konfrontiert werden, an einer neuartigen Form von
"Stadtbeschreibung", die sich auf französische Vorbilder (Balzac,
Aragon, Butor) bezieht. In ihrem Verlauf soll die Wahrnehmung des
Stadtraums durch Rückblicke auf alte historische Strukturen und
moderne Verschiebungen von Bedeutungsfeldern intensiviert werden. Das
Ziel ist eine fortlaufende "Lektüre städtischer Terrains", nicht in
anekdotischem, sondern in physiologischem Sinn.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1161: Stuttgart - Literatur Schaufenster, über Klaus Nonnenmann, 07.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Donnerstag, 07.02.19, 17.00 Uhr 

Klaus Nonnenmann

Ulrich Keicher

Veranstaltungsreihen: auf einen Kaffee, Literatur Schaufenster

Gespräch



Klaus Nonnenmann, Jahrgang 1922, starb vor 25 Jahren am 11. Dezember
1993 in seiner Heimatstadt Pforzheim. Zeitlebens litt er unter den
Folgen von Kriegsverletzungen. Sein erster Text erschien 1954 in der
Zeitschrift "Akzente". Sein vielbeachtetes Romandebüt trug den Titel
"Die sieben Briefe des Doktor Wambach" (1959), sein letztes Werk zu
Lebzeiten war die Erzählung "Kongreß der Zauberer" (1992), und der
wohl bekannteste Text wurde sein Roman "Teddy Flesh oder Die
Belagerung von Sagunt" (1964). Heinz Ludwig Arnold schrieb 2000 in
der ZEIT: "Mit seinen an Seiten eher geringen, an poetischem Gewicht
aber doch beachtlichen Werk gehört Klaus Nonnenmann in eine Reihe mit
dem liebenswert kritisch-satirischen Zeitgenossen Heinrich Böll, oder
dem fantastisch skurrilen Erzähler Ernst Kreuder, die durchaus
bedeutende Erzähler in der jüngeren Bundesrepublik waren - damals,
als die Literatur noch Literatur war."

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8515: Und morgen, den 11. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.01.2019 bis zum 12.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8515 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkengrau und Nieselregen,

nachmittags dann Sonnenschein,

Jean kommt dem im Traum entgegen,

denn er fällt ins Wasser rein.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





OFFENER BRIEF/004: An Präsident Macron - "Verändern Sie unsere Institutionen und treten Sie zurück!" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Redaktion Frankreich / Büro
Berlin

Offener Brief an Präsident Macron: "Verändern Sie unsere 
Institutionen und treten Sie zurück!"

Von Pascal Maillard [1] für seinen Blog: POLARED - Petit observatoire
des libertés académiques, recherche, enseignement, démocratie [2]
(Kleines Observatorium der akademischen Freiheiten, Recherche, Bildung
und Demokratie), 9. Januar 2019



Paris - 09.01.2019. Dieser offene Brief ist rechte- und lizenzfrei.
Jeder Bürger und jede Bürgerin, mit gelber Weste, grüner Weste, roter
Weste oder ohne Weste kann ihn übernehmen und teilen. Es ist ein
Bürgertext und ein Werkzeug für den Kampf.


Offener Brief an Präsident Macron: "Verändern Sie unsere Institutionen
und treten Sie zurück!"

"Wenn die Regierung die Rechte des Volkes verletzt, ist der Aufstand
 für das Volk sowie für jeden Teil des Volkes das heiligste aller
 Rechte und die unverzichtbarste aller Pflichten."

 Erklärung der Rechte des Menschen und des Bürgers von 1793



1. Januar 2019

Monsieur le Président,

In weniger als 18 Monaten hat Ihre Politik unser Land in einen Zustand
der Gewalt versetzt, den es noch nie zuvor gegeben hat. Ihre Reformen
und Ihre Machtausübung werden heute von einer Mehrheit der Franzosen
abgelehnt. Der populäre Protest, der durch die Gelbwesten-Bewegung
verkörpert wird, ist stark, dauerhaft und legitim.

Sie sollten Ihre Verantwortung bei der Auslösung dieser Revolte, die
in Form eines Bürgeraufstands erfolgt, sorgfältig abwägen. Wenn sie
"von weit her kommt", dann kommt sie auch von Ihnen.

1. Sie haben Ihr Mandat mit einem Gesetz zur Moralisierung des
öffentlichen Lebens begonnen. Die Franzosen erleben jedoch täglich
Praktiken, die Vetternwirtschaft, Geschäftemacherei und die
Privatisierung des Staates zum Wohle von persönlichen Interessen
beinhalten. Die Benalla-Affäre ist nur das sichtbarste und
beklagenswerteste Symptom, nicht nur einer Verwechslung von
öffentlichen Verantwortlichkeiten mit privaten Interessen, sondern
auch eines frappierenden Amateurismus und einer beunruhigenden
Desorganisation des Staates.

2. Sie schwächen methodisch die öffentlichen Dienste, indem Sie
Zehntausende von Beamtenstellen abbauen. Sie verschärfen soziale und
territoriale Ungleichheit durch zahlreiche unkoordinierte Reformen,
die die gesamte Bevölkerung betreffen: Jugendliche, Arbeitnehmer,
Arbeitslose und Rentner. Nach der Schule, der Universität, dem
Gesundheitswesen, dem Arbeitsgesetzbuch, der SNCF (staatl.
Eisenbahngesellschaft) und der Justiz wollen Sie sich nun mit Renten,
der Arbeitslosenversicherung und dem gesamten öffentlichen Dienst
befassen. Wenn die Bürger dies zulassen, werden Sie am Ende Ihrer
Amtszeit das, was Sie vom Sozialstaat übrig gelassen haben,
verschwendet, die öffentlichen Dienste abgebaut und die Zerstörung der
Errungenschaften des Conseil national de la Résistance (Nationaler
Widerstandsrat) abgeschlossen haben.

3. Sie haben Ihre Reformen mit einer autoritären Machtpraxis
durchgesetzt, indem Sie Verordnungen missbraucht, Volksvertreter
missachtet, Ihre eigene Mehrheit mundtot gemacht und den sozialen
Dialog systematisch umgangen haben. Und was die Menschen nicht
vergessen werden, ist, dass Sie immer wieder grenzenlose Herablassung
und Verachtung gegenüber einfachen Bürgern, Oppositionellen, lokalen
Mandatsträgern und Vermittlungsorganisationen zwischen Staat und
Bürgern (z.B. Gewerkschaften; Anm.d.Ü) gezeigt haben.

4. Angesichts des sozialen Protestes haben Sie sich für polizeiliche
und juristische Repressionen, mit ihrem Anteil an Gewalt, sowie für
präventive und willkürliche Verhaftungen entschieden. Sie bringen
unser Land jeden Tag ein wenig mehr außerhalb des Gesetzes.
Finanz-Kriminelle sind auf freiem Fuß, während Gymnasiasten und
friedliche Demonstranten eingesperrt werden, manchmal sogar verletzt
durch gefährliche Waffen, die dringend verboten werden müssen.
Gleichzeitig ist Ihre Regierung so weit gegangen, Bürger zu
kriminalisieren, die Migranten Hilfe und Unterstützung boten. Sie
können diesen Weg nicht fortsetzen und somit Gefahr laufen, noch mehr
gegen die Grundfreiheiten zu verstoßen, für die Sie doch eigentlich
der Garant sind.

5. Schließlich, während Sie sich für den Kampf gegen die globale
Erwärmung eingesetzt haben, ist Ihre eigene Umweltpolitik arm
geblieben, Sie weigern sich immer noch, die größten Umweltverschmutzer
in unserem Land bezahlen zu lassen, während Sie die am stärksten
Benachteiligten und die Mittelschicht dafür zur Kasse bitten. Indem
Sie die Interessen großer Industriekonzerne systematisch schützen,
stellen Sie den Staat in den Dienst der Geldmächte, anstatt dem
Gemeinwohl zu dienen und auf die Herausforderungen von dringenden
Sozial- und Klimafragen zu reagieren.

Für all das, Monsieur le Président, sind Sie verantwortlich. Es ist
Ihre Wahrheit. Und wenn Ihre Absichten aufrichtig wären, hätten Sie
verstanden, dass es ohne die Wiederherstellung des ISF (franz.
Vermögenssteuer), ohne eine Erhöhung des sozialen Minimums und des
Mindestlohns, ohne eine radikale Änderung der Politik, die allein neue
Hoffnung wecken kann, keine Wiedererlangung der Würde für die Ärmsten
unserer Mitbürger geben wird.

Sicherlich zeigen Sie angesichts der wachsenden Wut Reue und erkennen
Fehler an. Aber Sie tun nur so, als ob Sie verstehen und schlagen
lediglich halbherzige improvisierte Maßnahmen vor. Sie beharren
darauf, den Kurs Ihrer neoliberalen Politik fortzusetzen, die zum
Scheitern verurteilt ist, die die Arbeitslosigkeit nicht verringert,
die die Reichsten begünstigt, die Ärmsten verarmen lässt und die den
Boden für eine extreme Rechte bereitet, die Sie für Wahlzwecke
instrumentalisieren.

Sicherlich schlagen Sie zwei Monate für nationale Debatten und
Beschwerdeeinreichungen vor. Aber durch diese Konsultationen wird sich
niemanden einlullen lassen und sie werden nicht ausreichen, um die
legitimen Bestrebungen der Menschen nach mehr Steuer- und
Sozialgerechtigkeit, mehr Freiheit und Gleichheit, und vor allem nach
einer anderen Regierungsform zu unterdrücken. Denn was die meisten
unserer Mitbürger heute anstreben, ist ein radikaler politischer und
institutioneller Wandel. Es ist diese Forderung, die vorrangig gehört
werden muss.

Sicherlich könnten Sie die Auflösung der Nationalversammlung in
Betracht ziehen, worum einige Sie bitten. Aber eine Auflösung wird
nichts an den Dysfunktionen unseres Landes und den eigentlichen
tiefgehenden Ursachen der Bürgerrevolte ändern: veraltete
Institutionen, eine massive Krise der Repräsentation des Volkes, eine
präsidialherrschaftliche und antidemokratische Republik.

Sie müssen sich bewusst sein, Monsieur le Président, dass die massive
Ablehnung Ihrer Politik und der Protest der Bevölkerung Sie
wahrscheinlich daran hindern werden, die von Ihnen geplanten Reformen
fortzusetzen. Was Sie mit Gewalt durchsetzen wollen, wird auf der
Straße angefochten werden, mit dem Risiko, die Unruhen in unserem Land
zu verschlimmern und zu multiplizieren.

Es liegt daher an Ihnen, diese historische Situation zur Kenntnis zu
nehmen und von nun an den einzigen möglichen Weg einer radikalen
Transformation in Betracht zu ziehen, der zu diesem Zeitpunkt
praktikabel ist: unsere Institutionen grundlegend zu verändern und sie
nicht nur nach Belieben aufzuhübschen. Zu diesem Zweck liegt es in
Ihrer Macht, ein Referendum anzusetzen, in dem Sie das Volk
auffordern, über die Einrichtung einer Verfassungsgebenden Versammlung
abzustimmen, um eine neue Verfassung für unser Land zu erarbeiten. Am
Ende dieses Prozesses, der im neuen Jahr durchgeführt werden kann,
liegt es an Ihnen, verfassungsgemäß Ihren Rücktritt zu erklären.

Die Geschichte hat es so gewollt, Monsieur le Président, dass Sie am
Ende eines institutionellen Zyklus das höchste Amt innehaben sollten:
der 5. Republik geht der Atem aus. Einige halten sie für bereits im
Sterben liegend. Wie dem auch sei, hat Ihre Ausübung der Macht die
Probleme verschlimmert, die die Franzosen, die Ihren Rücktritt
fordern, beklagen und zurückweisen.

Sie wollten sich als Präsident der Reformen wählen lassen. Damit Ihre
Präsidentschaft endlich unseren Mitbürgern nützlich ist, haben Sie den
Mut, die einzige Reform durchzuführen, die es wert ist: unsere
Institutionen radikal zu verändern und zurückzutreten! Es liegt im
Interesse unseres Landes, dass Sie dem Volk die Freiheit lassen,
Politik neu zu erfinden und gemeinsam eine neue Republik zu gestalten,
sozial, egalitär, ökologisch und demokratisch!

Monsieur le Président, das französische Volk gehört nicht Ihnen.
Bewusst und klar, gewinnt es nun die Kontrolle über sein eigenes
Schicksal zurück. Sie werden es nicht aufhalten. Die Weisheit
gebietet, dass Sie jetzt auf diese Kraft hören, die da im Gange ist.

 * 

Dieser offene Brief ist rechte- und lizenzfrei. Jeder Bürger und jede
Bürgerin, mit gelber Weste, grüner Weste, roter Weste oder ohne Weste
kann ihn übernehmen, in sozialen Netzwerken teilen, ihn so, wie er
ist, an den Präsidenten senden (an diese Adresse) [3], ihn
modifizieren, einzeln oder gemeinsam unterschreiben. Er kann kopiert,
eingefügt, gepostet, verschickt oder per Flugblatt verteilt werden. Es
ist ein Bürgertext und ein Mittel zum Kampf, unter vielen anderen. Er
befreit nicht von der Verpflichtung zum effektiven Handeln. Eine
Version des französischen Originals kann hier [4] im .odt Format
heruntergeladen werden.

PS: Nach Erhalt der Nachricht, die Macron den Franzosen anlässlich
seiner Neujahrsansprache zugesagt hat, steht es jedem frei, seiner
Nachricht mit diesem offenen Brief zu antworten. Die Postanschrift von
Elysée-Palast lautet wie folgt:

Monsieur le Président de la République

Palais de l'Elysée

55 rue du Faubourg Saint-Honoré

75008 Paris

Es ist kein Porto erforderlich.


Übersetzung aus dem Französischen von Pressenza München

Quelle: 

https://blogs.mediapart.fr/pascal-maillard/blog/010119/lettre-ouverte-au-president-macron-changez-nos-institutions-et-demissionnez


Anmerkungen:

[1] https://blogs.mediapart.fr/pascal-maillard-0

[2] https://blogs.mediapart.fr/pascal-maillard-0/blog

[3] https://www.elysee.fr/ecrire-au-president-de-la-republique/

[4] https://framadrop.org/r/MhjXRg_qfk#hfvFis7JnxdcFeoDzMlqmIUwsvGURY2wz4k+pkxSkDI=


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FUNDSTÄTTEN/128: Auf der Spur einer 3.500 Jahre alten Kultur an der Küste Ecuadors (idw)


Deutsches Archäologisches Institut - 09.01.2019

Auf der Spur einer 3.500 Jahre alten Kultur an der Küste Ecuadors

Ein Team des Deutschen Archäologischen Instituts erforscht die letzten
Reste der kaum bekannten Machalilla-Kultur



Die sogenannte Machalilla-Kultur (1.400-800 v.Chr.) ist bisher fast
unerforscht. Sie breitete sich entlang der Küste Ecuadors aus und hatte
Beziehungen bis ins Hochland und an die nordperuanische Küste. Ihren Namen
erhielt sie 1958 vom ecuadorianischen Archäologen E. Estrada, der eine
neuartige Keramik im heutigen Machalilla entdeckte. Viel mehr ist bisher
nicht bekannt.




[image: Bild: © Heiko Prümers, DAI]

Drohnen-Luftbild des Fundortes Ma-Lan, rund 400m vom Meer entfernt in der
südlichen Bucht von Machalilla

Bild: © Heiko Prümers, DAI



Das möchte ein Team der Kommission für Archäologie Außereuropäischer
Kulturen des DAI ändern. Gemeinsam mit der Päpstlichen Universität in
Quito (PUCE) haben die Archäolog*innen an zwei Fundorten in der Bucht von
Machalilla gegraben. Der erste ist der namengebende Fundort, der
zweiteFundplatz gehört zur sogenannten Chorrera-Kultur, die sich über
mehrere Jahrhunderte parallel zur Machalilla-Kultur im gleichen Gebiet
entwickelte. Auch das Verhältnis der beiden Kulturen zueinander steht im
Fokus der archäologischen Untersuchungen.

Mittels einer Drohne und der Auswertung von Luftbildern wurde zunächst
eine Gesamtkarte für die Bucht von Machalilla und die beiden ca. 2 km
voneinander entfernten Fundorte erstellt . Parallel begannen die
Grabungsarbeiten, die sich vor allem am namensgebenden Fundplatz aufgrund
zahlreicher rezenter Gräber als sehr schwierig erwiesen. Dennoch stellte
das Grabungsteam zahlreiche Funde sicher, die nun im Labor der PUCE
genauer untersucht werden.

Anhand von verkohlten organischen Resten an den Innenseiten von
Keramikfragmenten konnte der namengebende Fundort in die Zeit zwischen
1.380-1.000 v. Chr. datiert werden. Überraschend war, dass sich nicht eine
einzige Scherbe des Keramiktyps "Ayangue Incised" fand, der bisher in der
Literatur als Leitfossil der Machalilla-Kultur gilt. Im Gegensatz dazu
kamen am zweiten Fundort erstmals zahlreiche Fragmente von Figurinen zu
tage, die bisher der Bahia-Kultur zugeordnet wurden. Da sie nun erstmals
in gesichertem Fundzusammenhang nachgewiesen sind, muss ihre Zuordnung
vermutlich komplett neu überdacht werden. 




[image: Bild: © Heiko Prümers, DAI]

Aus Meeresschnecken und Muscheln gefertige Schmuckstücke (a-e) und
Angelhaken (f-i) aus Ma-Lan

Bild: © Heiko Prümers, DAI



Neben den Figurinen legte das Grabungsteam vor allem Objekte aus Meeresschnecken (Mollusken) wie
Angelhaken oder Knöpfe in sämtlichen Bearbeitungsstufen frei. Es bleiben noch viele Fragen und Auswertungen offen, die in den kommenden
Kampagnen geklärt werden sollen.



Weitere Informationen im aktuellen e-Forschungsbericht 2.2018

https://publications.dainst.org/journals/efb/2151

Originalpublikation:

urn:nbn:de:0048-journals.efb-2018-2-p52-56-v6534.5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

http://idw-online.de/de/institution1321

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Archäologisches Institut, 09.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9624: Stuttgart - A Pocketful of Rainbows, Porträt-Serie von Jim Avignon, Eröffnung, 22.02.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Freitag, 22.02.19, 19.30 Uhr

A Pocketful of Rainbows

Jim Avignon

Ausstellungseröffnung, Lesung, Musik,

Lesung: Elke Twisselmann



Die Witwe eines Waffenfabrikanten, die sich vor den Geistern der
durch seine Waffen Getöteten fürchtete; ein Pop-Star, der Autos
verschenkte und auf Fernseher schoss, und ein Mann, der seine Schuhe
immer nur einen Tag trug - das sind die "Heldinnen und Helden" einer
neuen Porträt-Serie, die ab Februar im Literaturhaus Stuttgart zu
sehen sind. Gemalt hat diese Bilder Jim Avignon, aufgewachsen in
Karlsruhe, in Berlin lebend, weltweit aktiv. Gezeigt werden mehr als
20 Bilder in seinem Stil: feiner Strich auf Alltagsmaterial wie
Papier. Porträtiert hat der Künstler Exzentrikerinnen und Exzentriker
aus verschiedenen Jahrhunderten, darunter Gertrude Stein und Oscar
Wilde, Howard Hughes und Sarah Bernhardt, aber auch Pop-Größen wie
Andy Warhol und Grace Jones. Jim Avignon betritt damit Neuland:
Erstmals kommentiert er nicht ironisch den Geist unserer Zeit,
sondern außergewöhnliche "Geister der Geschichte". Und auch das
Literaturhaus Stuttgart feiert eine Premiere: Erstmals sind die
Bilder des Berliners Multi-Talents in einer Bücher-Institution zu
sehen.

Zur Vernissage liest Elke Twisselmann ausgewählte Texte der
portraitierten Köpfe.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/724: Hamburg - Symposium zum Thema »Raubkunst. Forschung und Öffentlichkeit« am 13. Januar 2019


Hamburger Kunsthalle

Symposium zum Thema Raubkunst anlässlich des 80. Geburtstags von
Prof. Dr. Uwe M. Schneede

am Sonntag, 13. Januar 2019, von 11 bis 16 Uhr



Die Hamburger Kunsthalle und der Kunstverein in Hamburg veranstalten ein
eintägiges öffentliches Symposium zum Thema »Raubkunst. Forschung und
Öffentlichkeit«. Anlass ist der achtzigste Geburtstag von Prof. Dr. Uwe M.
Schneede, dem ehemaligen Direktor des Kunstvereins in Hamburg und der
Hamburger Kunsthalle. Das Symposium fasst den gegenwärtigen
Diskussionsstand zu Provenienzforschung und Restitutionen in Hamburg für
ein breites Publikum zusammen. In drei Themenblöcken sprechen renommierte
Expert_innen über die Forschung zur NS-Raubkunst in Hamburg, die
Vermittlung der Forschungsergebnisse und den Umgang mit kolonialem Erbgut.
Die Veranstaltung würdigt gleichzeitig den grundlegenden Beitrag von Prof.
Dr. Uwe M. Schneede zu diesen Fragestellungen und zum Aufbau eines aktiven
Forschungsnetzes in der Bundesrepublik.

Uwe M. Schneede (*1939) studierte Kunstgeschichte, Literaturwissenschaft
und Archäologie in Kiel und München. Von 1973 bis 1984 leitete Schneede den
Kunstverein in Hamburg, von 1991 bis 2006 war er Direktor der Hamburger
Kunsthalle. Von 2008 bis 2014 war der Kunsthistoriker Vorsitzender des
Beirats der Arbeitsstelle für Provenienzforschung in Berlin und von 2015
bis 2017 wissenschaftlicher Gründungsvorstand der Stiftung Deutsches
Zentrum Kulturgutverluste in Magdeburg.

Die Provenienzforschung an der Hamburger Kunsthalle, für die 2005 eine
eigene Stelle eingerichtet wurde, erstreckt sich über alle
Sammlungsgegenstände, die bis 1945 entstanden und seit 1933 in den Bestand
der Hamburger Kunsthalle übergegangen sind bzw. sich als langfristige
Dauerleihgabe im Hause befinden. Zudem beschäftigt sich diese Abteilung
intensiv mit der allgemeinen Sammlungs- und Museumsgeschichte der
Hamburger Kunsthalle.

Teilnehmende
Prof. Tulga Beyerle, Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg; Dr. Carsten
Brosda, Senator für Kultur und Medien der Freien und Hansestadt Hamburg
(Grusswort); Prof. Dr. Hans-Jörg Czech, Hamburg Museum; Dr. Dorothee
Hansen, Kunsthalle Bremen; Prof. Dr. Gesa Jeuthe, Kunstgeschichtliches
Seminar, Universität Hamburg, Liebelt Stiftungsprofessur für
Provenienzforschung; Maria Kesting, Staats- und Universitätsbibliothek
Hamburg, Arbeitsstelle Provenienzforschung; Prof. Dr. Gilbert Lupfer,
Deutsches Zentrum Kulturgutverluste, Magdeburg; Prof. Dr. Barbara
Plankensteiner, Museum am Rothenbaum, Kulturen und Künste der Welt
(MARKK); Prof. Dr. Uwe M. Schneede; Prof. Bettina Steinbrügge, Kunstverein
in Hamburg; Prof. Dr. Christoph Vogtherr, Hamburger Kunsthalle; Carola
Thielecke, Justiziarin, Stiftung Preußischer Kulturbesitz, Berlin; Prof.
Dr. Jürgen Zimmerer, Universität Hamburg, Forschungsstelle Hamburgs
(post-)koloniales Erbe

Dr. Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien: »Die Rückgabe von
Raubkunst ist nicht nur ein unverzichtbarer und selbstverständlicher Akt
der Wiedergutmachung, sie ist auch ein Zeichen der rechtlichen und
moralischen Übernahme von Verantwortung. Damit bildet sie auch das
Fundament für ein zukünftiges positives Miteinander. Grundlage der
Restitution ist das große Engagement der Provenienzforscherinnen und
-forscher, die durch gewissenhafte Spurensuche die Rückgabe einzelner
Objekte ermöglichen. Weit über Hamburg hinaus ist die Provenienzforschung
untrennbar verknüpft mit dem Einsatz Prof. Schneedes. Gerade die
Aufarbeitung unseres postkolonialen Erbes zeigt, dass wir noch lange
nicht am Ziel sind, sondern allenfalls auf dem richtige Weg.«

Öffentliches Symposium: »Raubkunst. Forschung und Öffentlichkeit«

Sonntag, 13. Januar 2019, 11 bis 16 Uhr, Hamburger Kunsthalle, 
Werner-Otto-Saal

Teilnahme: frei

 * 

Quelle:

Hamburger Kunsthalle - Stiftung öffentlichen Rechts

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Glockengießerwall, 20095 Hamburg

Telefon: +49 (0) 40 428 131 204, Fax: +49 (0) 40 428 131 884

E-Mail: presse@hamburger-kunsthalle.de

Internet: www.hamburger-kunsthalle.de
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GEGENWIND/788: Buchbesprechung - "Der Bunker" von Jacques Berndorf


Gegenwind Nr. 364, Januar 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Wenn die Regierung sich retten will

Rückzugsmöglichkeit für Verfassungsorgane

von Reinhard Pohl



Seit 1950 wurde geplant, seit 1962 wurde gebaut, 1971 war er
fertig: Der Regierungsbunker hatte fast 1.000 Wohnräume und nochmal
fast 1000 Büroräume und bot dem Bundeskanzler sowie dem
Bundespräsidenten einen Bunkerplatz 110 Meter unter der Eifel, nahe
der damaligen Hauptstadt Bonn. der Roman handelt von seiner
Ausforschung.



Der Autor berichtet in diesem Roman über sich selbst. Denn bereits
1984 hat er unter seinem richtigen Namen Michael Preute ein Buch über
den Regierungsbunker geschrieben. In diesem Roman beschreibt er, wie
ein Journalist 1983 in der Eifel recherchiert und Puzzlestück für
Puzzlestück zusammensetzt, ohne das große Ganze wirklich zu erfassen,
denn das ist geheim.

Der Roman beschreibt vor allem die Menschen, die in der Gegend wohnen,
rund um den Bunker. Niemand weiß "offiziell" etwas darüber, das ist ja
geheim, aber alle wissen Bescheid und erzählen mehr oder weniger. Den
Autor interessiert aber mehr. Denn der Bunker wurde nicht in den Berg
hineingebaut, sondern es gab dort bereits Stollen. Diese gehörten zu
einer nie vollendeten Eisenbahnlinie. Diese Stollen waren im Zweiten
Weltkrieg als Produktionsstätten genutzt worden, und produziert hatten
hier Zwangsarbeiter und Gefangene. Deshalb gab es an zwei
Stollen-Eingängen Konzentrationslager.

Der Autor beschreibt auch, dass die Befragungen hier viel schwieriger
sind. Die Gedenkstätten führen die Lager auf, aber die Einheimischen
wissen - angeblich - so gut wie nichts darüber. Auch Bauarbeiter und
Behörden wollen sich dazu nicht äußern.

Der Autor schreibt aber auch über Bunker an sich und über deren Sinn
im Atomkrieg, denn dafür ist dieser Regierungsbunker gebaut. Dort kann
eine unbekannte Zahl von Menschen, ein paar Hundert oder Tausend, den
Atomkrieg überleben. Der Rest der Bevölkerung aber nicht, weil ja die
damals rund 60 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner nicht in den
Bunker passen. Geheim war und ist er auch, weil sonst im Fall eines
Atomkrieges natürlich etliche Menschen versuchen würden, mit Gewalt in
den Bunker einzudringen, und das betrifft nicht nur Zivilisten - auch
Soldaten hätten es vielleicht versucht.

Die Frage wäre dann aber gewesen: Was geschieht nach dem Krieg? Dann
haben möglicherweise, wenn die Lüftung funktioniert hätte, wenn es im
Bunker keinen Lagerkoller gegeben hätte, Kanzler und Minister
überlebt. Aber sie hätten das Volk verloren, das sie regieren wollten,
sie können nur noch sich selbst regieren.

Übrigens wurde der Bunker nach der Wiedervereinigung aus dem Betrieb
genommen, 2001 offiziell mit dem "Rückbau" begonnen. Und seit 2008 ist
er öffentlich, als Gedenkstätte. Trotzdem sind viele Fragen aus dem
Roman noch nicht beantwortet. Aber: Vieles ist auch beantwortet. Lesen
ist also ein guter Anfang.



Jacques Berndorf: Der Bunker. kbv-Verlag, Hillesheim 2018, 216 Seiten,
10,95 Euro

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/6797: Erneut Sammelabschiebung nach Afghanistan


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Erneut Sammelabschiebung nach Afghanistan

Von Marianne Arens

10. Januar 2019



Die Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD setzt die Sammelabschiebungen nach
Afghanistan fort. In der Nacht zum Dienstag wurden erneut 36 geflüchtete
Menschen nach Kabul abgeschoben. Die bisher 20. Sammelabschiebung startete
einmal mehr vom Franz-Josef-Strauß-Flughafen in München.

Während die Identität aller tatsächlich Deportierten bisher nicht
publiziert worden ist, befanden sich unter den 36 abgeschobenen Männern
offenbar Personen aus Bayern, Hessen, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein.

Die Innenministerien und das BAMF gehen dabei mit grenzenloser Tücke und
Menschenverachtung vor. Wie mehrere Flüchtlingsinitiativen berichten, waren
diesmal auch Menschen zur Abschiebung vorgesehen, die schon seit Jahren in
Deutschland lebten und arbeiteten und gar nicht mehr daran dachten, dass
sie noch gefährdet sein könnten.

Während die Politiker immer mit dem Argument beschwichtigen, es würden nur
"verurteilte Straftäter" abgeschoben, stimmt dies zumindest für Bayern
längst nicht mehr. Allein aus diesem Bundesland wurden 23 Personen
abgeschoben, von denen 12 als "Straftäter" galten. Die übrigen elf waren
zum Teil gut integrierte junge und ältere Männer, die über
Deutschkenntnisse und Arbeit verfügten oder am Beginn ihrer Ausbildung
standen.

Wie der Bayrische Flüchtlingsrat berichtet, waren auch körperlich und
psychisch kranke Geflüchtete für die Abschiebung vorgesehen. Einer von
ihnen war ein Bauarbeiter, der Deutsch spricht und in Niederbayern auf dem
Bau gearbeitet hatte. Seitdem ihm ein Stahlträger auf die Hand gestürzt
war, war der Mann arbeitsunfähig und benötigte Medikamente und Sozialhilfe.
Gerade ihn hatte die Zentrale Ausländerbehörde Deggendorf für die
Abschiebung vorgesehen.

In Kempten versuchten die Beamten auch, einen Afghanen in Abschiebehaft zu
nehmen, der einen festen Ausbildungsvertrag zum Elektriker besitzt, obwohl
dies der Ausländerbehörde schon seit Wochen bekannt war. In Abschiebehaft
befand sich außerdem ein Mann, der in einer Pizzeria in Plattlingen
gearbeitet hatte, ehe ihm die Arbeitserlaubnis willkürlich entzogen worden
war. Um die Abschiebemaschinerie den Blicken der Öffentlichkeit stärker zu
entziehen, unterhält die bayrische Ausländerbehörde seit November am
Flughafen München ein Abschiebegefängnis in einer ehemaligen
Air-Berlin-Halle.

Die jüngste Sammelabschiebung hat viele afghanische Geflüchtete in Angst
und Schrecken versetzt, wie die Flüchtlingsräte Bayerns und Hessens
bestätigen. So konstatierte Stephan Dünnwald, Sprecher des Bayrischen
Flüchtlingsrats, dass "Bayern unterschiedslos alle abgelehnten männlichen
Afghanen zur Zielscheibe von Abschiebung macht... Viele Afghanen tauchen
als Reaktion auf diese Politik unter oder flüchten weiter in andere
EU-Staaten, auch solche, die gar nicht gefährdet sind." Diese
menschenverachtende Praxis führe auch dazu, dass jetzt viele Afghanen, die
bereits einen Platz in einer Berufsschule oder einer Firma hätten, aus
Angst nicht mehr zum Unterricht oder zur Arbeit erschienen.

In den letzten Monaten ist die Abschiebepraxis der Berliner Großen
Koalition und der Landesregierungen immer brutaler geworden. Die
Hilfsorganisation Pro Asyl dokumentiert dazu auf ihrer Website zahlreiche
Fälle. So wurde ein Mann aus Zwickau nach Afghanistan abgeschoben, der
schon fünf Jahre in Deutschland gelebt und Vollzeit gearbeitet hatte. "Ein
junger Mann und ein zuverlässiger Mitarbeiter, der sich nie was zu Schulden
hat kommen lassen", wie sein Arbeitgeber klagte. "Wir verlieren mit ihm
einen wunderbaren Mitarbeiter."

Offenbar werden die Menschen regelmäßig des Nachts aus den Betten geholt,
und auch auf Familien mit kleinen Kindern wird keine Rücksicht genommen.
Anfang November brach die Polizei im Rhein-Hunsrück-Kreis nachts um vier
die Tür einer Familie aus Armenien auf, um die Eltern und drei Kinder, das
jüngste sieben Monate alt, abzuschieben. Eine andere Familie wurde
vormittags aus Baden-Württemberg abgeschoben, wobei die Ausländerbehörde
ein Kind aus dem Kindergarten und das andere aus der Grundschule
herausriss.

Eine iranische Familie sollte Mitte Oktober aus Rheinland-Pfalz nach
Kroatien abgeschoben werden, obwohl die Mutter schwanger war. Des Nachts
wurde die Frau aus dem Krankenhaus abgeholt und in einem Rettungswagen an
den Flughafen Hannover gebracht. Die Abschiebung scheiterte nur an der
Weigerung des Piloten. Im thüringischen Saalfeld kam es zu einem ähnlichen
Fall: Acht Polizisten verschleppten einen Mann aus dem Krankenhaus, in dem
seine Frau in den Geburtswehen lag. Der Mann wurde trotz lebhafter Proteste
der Hebammen aus der Entbindungsstation gezerrt und zum Rhein-Main
Flughafen in Frankfurt gebracht. Dort führte schließlich sein eigener
Widerstand und der der anderen Flugbeteiligten zum Abbruch der grausamen
Aktion.

Diese und viele weitere Beispiele zeigen, mit welcher Rücksichtslosigkeit
die Regierung bei den Abschiebungen vorgeht. Allein in den Charterflügen
nach Afghanistan sind seit Ende 2016 mindestens 475 Menschen in das
gefährliche Kriegsgebiet abgeschoben worden, in dem erst an Heiligabend
wieder 43 Menschen einem mehrstündigen Angriff auf das Regierungsviertel in
Kabul zum Opfer fielen.

Nicht nur nach Afghanistan, auch in andere Länder läuft die
Abschiebemaschinerie auf Hochtouren. Noch in diesem Januar sind offenbar
Sammelabschiebungen nach Albanien, Serbien, Mazedonien und in den Kosovo,
sowie nach Tunesien und Nigeria geplant. Immer deutlicher und aggressiver
setzt die Große Koalition in Zusammenarbeit mit allen anderen Parteien, die
in den Landesregierungen an der Macht sind, die Flüchtlingspolitik der AfD
um: Ausländer raus!

 * 
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GLEICHHEIT/6796: Ungarn - Weitere Proteste gegen Orbán-Regierung


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Ungarn: Weitere Proteste gegen Orbán-Regierung

Von Markus Salzmann

8. Januar 2019



Am Samstag haben erneut etwa 10.000 Menschen in der ungarischen Hauptstadt
Budapest bei eisigen Temperaturen gegen die rechte Regierung von
Ministerpräsident Victor Orbán demonstriert. Bereits in den letzten Wochen
hatten Tausende gegen das sogenannte "Sklaven-Gesetz" protestiert.

Auslöser der Proteste in Budapest und anderen Städten des Landes war eine
Verschärfung des Arbeitsrechts, die es Unternehmen ermöglicht, bis zu 400
Überstunden im Jahr von allen Beschäftigten zu verlangen. Orbáns
Regierungspartei Fidesz, die über eine Zweidrittelmehrheit im Parlament
verfügt, hatte das Gesetz Mitte Dezember verabschiedet.

Inzwischen richtet sich der Protest gegen die gesamte rechte, unsoziale
Politik der Regierung, die seit Amtsantritt vor neun Jahren gezielt die
Pressefreiheit und demokratische Rechte beseitigt. Der jüngste Umbau des
Justizsystems soll der Regierung die völlige Kontrolle über die Gerichte
sichern. Die Menge skandierte am Samstag unter anderem: "Wir werden keine
Sklaven sein", "Dreckige Fidesz" und "Orbán hau ab".

So war es kaum verwunderlich, dass die regierungsnahen Medien in Ungarn die
Proteste entweder kaum erwähnten oder unkritisch die Reaktionen von
Regierungsvertretern wiederholten. Fidesz erklärte wie bereits zuvor, man
werde keinesfalls auf die Forderungen der Demonstranten eingehen.
Gleichzeitig setzt die Regierung ihre antisemitische Kampagne fort, indem
sie behauptet, der US-Milliardär George Soros stecke hinter den Protesten.
Vor den Europawahlen im Frühjahr mobilisiere Soros überall Kräfte, die
migrationskritische Regierungen wie die ungarische angriffen, erklärte ein
Fidesz-Sprecher am Samstag.

Inzwischen haben sich nahezu sämtliche Oppositionsparteien und die
Gewerkschaften den Protesten angeschlossen. Sie versuchen, sie unter ihre
Kontrolle zu bringen und in eine poltische Sackgasse zu führen. Die
Sozialisten (MSZP), deren rechte Politik den Weg für Orbán geebnet hatte,
die hysterisch antikommunistischen Grünen (LMP) und die Gewerkschaften
haben sich mit der neofaschistischen Partei Jobbik verbündet, die die
fremdenfeindliche Regierungspolitik Orbáns wiederholt aktiv unterstützt
hat.

Die MSZP, die aus der ehemaligen stalinistischen Staatspartei
hervorgegangen ist, hat die Proteste genutzt, um ein rechtes Bündnis mit
Jobbik zu schmieden. Aus einem monatelangen heftigen Flügelkampf in der
MSZP ist Bertalan Tóth als Sieger und neuer Parteichef hervorgegangen. Er
hat seine Partei auf einen radikalen Rechtsschwenk und die Kooperation mit
der ultrarechten Jobbik eingeschworen. Bei den Kommunalwahlen in diesem
Jahr wollen die Oppositionsparteien in jeder Region nur einen Kandidaten
aufstellen, der dann gegen den Kandidaten der Regierungspartei antritt.

Die Gewerkschaften drohen sogar mit Generalstreik, sollte die Regierung
nicht auf vier Forderungen reagieren, die sie aufgestellt haben. Laut der
Tageszeitung Nepszava verlangen sie, dass das Gesetz zur
Überstundenregelung zurückgenommen wird. Außerdem sollen der Mindestlohn
angehoben, die Renten verbessert und das Streikrecht geändert werden.
Laszlo Kordas vom Gewerkschaftsdachverband erklärte: "Wir bereiten uns auf
Streik vor."

Der Vorsitzende eines weiteren Gewerkschaftsverbandes, Andras Földiak,
sagte gegenüber Inforadio, dass er bereits für Anfang Februar
landesweite Streiks erwarte. Für den 19. Januar ist bereits ein weiterer
landesweiter Protest geplant.

Gewerkschaften und Opposition fürchten, dass die Proteste gegen die
Regierung sich ausweiten und eine unabhängige Richtung einschlagen, wenn
sie sie nicht unter ihre Kontrolle bringen. Das diese Furcht nicht
unbegründet ist, zeigt das Anwachsen von Protesten auf internationaler
Ebene. Seit Wochen protestieren die "Gelbwesten" in Frankreich gegen
Präsident Emmanuel Macron. Die Protestwelle hat bereits bis nach Spanien
und Portugal ausgestrahlt. Nun entwickeln sich auch immer mehr Proteste im
Süden und Osten Europas.

Seit mehreren Wochen demonstrieren Tausende Serben gegen Präsident
Aleksandar Vučić. Er und die regierende Fortschrittspartei (SNS)
setzen ein brutales Spardiktat um und gehen dabei immer gewalttätiger gegen
Oppositionelle vor.

Als sich Anfang Dezember 10.000 an einer Demonstration beteiligten,
erklärte Vučić verächtlich: "Marschiert, so viel ihr wollt. Ich
werde euch keine Forderung erfüllen, auch wenn fünf Millionen kommen
sollten." Ende des Jahres hatte sich die Teilnehmerzahl dann vervierfacht.

Auch an diesem Samstag kamen bei Schnee und eisigen Temperaturen über
15.000 Menschen zur Demonstration in die Hauptstadt Belgrad. Kleinere
Proteste gab es in den Städten Novi Sad, Niš und Kragujevac. Während
die Menge "Vučić, du Dieb" ruft, steht auf den Transparenten "Es
hat begonnen".

In Albanien kommt es erneut zu Protesten von Studenten. Diese hatten schon
im Dezember zwei Wochen lang den Unterricht boykottiert und angekündigt,
die Proteste im Januar wieder aufzunehmen. Sie wenden sich gegen die
katastrophalen Bedingungen, unter denen Schüler und Studenten in dem
bettelarmen Balkanstaat leben. Das Bildungssystem ist chronisch
unterfinanziert und marode. Mittlerweile sei die Proteststimmung auch auf
andere Teile der Bevölkerung übergesprungen, sagte Walter Glos von der
Konrad-Adenauer-Stiftung im Deutschlandfunk.

Auch "Bosnien ist in Aufruhr", wie die Süddeutsche Zeitung unlängst
titelte. Seit dem Tod eines Studenten vor acht Monaten protestieren hier
immer mehr Menschen gegen die Regierung.

Ausgelöst wurde die Bewegung durch den Tod des 21-jährigen Studenten David
Dragičević. Während die Polizei den Tod als Unfall darstellte,
deutet alles auf Folter und Mord hin. Für seinen Vater, einen Kellner und
Kriegsveteran, ist der Sohn Opfer eines Komplotts, in das Kriminelle,
Polizisten und Politiker verstrickt sind.

Dies war der Auslöser für Tausende, gegen die rechte, nationalistische
Regierung auf die Straße zu gehen. In sozialen Netzwerken werden die
Proteste von Zehntausenden unterstützt. Während die Regierung in dem
ehemaligen Bürgerkriegsgebiet die ethnischen Spannungen gezielt anheizt,
solidarisieren sich Muslime, Serben und Kroaten in den Protesten gegen die
Regierung.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2337: Januar 1919 in Berlin - Der Mythos vom Spartakusaufstand


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Januar 1919 in Berlin

Der Mythos vom Spartakusaufstand

von Reiner Tosstorff



Die Mär vom "Spartakusaufstand" geistert bis heute herum. Sie ist
gleichsam zur offiziellen deutschen Ideologie geworden. Die SPD, die
mit Regierungschef Friedrich Ebert und ihrem Kriegsminister Gustav
Noske bewusst das fatale Bündnis mit den Freikorps eingegangen war,
nutzte ihn weidlich. Skrupellose Rechtfertiger aus den Reihen der
Täter (die zugleich versuchten, ihre Taten zu vertuschen) taten dies
auch.


Nicht wenige seriöse Historikerinnen und Historiker haben das
Märchen in den letzten Jahrzehnten aufgedeckt, dennoch wird es in den
Medien immer noch weitergetragen. Unter der Überschrift
"Spartakusaufstand" gibt es z.B. immer noch einen entsprechenden
Artikel auf Wikipedia. Ähnlich überschrieb jüngst die Beilage der
evangelischen Kirche, Chrismon (Nr.11/2018), einen Beitrag mit
"Soldaten gegen Spartakus". Und der Literaturchef der FAZ,
Andreas Platthaus, schreibt fast durchgängig vom "Spartakusaufstand"
in seinem Buch zur Entwicklung nach der Novemberrevolution.

Dabei sind die Ereignisse bekannt. Die Absetzung des erst am
9. November vom Berliner Arbeiterrat eingesetzten Polizeipräsidenten
Emil Eichhorn, einem Mitglied der USPD, provozierte am 4. Januar
breite Proteste. Zwar rief auch die gerade erst gegründete KPD dazu
auf. Doch diese hatte in Berlin nur wenige tausend Mitglieder. Der
übergroße Teil der Tausenden von Demonstranten gehörte zur USPD, vor
allem zu ihrem linken Flügel um die "Revolutionären Obleute". Die
schiere Zahl der Demonstrierenden erzeugte bei den Organisatoren das
Gefühl, man könne und müsse jetzt auch weitergehen. Doch über einen
eher vagen Aufruf zur Absetzung der Regierung Eberts kam man nicht
hinaus. Es gab keine klaren Richtlinien. Der harte Kern der
Demonstrierenden besetzte nicht das Regierungs-, sondern das
Zeitungsviertel.

Verhandlungsversuche wurden von der Regierung Ebert/Noske abgelehnt.
Sie hatte inzwischen die Freikorps mobilisiert. Parlamentäre wurden
erschossen und alle Gebäude zurückerobert, wobei viele Gefangene
ebenfalls erschossen wurden. Obwohl die Bewegung ganz wesentlich aus
den Reihen der USPD kam, wurde sofort das viel "tauglichere" Feindbild
des kommunistischen, von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht im Auftrag
Moskaus unternommenen Aufstandsversuchs kreiert. Es galt, für die
Ermordung der beiden am 15. Januar eine Rechtfertigung zu finden, und
sei es auch nur nach dem Motto: Wer einen Aufstand versucht, muss
damit rechnen, dabei umzukommen.


Schicksal eines Untersuchungsberichts

So sehr also der Mythos vom Spartakusaufstand verbreitet wurde, weil
er nützlich war, so sehr wurde gleichsam amtlich, wenn auch öffentlich
kaum wahrnehmbar, bis in die Einzelheiten geklärt, wie es wirklich
war. Alles kann heute dank der Bemühungen von Jörn Schütrumpf,
Historiker bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung, in einem Reprint
nachgelesen werden.

Bereits im März 1919 setzte die verfassungsgebende preußische
Landesversammlung einen Untersuchungsausschuss zur Klärung der Abläufe
ein. Dieser bestand aus Vertretern der Parteien, darunter zunächst
auch einem USPD-Mitglied, und beschäftigte sich in monatelangen
Zeugenanhörungen und Auswertung von Dokumenten mit den Vorfällen. Das
alles wurde in einer umfangreichen parlamentarischen Aktenpublikation
veröffentlicht. Der Bericht des Untersuchungsausschusses erschien im
Februar 1921.

Zunächst wurde die Veröffentlichung des Untersuchungsberichts in die
Zeit nach der Auflösung der Landesversammlung und vor der Wahl eines
neuen Landesparlaments gelegt. Damit gab es kein Parlament, das den
vorgelegten Bericht hätte diskutieren können. Für das neugewählte
Parlament war er einfach erledigt, weil er eine Angelegenheit des
vorhergehenden gewesen war.

Dabei hatten sich die Vertreter der bürgerlichen Parteien und der
SPD - der USPD-Vertreter war nach kurzer Zeit ausgeschieden - alle
Mühe gegeben, die Verantwortung auf die Linke abzuwälzen. Und so
strotzt der Bericht auch von fragwürdigen Behauptungen - z.B. wenn er
über das Vorgehen der Freikorps, etwa die Gefangenenerschießungen,
einfach mit der Behauptung hinweggeht: "lässt sich nicht aufklären".
Andererseits musste er, wenn auch in sehr gewundenen Worten,
feststellen, dass zu Beginn der Kämpfe die Meinungen gespalten waren:
"Richtig ist, dass sowohl Unabhängige wie Kommunisten dabei eine
führende Rolle gespielt haben, und dass auf der anderen Seite sowohl
Unabhängige wie Kommunisten davor gewarnt haben." Zwar werden einige
"geistige Leiter der Bewegung" wie Karl Liebknecht (KPD) und Georg
Ledebour (USPD) genannt, doch hätten sie andererseits die Bewegung
nicht schon lange vorbereitet und waren dann auch nicht die, die "am
eifrigsten zum Losschlagen drängten". Missgünstig wurde aber
hinzugefügt, sie seien schon lange der Meinung gewesen, dass die SPD
die Regierungsgewalt zu Unrecht innehabe und man auf die Bewaffnung
des Proletariats hinarbeiten müsse.


Neuauflage

Ein systematisch geplanter, bewaffneter Aufstand sieht jedenfalls
anders aus. Erst recht, wenn man von einer - in diesem Bericht
natürlich nirgendwo konkret benannten - Moskauer Hand reden will, die
das ganze dirigiert haben soll. Und so endete der Bericht
passenderweise mit "Schlussfolgerungen", in denen wieder vom "Putsch"
die Rede war. Zudem lässt er vor allem in den vielen abgedruckten
Zeugenbefragungen erahnen, wie systematisch die verschiedenen
Gruppierungen der Linken - durchaus auch in provokatorischer Absicht -
mit Spitzeln infiltriert waren. Unterschlagen wurde, dass die dafür
nötigen Finanzen von Kräften aus dem Bürgertum kamen, die reichlich
den verschiedenen, von der SPD geleiteten Institutionen unter die Arme
griffen.

Der Bericht wurde als Anlage zu den preußischen Parlamentsprotokollen
veröffentlicht. Doch die waren nur in einigen größeren Bibliotheken zu
finden. Seine Ergebnisse wurden wenn, dann höchst selektiv verwendet.
Dazu hat der Herausgeber Schütrumpf zahlreiche Beispiele aufgeführt,
angefangen mit Eduard Bernstein und seiner wenige Monate später
erschienenen Geschichte der Revolution. Ähnlich wurde Jahrzehnte lang
weiter verfahren.

Nun allerdings liegt dieser fünfhundertseitige und großformatige
Bericht in einem schwergewichtigen Nachdruck vor, mit einer
ausführlichen Einleitung des Herausgebers und einem detaillierten
Sach- und Personenregister. Das Werk ist mit seiner umfangreichen
Materialsammlung sperrig und nicht leicht lesbar. Wer eine
Überblicksdarstellung sucht, sollte zu Klaus Gietinger greifen
(November 1918. Der verpasste Frühling des 20. Jahrhunderts)
oder zur klassischen Darstellung von Richard Müller (siehe SoZ
11/2018). Das Verdienst der von Schütrumpf herausgegebenen Ausgabe
ist, dass es keine Ausrede mehr gibt, das Material nicht zu kennen.


Der Mord

Drei Tage nach dem Ende der Kämpfe wurden Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht als angebliche Rädelsführer von den Freikorps verhaftet und
ermordet. Die Spuren der Täter waren schnell verwischt, nicht zuletzt
dank der guten Verbindungen in Teile der SPD-Führung, vor allem zu
Gustav Noske. Ein Militärgericht führte eine Justizfarce auf, die
Institutionen der Weimarer Republik machten sich dabei zu Komplizen.

Über diese Tragödie mit tiefgreifenden Folgen für die Geschichte der
deutschen und internationalen Linken ist schon oft geschrieben worden.
In Grundzügen konnten die Vorgänge bereits im Laufe der Weimarer
Republik rekonstruiert werden, wurden aber nur zu einem Teil vor
Gericht verhandelt, bis das Jahr 1933 weitere Aufklärung unterband und
die Mörder gar rehabilitiert wurden. Aber auch nach 1945 gab es in der
Bundesrepublik wenig Interesse an Aufklärung, war dieses Verbrechen
doch kompatibel mit dem antikommunistischen Konsens der Adenauer-Zeit.
Erst nach 1968 wurde intensiver nachgeforscht.

Das größte Verdienst hat dabei Klaus Gietinger, der das Verbrechen zum
ersten Mal 1995 rekonstruierte und dann 2009 den Hauptmann Pabst als
Schlüsselfigur für den Mord, aber auch die Folgegeschichte für die
Herausbildung des Faschismus in Deutschland in den Blick nahm. Seine
spannend zu lesende, umfassende Darstellung von 1995 liegt jetzt in
einer im wesentlichen unveränderten Ausgabe erneut vor. Soweit wie das
heute noch möglich ist, ist der ganze Ablauf darin rekonstruiert.
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FORSCHUNG/138: Casual Games - Der Tod spielt mit (idw)


Technische Universität Chemnitz - 08.01.2019

Der Tod spielt mit

TU-Dissertation beleuchtet erstmals, wie der Tod bei Casual Games ins
Computerspiel kommt und welche Funktion er dort hat - Video-Einordnung
verfügbar



Computerspieler und -spielerinnen kennen ihn in der Regel nur zu gut. Aber
auch darüber hinaus ist er bekannt und inzwischen sprichwörtliche
geworden: der "Game Over". Meist ist er mit dem Ableben des Spielehelden,
in der Fachsprache "Avatar" genannt, verbunden. Wissenschaftlich ist der
im Spiel allgegenwärtige "Tod" aber bisher noch kaum untersucht. Das
ändert sich jetzt mit der durch die Chemnitzer Forscherin Miriam Schreiter
vorgelegten Dissertation "Wie kommt der Tod ins Spiel? Von Leichen und
Geistern in Casual Games". Schreiter ist Wissenschaftliche Mitarbeitern an
der Professur Interkulturelle Kommunikation (Prof. Dr. Heidrun Friese).
Die Forscherin fand heraus, dass der Tod eine zentrale Rolle im
Computerspiel einnimmt und eine bedeutende Funktion für die Gestaltung und
Vermarktung des Spiels hat.

"Für meine Dissertation habe ich mir überlegt, wie der Tod in digitale
Spiel kommt, wie der dort wirkt und welche Praktiken im Umgang mit ihm
sichtbar werden. Vor allem aus einer transmedialen und ökonomischen
Perspektive", beschreibt Miriam Schreiter ihr Vorgehen. So sei besonders
relevant gewesen, welche Bilder vom Tod sich aus anderen Medien im
Computerspiel wiederfinden und welche wirtschaftliche Bedeutung er habe,
zum Beispiel wenn Spieler und Spielerinnen Computerspiele online bewerten.
Dabei habe sich Schreiter auf den Bereich der sogenannten "Casual Games"
konzentriert, also eher kleine Spiele für zwischendurch wie "Candy Crush",
ein dem Spieleklassiker "Tetris" ähnelndes Puzzle-Spiel.

Spielen für die Forschung

Für ihre Untersuchung entschied sich die Chemnitzer Wissenschaftlerin für
einen ethnografischen Ansatz, wonach sie das jeweilige Spiel in der Tiefe
analysierte und mehrfach spielte, um den Mechanismen um die Darstellung
des Todes auf die Spur zu kommen. "Ich habe in meiner Untersuchung auch
mehrere Methoden kombiniert, darunter visuelle, textuelle und inhaltliche
Analysen", beschreibt Schreiter ihren Zugang. Das so entstandene
Untersuchungsmaterial habe neben dem Spielen selbst aus Webseiten,
Foren-Beiträgen, Online-Bewertungen, Let's-Play-Videos, Interviews mit
Spielern und Spielerinnen sowie Filmen und mehr bestanden.

"Ich habe insgesamt vier Beziehungsnetze herausgearbeitet, über die der
Tod ins Spiel kommt", fasst die Forscherin zusammen. "Beziehungsnetze"
meine die komplexen sozialen, kulturellen, politischen und ökonomischen
Zusammenhänge und Verbindungen zwischen Menschen, Dingen und Praktiken. So
beschreibe das erste Beziehungsnetz transmediale Zusammenhänge, wobei der
Tod über alte Stoffe, Motive und kulturelle Topoi ins Spiel komme, die den
Zwecken und Möglichkeiten des digitalen Mediums angepasst werden. "Ein
sehr bekanntes Beispiel ist der kopflose Reiter, der schon in alten Mythen
und Sagen auftaucht, unter anderem 1999 von Tim Burton in dem Film 'Sleepy
Hollow' verarbeitet wurde und sich in diversen Variationen auch in Spielen
wiederfindet", erklärt die Forscherin.

Spieler und Spieledesigner verbinden sich im Spiel

Die drei anderen Beziehungsnetze habe Schreiter unter ökonomischen
Gesichtspunkten analysiert. Dabei bedeute "ökonomisch" nicht
ausschließlich Geld-bezogen, macht Schreiter deutlich: "Ökonomie
beschreibt im weiteren Sinne Tauschprozesse, weil hier Dinge jedweder Art
ausgetauscht werden und Menschen darüber miteinander in Beziehung treten."
So zum Beispiel der Spieler oder die Spielerin, die neben Geld auch Zeit
und Aufmerksamkeit an das Spiel gebe und dafür im Gegenzug das Spiel als
Produkt, Spielspaß, Belohnungen und Anerkennung für Leistungen tausche.
"Auf diesem Weg sind der Spieler, das Spiel, aber auch die Spieledesigner
und Spieleproduzenten miteinander wechselseitig verbunden", erklärt
Schreiter.

So werde anhand der "Ökonomie der Aufmerksamkeit" gezeigt, wie der Tod
über kulturell und visuell etablierte Symboliken und Motive ins Spiel
komme. "Das zeigte sich in der Untersuchung zum Beispiel anhand der
übermäßigen Verwendung von Schädeln, Knochenteilen, Skeletten, Leichen,
Geistern und anderen Symbolen, die für Vergänglichkeit stehen", erklärt
Miriam Schreiter.

Tod Teil der Handlung

Dass der Tod auch Teil der Spielpraktiken selbst ist, weil er die
Spielhandlungen initiiert und strukturiert, konnte sie anhand der
"Ökonomie des Accomplishments" darlegen. Dazu Schreiter: "Ein ganz
klassisches Muster für den Beginn einer Erzählungen durch den Tod kennen
wir aus dem Tatort. Hier gibt es am Anfang einen Mord, eine Leiche wird
gefunden und dieses Verbrechen muss nun geahndet und bestraft werden.
Viele der Spiele, die ich untersucht habe, funktionieren nach diesem
Prinzip." Das heiße, die Spiele beginnen mit einer konkreten Aufgabe wie:
"Finde den Mörder und verhindere weitere Morde". Hieran schlössen sich
dann weitere Teil- und Folge-Aufgaben an. "In zahlreichen Spielen werden
durch die Designer Gefahren und Unordnung geschaffen, weil sie sich
wunderbar in Aufgaben für die Spieler überführen lassen." Diese Aufgaben
arbeiteten Spieler und Spielerinnen kontinuierlich ab, dafür würden sie
belohnt und motiviert.

Ihre Untersuchung zur "Ökonomie des Wertes" macht hingegen deutlich, wie
Spielebewertungen die Beziehung zwischen Spieler, Spiel und
Spieleproduzent mitbestimmen können. Schreiter: "Viele der Spieler
verfassen Spielebewertungen. Darüber demonstrieren sie ihr Wissen und ihre
Fähigkeiten. Eine Spielebewertung lässt sich aber selbst wiederum durch
andere Spieler bewerten. Viele positive Bewertungen steigern auch die
Sichtbarkeit und die Popularität eines Spiels und erhöhen die
Verkaufszahlen. Das spielt den Produzenten in die Hände. Schlechte
Bewertungen helfen den Spieledesignern, die Spiele zu verbessern."

In ihrer Arbeit habe Schreiter daher nicht nur Wert auf das Thema "Tod"
gelegt, sondern auch, dass Tod die Gestaltung und Vermarktung der Spiele
maßgeblich beeinflusst und somit ebenfalls Bestandteil alltäglicher
digitaler Kommunikationsformen ist. Der Tod spielt eben im wahrsten Sinne
des Wortes immer mit.




Weitere Informationen finden Sie unter:

http://bit.ly/Tod_im_Computerspiel_Schreiter

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85
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DOKUMENTATION/1583: ARD-alpha - "Unter unserem Himmel" wird 50, ab 12.1.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

"Unter unserem Himmel" wird 50
die schönsten Filme aus 50 Jahren "Unter unserem Himmel"

ab 12. Januar 2019 ein Jahr lang immer samstags ab 21.45 Uhr,
ARD-alpha



Am 18.11.1969 ging "Unter unserem Himmel" mit dem ersten Film auf
Sendung: "Die Eiger-Nordwand" von Lothar Brandler. Mit mehr als 2.500
Filmen ist "Der Himmel" die älteste noch bestehende
Dokumentationsreihe innerhalb der ARD. Im Jubiläumsjahr gibt es neben
der Regelsendung sonntags um 19.15 Uhr weiteres Programm im BR
Fernsehen, in ARD-alpha, im Hörfunk und im Netz. Ab 12. Januar 2019
sendet ARD-alpha ein Jahr lang immer samstags ab 21.45 Uhr die
schönsten Filme aus 50 Jahren "Unter unserem Himmel". Die
Dokumentationen werden in Folge auch in der BR Mediathek zur Verfügung
stehen.


"Unter unserem Himmel" - ein Stück Bayern im Fernsehen

Jeden Sonntag um 19.15 Uhr erklingt im BR Fernsehen "Üba d'Alma, da
gibt's Kalma..." auf der Zither. Sie kündigt seit 50 Jahren die
Sendung "Unter unserem Himmel" an und ist für viele Zuschauer zu einem
vertrauten Klang geworden. Traditionsbewusst, vielfältig und echt,
dabei kritisch und aktuell - diese Schlagworte tauchen meist auf, wenn
von "Unter unserem Himmel" die Rede ist. Der "Himmel" ist dabei immer
nah am Leben, das Dokumentieren des Alten, bald Verschwundenen ist
ebenso relevant wie die Beobachtung von Wandel und Veränderung.

Am 18. November 1969 zeigte "Unter unserem Himmel" unter dem Titel
"Die Eiger-Nordwand" seinen ersten Film. Inzwischen sind mehr als
2.500 Dokumentationen und filmische Feuilletons entstanden. "Unter
unserem Himmel" steht für anspruchsvolle Dokumentationen, für Filme,
die Menschen und Landschaften in ihrer Eigenart porträtieren, und für
Filmemacher, die sich Zeit nehmen, genau hinschauen und die Menschen
selbst zu Wort kommen lassen. Der Bogen der Themen ist weit gespannt
und umfasst alles, was aus Bayern und den Alpenländern sehenswert
erscheint - vom Bergfilm bis hin zur Volksmusik, von der Reportage bis
hin zur Langzeitbeobachtung. Im Lauf von fünf Jahrzehnten hat "Unter
unserem Himmel" eine umfassende Beschreibung Bayerns geschaffen und
dieses Land in all seiner Vielschichtigkeit gezeigt. Von Anfang an
orientierten sich dabei die Beiträge weniger an der Tagesaktualität
als vielmehr am dokumentarischen Wert eines Themas.

Aus diesem filmischen Fundus kann das BR Fernsehen ein reichhaltiges
Repertoireprogramm schöpfen.

Die Filme, die ARD-alpha zum Jubiläum zeigt, werden am jeweils
darauffolgenden Samstag um 14.00 Uhr noch einmal wiederholt.
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Herausgeber:
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FILM/1614: BR - "Madame Bäurin" und "Einmal Leben" von Franz Xaver Bogner, 12.1.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Der BR gratuliert

Franz Xaver Bogner wird 70

Samstag, 12. Januar 2019, 20.15 - 23.40 Uhr, BR Fernsehen



Der bayerische Kultautor Franz Xaver Bogner feiert am 15. Januar 2019
seinen 70. Geburtstag. Jahrzehntelang hat er das BR-Programm mit
seinen legendären Serien "Irgendwie und Sowieso", "Zur Freiheit",
"Cafe Meineid" oder "München 7" geprägt. Anlässlich seines runden
Geburtstags würdigt der Bayerische Rundfunk ihn im Fernsehen und im
Hörfunk.

Bogner steht für bayerisches Lebensgefühl und bodenständige Anarchie.
Ausgezeichnet mit genauer Beobachtungsgabe und großer
Menschenkenntnis, erzählt er auf hintergründig-humorvolle Weise vom
Leben der Menschen in Bayern, denen er dabei auf unnachahmliche Weise
"aufs Maul schaut".

Anlässlich seines 70. Geburtstages zeigt das BR Fernsehen am Samstag,
12. Januar 2019, zwei seiner herausragenden Fernsehfilme:

Der Abend startet um 20.15 Uhr mit der liebevoll authentischen und
sanft komischen Verfilmung des Romans von Lena Christ, "Madame Bäurin"
- einer heiter-bewegenden Geschichte vom Zusammenprall zwischen Land
und Stadt am Ende des Ersten Weltkriegs mit Julia Stemberger, Francis
Fulton-Smith, Franz Xaver Kroetz und vielen anderen.

Um 22.00 Uhr folgt dann der feinsinnig und humorvoll leise erzählte
Film "Einmal Leben" mit Kathi Leitner und Elmar Wepper in den
Hauptrollen: Als der Arzt ihr eine tödliche Krankheit diagnostiziert,
wird Bäuerin Anna bewusst, dass ihr Leben vorbei sein soll, bevor es
begonnen hat. Alles Bisherige hinter sich lassend, erlebt sie mit
Hotelportier Karl Dinge, von denen sie früher nur zu träumen gewagt
hatte.

Nicht nur für Bogner-Fans wird zudem seine 44-teilige "Zur Freiheit"
Kultserie aus dem Münchner Schlachthofviertel seit Anfang dieses
Jahres im BR Fernsehen erneut gesendet - immer montags um 22.45 Uhr in
Doppelfolgen.

Auf Bayern 2

Am Sonntag, 20. Januar 2019, von 16.05 bis 17.00 Uhr, wiederholt
Bayern 2 anlässlich Franz Xaver Bogners 70. Geburtstages ein Gespräch
von Ursula Heller mit dem Regisseur und Grimme-Preisträger in der
Sendereihe "Eins zu Eins. Der Talk". Als BR Podcast: Nach Ausstrahlung
für 12 Monate

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Januar 2019

Herausgeber:
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FEATURE/1174: Deutschlandfunk Kultur - Auch Laternen können mehr als Licht, 12.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sonne, Mond und Sterne oder Auch Laternen können mehr als Licht

Von Nora Bauer

Deutschlandfunk Kultur 2017/54'30

Feature

Samstag, 12. Januar 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



LED-Lampen sind extrem langlebig und reduzieren den CO²-Ausstoß.
Weltweit haben Städte und Kommunen begonnen, die Straßen damit zu
beleuchten. Diese Laternen können aber noch viel mehr: Über Sensoren
sammeln sie Wetter- und Verkehrsdaten, Video- und Audiosignale. Per
WLAN sind die Lampen untereinander und mit einem Rechner verbunden.
Ein globales Datennetzwerk entsteht mit Möglichkeiten, die
Überwachungssysteme wie Prism oder XKeyScore bei Weitem übersteigen.
Wem gehören die gewonnenen Daten? Wer handelt mit ihnen? Wer hat ein
Interesse daran, sie zu lesen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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HÖRSPIEL/1877: Deutschlandfunk - "AUDIO.SPACE.MACHINE" von wittmann/zeitblom, 12.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

AUDIO.SPACE.MACHINE

Ein Bauhaus-Konzeptalbum

Von wittmann/zeitblom

Deutschlandfunk/NDR/SWR 2019/ca. 60' in Zusammenarbeit mit der
Interactive Media Foundation

(Ursendung)

Hörspiel

Samstag, 12. Januar 2019, 20.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



100 Jahre Bauhaus. Der ehemalige Direktor Walter Gropius braucht eine
Festrede. Er trifft Moholy-Nagy, Mies van der Rohe und andere Weimarer
Kollegen auf der Suche nach Inspiration. Doch die Realisierung der
Moderne hat nicht nur die Bauhaus-Ideen verändert. Selbst seine
Künstlerfreunde scheinen nicht mehr aus Fleisch und Blut, sondern in
der Maschinerie aufgegangen zu sein. In 18 Tracks beleuchten die
Autoren 100 Jahre Maschine-Mensch-Beziehung, das
idealistisch-utopische Denken der Bewegung, ihre Mythen und Manien.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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DER FILM/422: Berlin - "Step Across the Border", 17.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 09.01.2019

Art's Birthday 2019

Zum 1.000.056. Geburtstag der Kunst: Fred Frith live mit "Step
Across the Border"

Konzertpremiere: Cut Up the Border

Konzert und Film

von und mit Fred Frith, Nicolas Humbert und Marc Parisotto

Donnerstag, 17. Januar 2019, 19.30 Uhr

Babylon, Rosa-Luxemburg-Straße 30, 10178 Berlin



Am 17. Januar feiert die Kunst ihren 1.000.056sten Geburtstag.

Zum "Art's Birthday", der auf den Fluxuskünstler Robert Filliou
zurückgeht, präsentiert Deutschlandfunk Kultur im Babylon in Berlin
den 90er Jahre Kultfilm "Step Across the Border" und holt ihn mit
einer Live-Performance ins neue Jahrtausend. Gedreht zwischen 1988 und
1990 begeisterte die grenzüberschreitende - und damit auch für die
Zeit so seismographische - Dokumentation eine ganze Generation für
Avantgarde-Improvisationsmusik. Die Filmemacher Nicolas Humbert und
Werner Penzel begleiteten Musiker wie Fred Frith, Tom Cora, John Zorn
und Iva Bittová durch die Welt. Sie filmten die Künstler bei
Konzerten, Proben, in Hotelzimmern und unter freiem Himmel und
improvisierten dabei genauso virtuos wie die Musiker. "Step Across the
Border" erhielt 1990 unter anderem den Europäischen Filmpreis als
bester Dokumentarfilm.

30 Jahre später hat Humbert für den Bayerischen Rundfunk und
Deutschlandfunk Kultur noch einmal die Aufnahmen erschlossen, die
damals nicht im Film zu sehen waren. Aus den alten Magnetbändern
komponierte er zusammen mit dem französischen Klangkünstler Marc
Parisotto ein neues Hörstück: "Cut Up the Border" ist erstmals am 17.
Januar um 19.30 Uhr im Babylon zu erleben. Bei dem Konzert
improvisiert der Gitarrist Fred Frith live auf diese Echos aus der
Vergangenheit. Der mehrfach preisgekrönte Film "Step Across the
Border" ist im Anschluss um 21.00 Uhr zu sehen.

Die Veranstaltung ist Teil des Art's Birthday der EURORADIO Ars
Acustica Group. Die jährliche Feier zum Geburtstag der Kunst geht
zurück auf den Fluxuskünstler Robert Filliou, der am 17. Januar 1963
den 1.000.000. Geburtstag der Kunst ausrief. Zum "Art's Birthday 2019"
vernetzt EURORADIO per Satellit Konzerte und Performances in über 20
Städten weltweit. Eine Aufzeichnung der Performance im Babylon ist am
18. und am 25. Januar ab 0.05 Uhr im Programm von Deutschlandfunk
Kultur zu hören. Die Studiofassung des Hörstücks "Cut Up the Border"
(BR/Dlf Kultur) erfährt ihre Ursendung am 15. Februar um 0.05 Uhr im
Deutschlandfunk Kultur und am 22. Februar um 21.05 Uhr auf Bayern 2.

Eintritt: 20,00 Euro

Tickets unter: https://babylonberlin.eu/programm/live/live-event/1379-fred-frith-live-zu-step-across-the-border

Eine Veranstaltung von Deutschlandfunk Kultur in Zusammenarbeit mit
dem Babylon, dem Bayerischen Rundfunk und der EURORADIO Ars Acustica
Group.

Fred Frith, geboren 1949 in Heathfield / GB, ist Multiinstrumentalist
und Komponist. Er wurde bekannt als Gitarrist in Bands wie Henry Cow,
Art Bears, Massacre, Skeleton Crew, Keep the Dog und Cosa Brava. Seit
den 1980er Jahren gilt er als stilprägende Figur der internationalen
Improvisationsmusik. Als Komponist hat er für Film, Tanztheater und
Orchesterkonzerte geschrieben, u. a. für das Ensemble Modern, Concerto
Köln, das BBC Scottish Symphony Orchestra und das Ensemble Musiques
Nouvelles. Frith ist Professor Emeritus am Mills College in Oakland.
Nicolas Humbert, geboren 1958 in München, ist Filmemacher und Autor.
Gründung von 'Cine Nomad' und Zusammenarbeit mit Werner Penzel. Er
produzierte unter anderem Filme wie "Middle of the Moment" (1995),
"Brother Yusef" (2005), "Wild Plants" (2016). "Step Across the Border"
wurde mehrfach ausgezeichnet, u. a. mit dem Europäischen Filmpreis,
dem Hessischen Filmpreis, dem Uppsala Filmkaja, dem Golden Gate Award.

Marc Parisotto, geboren 1957 in Marseille, ist Komponist und
Sounddesigner im Bereich Film. Studium der Elektroakustischen Musik am
Konservatorium in Marseille. Zusammenarbeit u. a. mit den Regisseuren
Michael Haneke, Hans-Christian Schmidt, Heiner Stadler, Benjamin
Heisenberg, Rainer Kaufmann, Philip Gröning. 2006 erhielt er den
Deutschen Filmpreis, 2010 den Österreichischen Filmpreis.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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TREFF/193: Stuttgart - Nachrichten im Minutentakt, Bernward Loheide (dpa) im Gespräch mit Tilman Rau, 15.02.


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2019

Freitag, 15.02.19, 19.30 Uhr

Nachrichten im Minutentakt

Bernward Loheide, Tilman Rau

Veranstaltungsreihe: Literatur und ihre Vermittler

Gespräch



Wenn irgendwo auf der Welt etwas von Bedeutung geschieht, ist die
Deutsche Presse-Agentur zur Stelle. Mit ihrem dichten Netz aus
Niederlassungen und Korrespondenten kommt sie auch in die
sprichwörtlich kleinste und hinterste Ecke. Und aus unserem Zeitungs-
und Nachrichtenalltag ist die dpa, wie die Deutsche Presse-Agentur
abgekürzt wird, schlicht nicht wegzudenken. In jeder Tageszeitung ist
das Kürzel dpa allgegenwärtig. Aber auch ein unangefochtener
Marktführer muss sich den Herausforderungen eines Medienmarktes
stellen, der sich in den letzten zwanzig Jahren radikal verändert
hat. Wie behauptet man sich in einer Medienlandschaft, in der jede
Meldung in Sekundenschnelle millionenfach reproduziert werden kann
und in der die Unterscheidung zwischen "Wahrheit" und "Fake" schwerer
fällt als je zuvor? Mit diesen und anderen Fragen beschäftigt sich
Bernward Loheide, ab dem 1. Februar 2019 Leiter des dpa-Büros in
Stuttgart und davor mehrere Jahre im Landesbüro München tätig. Er
gewährt Einblicke in die Denk- und Arbeitsweise einer Agentur, die
nicht nur einfängt, was auf der ganzen Welt geschieht, sondern unsere
Sicht auf die Welt und das Zeitgeschehen ein Stück weit mitprägt.

Gesprächspartner ist Tilman Rau, seit vielen Jahren
Literaturhaus-Dozent für Reportage und journalistisches sowie
erzählendes Schreiben.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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RADIOLOGIE/318: Bundesamt für Strahlenschutz rät dazu, unnötige Röntgenanwendungen zu vermeiden (idw)


Bundesamt für Strahlenschutz - 08.01.2019

Bundesamt für Strahlenschutz rät dazu, unnötige Röntgenanwendungen zu vermeiden



Seit dem Jahreswechsel sind Arztpraxen und Kliniken nicht mehr gesetzlich
verpflichtet, Patientinnen und Patienten einen Röntgenpass zur Verfügung
zu stellen und Röntgenuntersuchungen in einen solchen einzutragen.

Seit dem Jahreswechsel sind Arztpraxen und Kliniken nicht mehr gesetzlich
verpflichtet, Patientinnen und Patienten einen Röntgenpass zur Verfügung
zu stellen und Röntgenuntersuchungen in einen solchen einzutragen. Das
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) rät dennoch dazu, über erhaltene
strahlendiagnostische Untersuchungen Buch zu führen. Dies umfasst
Röntgen-, aber auch nuklearmedizinische Anwendungen. Außerdem empfiehlt
das BfS, sich über Verfahren informieren zu lassen, für die keine
Röntgenstrahlung oder radioaktive Stoffe eingesetzt werden. Dazu gehören
die Magnetresonanztomografie (MRT) oder die Ultraschalldiagnostik.

Die Präsidentin des BfS, Inge Paulini, betonte: "Wir gehen davon aus, dass
jede Röntgenuntersuchung mit einem gewissen - wenn auch geringen -
Strahlenrisiko verbunden ist. Im Sinne des vorsorgenden Strahlenschutzes
sollte daher jede überflüssige Röntgenuntersuchung vermieden werden. Das
BfS empfiehlt Patientinnen und Patienten, ein Dokument zu führen, in dem
von Arztpraxen und Kliniken freiwillig Röntgen- und nuklearmedizinische
Untersuchungen eingetragen werden. Damit kann ein Abgleich mit vorherigen
Aufnahmen erfolgen und auf eine unnötige Wiederholungsuntersuchung
verzichtet werden."

Medizinische Anwendungen ionisierender Strahlung tragen in erheblichem Maß
zur künstlichen Strahlenexposition der Bevölkerung bei. In Deutschland
werden etwa 135 Millionen Röntgenuntersuchungen pro Jahr durchgeführt, im
Schnitt wird jeder Deutsche also 1,7 Mal pro Jahr geröntgt. Die daraus
resultierende Strahlenbelastung liegt bei rund 1,6 Millisievert. Zum
Vergleich: Die durchschnittliche natürliche Strahlenbelastung, der eine
Person in Deutschland im Schnitt im Jahr ausgesetzt ist, liegt bei 2,1
Millisievert.

Eine strahlendiagnostische Anwendung sollte nur dann durchgeführt werden,
wenn alle bisher erhobenen Befunde sorgfältig bewertet worden sind und
feststeht, dass diese Röntgen- oder nuklearmedizinische Untersuchung einen
Mehrwert darstellt. Dies ergibt sich aus der gesetzlich vorgeschriebenen
so genannten rechtfertigenden Indikation: Demnach ist eine
strahlendiagnostische Maßnahme nur dann gerechtfertigt, wenn der Patient
aus der Untersuchung einen Nutzen zieht, der größer als das Risiko sein
muss.

Auch wenn der Röntgenpass rechtlich nicht mehr vorgeschrieben ist, stellt
das Bundesamt für Strahlenschutz auf seiner Internetseite ein Dokument zum
Download zur Verfügung, das weiterhin für eine persönliche Dokumentation
genutzt werden kann.

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert
die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt. Weitere Informationen unter

www.bfs.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution879

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Strahlenschutz - 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3971: Wie ändert sich die Wahrnehmung im Alter? (idw)


Universitätsklinikum Jena - 08.01.2019

Wie ändert sich die Wahrnehmung im Alter?



Im Gedächtniszentrum am Universitätsklinikum Jena untersuchen und
behandeln Ärzte, Neuropsychologen und Ergotherapeuten Patienten mit dem
Verdacht einer beginnenden Demenzerkrankung. Sie erforschen, wie sich
Wahrnehmung und Aufmerksamkeit im Alter verändern und worin sich diese
Veränderungen beim gesunden Altern und der beginnenden Demenz
unterscheiden. Ihr Ziel ist die frühzeitige Identifikation von Patienten
mit einem erhöhten Risiko für eine Demenz, um deren Entwicklung
bestmöglich entgegen wirken zu können.

Eine einfache Zeichnung; den abgebildeten Gegenstand zu erkennen und zu
benennen ist eine Aufgabe in den umfassenden Tests, die die Patienten im
Gedächtniszentrum am Universitätsklinikum Jena absolvieren. Sie kommen aus
eigenem Anstoß, auf Anregung der Angehörigen oder auf Empfehlung des
Hausarztes in die Klinik für Neurologie nach Lobeda. Oft leiden sie unter
Gedächtnis- oder Konzentrationsproblemen und befürchten, darin die
Anzeichen einer beginnenden Demenz zu erkennen. Neben den
neuropsychologischen Tests werden die Patienten auch neurologisch und
labordiagnostisch untersucht, um eventuelle andere Ursachen für kognitive
Beeinträchtigungen ausschließen zu können.

Mit zunehmendem Alter wird die Wahrnehmung langsamer

Nicht selten können die Spezialisten vom Gedächtniszentrum ihre zumeist
älteren Patienten und deren Angehörige beruhigen, weil die
Gedächtnisleistungen nicht aufgrund einer Erkrankung verringert sind,
sondern dem Alter entsprechend. "Wir wissen, dass die Geschwindigkeit
aller geistigen Prozesse mit dem Lebensalter kontinuierlich abnimmt", so
die psychologische Leiterin des Gedächtniszentrums, PD Dr. Kathrin Finke.
"Und zwar linear bereits ab dem jüngeren Erwachsenenalter." Die
Psychologin erforscht, wie sich die kognitiven Leistungen mit den
Lebensjahren verändern, beim Altern in geistiger Gesundheit und bei
beginnender Demenz.

Ihr Projekt ist Teil der von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
geförderten interdisziplinären Forschungsgruppe "Active Perception" an der
LMU München, die mit experimentalpsychologischen, neurowissenschaftlichen
und mathematischen Methoden den Zusammenhang von menschlicher Wahrnehmung,
Erkennen und Handlung untersucht. Im Fokus steht dabei die Frage, wie
unsere Wahrnehmung von Erwartungen beeinflusst wird. Weil die visuellen
Leistungen besonders anfällig sind für Altern und Demenzerkrankungen wie
Alzheimer, testet die Arbeitsgruppe von Kathrin Finke die Aufmerksamkeit
und Wahrnehmungsgeschwindigkeit in eigens dafür konzipierten
Wahrnehmungstests am Computer. "Nicht alle Aufmerksamkeitsleistungen sind
bei gesunden Senioren verringert. Unsere Untersuchungen zeigen, dass sie
sehr gut in der Lage sind, sich auf Wichtiges zu konzentrieren und
Hinweise zu nutzen, um ihre Aufmerksamkeit und Wahrnehmung verbessern."

Biomarker für Demenz-Risiko

Das Nachlassen der Wahrnehmungsgeschwindigkeit im Alter ist individuell
sehr unterschiedlich ausgeprägt. Dies hängt offenbar damit zusammen, ob
und wie stark sich die Organisation von Hirnnetzwerken verändert. Kathrin
Finke: "Wir erkennen typische Veränderungen in der sogenannten
'Konnektivität' bestimmter Hirnnetzwerke, die im Zusammenhang mit der
Verlangsamung der Sinnesverarbeitung stehen." In der Fortführung des
Forschungsprojektes können nun im Gedächtniszentrum Jena Patienten mit
einem Risiko für eine Alzheimer-Entwicklung untersucht werden. Sie
absolvieren die Wahrnehmungs- und Aufmerksamkeitstests als Teil der
Diagnostik in der Gedächtniswoche. Die Wissenschaftler erwarten, dass sich
die Wahrnehmung und die Hirnaktivitätsmuster bei den Patienten mit
Demenz-Risiko auf charakteristische Weise von denen gesunder Senioren
unterscheiden. "Daraus wollen wir Biomarker entwickeln, die es erlauben,
ein Demenz-Risiko möglichst frühzeitig und präzise zu bestimmen.
Individuell abgestimmte kognitive Trainings und medikamentöse Behandlung
könnten den Verlauf der Krankheit dann so weit wie möglich hinauszögern",
so Katrin Finke.

Genau das ist auch das Ziel der Behandlung, wenn im Gedächtniszentrum eine
beginnende Alzheimer-Demenz festgestellt wird. Natürlich ist das die
Diagnose, die die Patienten und ihre Angehörigen befürchten. Aber Team des
Zentrums beobachtet oft auch eine Erleichterung bei den betroffenen
Familien über die nun bestehende Klarheit. "Anhand der umfassenden
medizinischen, neuropsychologischen und ergotherapeutischen Diagnostik
erstellen wir für den Patienten einen individuellen Behandlungsplan, der
gemeinsam mit dem Hausarzt verfolgt wird, und vermitteln auch weitere
Unterstützung", sagt PD Dr. Christoph Preul, ärztlicher Leiter des
Gedächtniszentrums. Eine wesentliche Rolle spielt die Angehörigenschulung,
die das Verständnis für die mit der Erkrankung einhergehenden
Veränderungen und den besten Umgang damit fördert. Kathrin Finke: "Die
Krankheit schreitet sehr langsam voran und die Patienten finden sich in
gewohnten Situationen und Umgebungen noch lange gut zurecht. Auch später
sind sie Menschen mit eigenen Vorlieben, Wünschen und Bedürfnissen, mit
denen man gemeinsam Freude empfinden kann."


Originalpublikation:

Adriana L. Ruiz-Rizzo u.a. (2019). Decreased cingulo-opercular network
functional connectivity mediates the impact of aging on visual processing
speed. Neurobiology of Aging,
https://doi.org/10.1016/j.neurobiolaging.2018.09.014
Haupt, M., Sorg, C., Napiórkowski, N., & Finke, K. (2018). Phasic
alertness cues modulate visual processing speed in healthy aging.
Neurobiology of Aging

https://doi.org/10.1016/j.neurobiolaging.2018.05.034

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.for2293.uni-muenchen.de/index.html Homepage der Forschungsgruppe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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VORSORGE/800: Forschung - Neue Impf-Strategie gegen Epstein-Barr-Viren (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 08.01.2019

Neue Impf-Strategie gegen Epstein-Barr-Viren



Das Epstein-Barr-Virus (EBV) ist weit verbreitet, und meist bleibt die
Infektion ohne Folgen. Doch das Virus kann auch schwer krank machen. Einen
wirksamen Impfschutz gibt es bislang nicht, da der Erreger schwer zu
fassen ist. Jetzt haben Wissenschaftler des Deutschen
Krebsforschungszentrums in Heidelberg eine neue Strategie für die
Entwicklung eines Impfstoffs gegen EBV entwickelt, der das Immunsystem
zeitgleich auf verschiedene Stadien des Erregers vorbereitet. Die Forscher
sind davon überzeugt, damit einen entscheidenden Fortschritt bei der
Entwicklung eines Impfstoffs gegen EBV erreicht zu haben.

Mehr als 90 Prozent der Weltbevölkerung trägt das Epstein-Barr-Virus in
sich - meist völlig unbemerkt. Denn das Virus ist gut an den menschlichen
Körper angepasst und das Immunsystem hält den Erreger gut in Schach.
Trotzdem ist EBV alles andere als harmlos. Neben dem Pfeifferschen
Drüsenfieber (infektiöse Mononukleose) kann das Virus auch Krebs auslösen.
Zudem leistet es möglicherweise Autoimmunerkrankungen wie der Multiplen
Sklerose Vorschub.

"Wir benötigen daher dringend einen Impfstoff gegen EBV", sagt
Henri-Jacques Delecluse vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ). Gemeinsam
mit Kooperationspartnern aus dem Helmholtz-Zentrum München und der
Universität Heidelberg hat das Team um Delecluse nun eine neue Strategie
für einen Impfstoff entwickelt, von dem sie sich den Durchbruch
versprechen.

Das zentrale Problem bei der Entwicklung einer Schutzimpfung gegen EBV
liegt darin, dass das Virus in seinem Lebenszyklus verschiedene Phasen
durchläuft: Direkt nach der Infektion befindet es sich meist in einer
latenten Phase, in der es scheinbar ruhig in infizierten B-Zellen des
Immunsystems verbleibt und sich gemeinsam mit den B-Zellen bei deren
Zellteilung vermehrt. Diese latente Phase ist jedoch alles andere als
harmlos, da hier beispielsweise Lymphome entstehen können. Aus der
latenten Phase reaktiviert, geht das Virus in seine so genannte lytische
Phase über, in der neue Viruspartikel entstehen und freigesetzt werden. In
beiden Phasen stellt EBV ein sehr unterschiedliches Repertoire an
Virusproteinen her.

"Bisherige Versuche einen Impfstoff zu entwickeln, nahmen insbesondere ein
Protein aus der Virushülle ins Visier", erklärt Delecluse. "Das bedeutet
aber, dass der Impfstoff das Immunsystem nur auf EBV in der lytischen
Phase vorbereitet." Denn eine Immunantwort, die auf das Hüllprotein
abzielt, kann nur erfolgreich sein, wenn freie Viruspartikel im Körper
vorhanden sind. Probanden, die derartige Impfstoffe bekamen, waren nicht
vor einer späteren Infektion mit EBV geschützt. Impfversuche, die sich
ausschließlich gegen Proteine der latenten Phase richteten, brachten
ebenso wenig Erfolg.

"Wir wissen, dass sich die Immunantwort bei gesunden EBV-infizierten
Menschen gegen Proteine beider Lebensphasen richtet", sagt Delecluse.
"Daher lag es für uns auf der Hand, einen Impfstoff zu entwickeln, der
dies berücksichtigt und ebenfalls Antigene aus beiden Phasen enthält."
Grundlage dafür bilden virusähnliche Partikel (virus-like particles, VPL),
wie sie schon bei der Entwicklung früherer Impfstoffe zum Einsatz kamen.
Dabei handelt es sich um Virushüllen ohne Erbmaterial des Erregers, gegen
die der Körper eine Immunantwort aufbauen kann. Neu war dabei, dass das
Wissenschaftlerteam um den DKFZ-Forscher die VPLs zusätzlich mit Proteinen
der latenten Phase ausgestattet hat.

Ob diese Partikel tatsächlich in der Lage waren, den schützenden Effekt
auszulösen, prüften die Wissenschaftler an Mäusen, deren Knochenmark durch
humanes Knochenmark ersetzt wurde. Dadurch sind die Nager mit einem
weitgehend menschlichen Immunsystem ausgestattet. Injizierten die Forscher
diesen Tieren die mit zweierlei Antigenegruppen ausgestatteten VPLs, so
entwickelten die Mäuse eine spezifische Immunantwort, an der auch T-Zellen
beteiligt waren, die für eine erfolgreiche Abwehr unabdingbar sind.
Darüber hinaus waren die Tiere vor einer Infektion mit EBV geschützt.

"Wir haben bewiesen, dass dieser Ansatz für die Entwicklung eines
Impfstoffs gegen EBV prinzipiell funktioniert", sagt Delecluse. AIs
nächstes gehe es darum, diesen Prototyp einer EBV-Schutzimpfung
weiterzuentwickeln und Schritt für Schritt für den Einsatz bei Menschen zu
prüfen.

Dwain G. van Zyl, Ming-Han Tsai, Anatoliy Shumilov, Viktor Schneidt, Rémy
Poirey, Bettina Schlehe, Herbert Fluhr, Josef Mautner und Henri-Jacques
Delecluse (2018): Immunogenic particles with a broad antigenic spectrum
stimulate cytolytic T cells and offer increased protection against EBV
infection ex vivo and in mice. PLOS Pathogens 2018, DOI
10.1371/journal.ppat.1007464

Originalpublikation:

Dwain G. van Zyl, Ming-Han Tsai, Anatoliy Shumilov, Viktor Schneidt, Rémy
Poirey, Bettina Schlehe, Herbert Fluhr, Josef Mautner und Henri-Jacques
Delecluse (2018): Immunogenic particles with a broad antigenic spectrum
stimulate cytolytic T cells and offer increased protection against EBV
infection ex vivo and in mice. PLOS Pathogens 2018
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MELDUNG/964: Sprechstunden - Kürzere Wartezeiten (Securvital)


Securvital 1/2019 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Sprechstunden

Kürzere Wartezeiten



Damit Patienten nicht so lange auf einen Arzttermin warten müssen,
fordert der Gesetzgeber, dass die Kassenärzte in Zukunft mehr
Sprechstunden anbieten. Mindestens 25 Stunden pro Woche (statt bisher
20) sollen die Arztpraxen für gesetzlich Versicherte geöffnet sein.
Außerdem werden bestimmte Arztgruppen wie Augen-, Frauen- und
Hals-Nasen-Ohren-Ärzte verpflichtet, mindestens fünf Wochenstunden als
offene Sprechstunde ohne Termin anzubieten. Diese Leistung soll den
Medizinern zusätzlich vergütet werden. Auch die Terminvermittlung über
Servicestellen (einheitliche Rufnummer 116 117) soll verbessert
werden.

 * 

Quelle:
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INFEKTION/1788: Wie Herpesviren das Immunsystem prägen (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 08.01.2019

Wie Herpesviren das Immunsystem prägen



Das Cytomegalievirus, ein häufig vorkommendes Herpesvirus, bleibt nach
einer Infektion lebenslang im Körper. Bei gesunden Menschen wird es in der
Regel unter Kontrolle gehalten, gefährlich kann es aber bei einem
schwachen Immunsystem werden sowie während der Schwangerschaft.
DZIF-Wissenschaftler am Helmholtz Zentrum München haben nun ein
Analyseverfahren entwickelt, mit dem eine Virusinfektion anhand der
Immunreaktion sehr genau erkannt wird. Das Verfahren könnte in Zukunft
helfen, Schutzlücken frühzeitig zu identifizieren und Transplantationen
sicherer zu machen.

Das humane Cytomegalievirus (CMV) ist weltweit verbreitet, auch in
Deutschland trägt die Mehrheit der Erwachsenen es in sich. Denn nach einer
Infektion kann es sich lebenslang im Körper verstecken. In der Regel macht
es sich nicht bemerkbar. Doch wenn das Immunsystem geschwächt ist, wie zum
Beispiel nach Transplantationen, oder wenn ungeborene Kinder sich im
Mutterleib infizieren, kann es verschiedenste Organe schädigen, unter
anderem das Nervensystem. Um Schäden abzuwenden, ist es daher wichtig
herauszufinden, ob eine geeignete Immunantwort gegen das Virus vorhanden
ist.

Killer-T-Zellen spüren verschiedenste Virusfragmente auf

Wie das Immunsystem auf Viren reagiert, ist das Spezialgebiet von Dr.
Andreas Moosmann, der im Helmholtz Zentrum München eine
DZIF-Forschergruppe leitet. "Im gesunden Menschen wird die Vermehrung der
Cytomegalieviren insbesondere durch T-Zellen eingedämmt", erklärt
Moosmann. Milliarden von unterschiedlichen T-Zellen patrouillieren durch
unseren Körper. Jede davon trägt ihren eigenen Sensor auf der Oberfläche,
einen sog. T-Zell-Rezeptor, der nur ein kleines Stück eines bestimmten
Krankheitserregers erkennt. Sobald dieser Sensor anschlägt, wird die
T-Zelle zum Killer. Die infizierte Zelle wird getötet und die darin
befindlichen Viren können sich nicht weiter vermehren. "Anhand der
spezifischen T-Zellen im Blut können wir nun genau feststellen, ob ein
Virus vorhanden ist", so Moosmann. Das Problem bisher: Aufwändige
Techniken erschwerten die Analyse. "Für jeden einzelnen Typ von T-Zelle
und für jede einzelne Spezifität wurden separate Tests benötigt", so
Moosmann.

Ein Test für viele Virustypen

Um den Viren schneller und präziser auf die Spur zu kommen, entwickelten
die Münchner Wissenschaftler um Moosmann ein Verfahren, das die Analyse
von Millionen von T-Zellen in einem einzigen Test möglich macht. "Wir
sequenzieren die Ribonukleinsäure (RNA) in den Blutproben und erkennen auf
diese Weise die vorhandenen T-Zell-Rezeptoren, die wiederum für bestimmte
Stücke des CMV spezifisch sind", erklärt Doktorandin Alina Huth. Mit dem
neuen Verfahren konnten die Wissenschaftler 1052 CMV-spezifische
T-Zell-Rezeptoren aus acht gesunden Virusträgern identifizieren. Durch Messung
der Häufigkeit dieser Sequenzen in einer zweiten Gruppe von 352 Spendern
konnten sie mit großer Genauigkeit vorhersagen, welche Spender infiziert
sind.

Die Ergebnisse dienen zum Aufbau einer Datenbank von virusspezifischen
T-Zell-Rezeptoren und die Methode, so die Wissenschaftler, kann auf andere
Viren übertragen werden. "Das zukünftige Diagnoseverfahren wird mehr
Informationen bei geringeren Kosten liefern und ist daher für die Klinik
attraktiv", ist Biologin Dr. Xiaoling Liang überzeugt. "Wir können nun
einen Test entwickeln, der in einem Arbeitsgang direkt den Immunstatus
gegen verschiedene Viren ermittelt."

Anwendungsmöglichkeiten eines solchen Tests sind vielfältig. So könnte man
damit Virusinfektionen bei Transplantationspatienten und anderen
immungeschwächten Personen prognostizieren und rechtzeitig therapeutisch
eingreifen. "Wir sehen ein großes Potenzial in einem solchen Test. Damit
kann zum Beispiel der Erfolg von Impfungen kontrolliert werden. Und wir
können damit in Zukunft die Zusammenhänge zwischen Infektionen,
Autoimmunerkrankungen und Allergien besser erforschen", fügt Moosmann
hinzu.


Publikation

Alina Huth, Xiaoling Liang, Stefan Krebs, Helmut Blum, Andreas Moosmann:
Antigen-Specific TCR Signatures of Cytomegalovirus Infection.
J Immunol December 26, 2018, ji1801401

DOI: https://doi.org/10.4049/jimmunol.1801401
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FORSCHUNG/1309: Das quälende Jucken stoppen (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 08.01.2019

Das quälende Jucken stoppen

Neurodermitis: Forscher der MHH und der TiHo arbeiten an neuem
Behandlungsansatz / Erste Veröffentlichung zur erfolgreichen Anwendung am
Menschen



Sich in der eigenen Haut wohlfühlen - das ist für Menschen mit schwerer
Neurodermitis oft nicht möglich. Denn sie leiden unter trockener,
schuppiger und geröteter Haut, die quälend juckt. Wenn die betroffenen
Stellen gut sichtbar sind, kommt gesellschaftliche Stigmatisierung hinzu.
Bei leichter Neurodermitis kann eine äußerliche Anwendung ausreichen. Doch
schwere Formen zu behandeln ist bisher kaum möglich.

Forscherinnen und Forscher der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) und
der Stiftung Tierärztliche Hochschule Hannover (TiHo) arbeiten seit
einigen Jahren an einem vielversprechenden neuen Behandlungsansatz, der
nun erfolgreich erstmals am Menschen erprobt wurde. Der neue Wirkstoff,
der als Tablette eingenommen werden kann, verbesserte die Haut der
Patientinnen und Patienten deutlich. Bereits nach acht Wochen reduzierte
sich der Anteil an kranker Haut wie die Rötungen, Bläschen und Kratzspuren
um die Hälfte. An der klinischen Studie nahmen 98 Patienten teil. Die
Ergebnisse wurden in der im Bereich der Allergologie renommiertesten
Fachzeitschrift Journal für Allergy and Clinical Immunology
veröffentlicht.

Bei dem Wirkstoff handelt es sich um einen "Histamin-4-Rezeptor-Blocker".
Er unterbricht den Entzündungsprozess und lindert den Juckreiz, indem er
verhindert, dass der Botenstoff Histamin an den entsprechenden Zellen
wirken kann. Der dafür notwendige Rezeptor auf diesen Zellen wurde im Jahr
2000 entdeckt und seitdem im Hinblick auf die Anwendung bei entzündlichen
Hautkrankheiten intensiv vom Team aus Hannover erforscht. "Labor- und
In-vivo-Ergebnisse im Mausmodell, die wir seit 2005 kontinuierlich
veröffentlichten, sprachen dafür, dass der Histamin-4-Rezeptor eine
interessante Zielstruktur für die Behandlung der Neurodermitis ist",
berichtet Professor Dr. Thomas Werfel, MHH-Klinik für Dermatologie,
Allergologie und Venerologie, der auch die klinische Studie zusammen mit
einem der Entdecker des Histamin-4-Rezeptors und einer kleinen Firma
konzipierte. Es wurden keine Nebenwirkungen beobachtet, die auf die Gabe
des Medikamentes zurückführbar waren. Aktuell startet unter Beteiligung
des Teams aus Hannover eine größere internationale Studie mit rund 400
Patienten, um die optimale Dosierung dieses Wirkstoffes herauszufinden.

Neurodermitis hat unterschiedliche Ursachen, zu denen hautreizende Stoffe,
Allergene sowie mikrobielle, hormonelle und psychologische Einflüsse
gehören. "Wir gehen davon aus, dass der Histamin-4-Rezeptor-Blocker
unabhängig von der Ursache der Neurodermitis wirkt und untersuchen
derzeit, welche Patienten am stärksten von der neuen Therapie profitieren
können", sagt Professor Werfel. Grundsätzliche förderlich bei
Neurodermitis sind strukturierte Patientenschulungen
(www.neurodermitisschulung.de). Zudem spielen äußerlich anzuwendende
Kortison-Verbindungen und Calcineurin-Inhibitoren eine zentrale Rolle.
Schwere Formen der Neurodermitis wurden bisher mit dem Immunsuppressivum
Cyclosporin behandelt, welches jedoch viele Nebenwirkungen hat. Seit einem
Jahr steht der Antikörper Dupilumab zur gezielten Hemmung von Botenstoffen
der allergischen Entzündung zur Verfügung. "Dupilumab stellt einen sehr
großen Fortschritt in der Behandlung von schwer betroffenen Patienten dar,
hilft aber nicht allen Patienten ausreichend gut. Zudem muss das
Medikament gespritzt werden, was vor allem Kinder, die besonders häufig an
Neurodermitis leiden, schwerer tolerieren werden", erläutert Professor
Werfel. Die Erkrankung betrifft rund elf Prozent aller Mädchen und Jungen
im Vorschulalter sowie ein bis zwei Prozent der Erwachsenen in
Deutschland, bei vielen ist die Erkrankung chronisch und verläuft schwer.

Professor Dr. Manfred Kietzmann, Institut für Pharmakologie, Toxikologie
und Pharmazie der TiHo lobt die gute Zusammenarbeit: "Wir arbeiten bereits
seit vielen Jahren gemeinsam an dem Thema. Das Projekt ist ein sehr gutes
Beispiel für translationale Forschung, also für eine interdisziplinäre
medizinische Forschung, die das Ziel hat, Ergebnisse möglichst zügig in
die klinische Anwendung zu übertragen."
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STUDIE/632: Gesundheitsgefühl - Männer fallen hinter Frauen zurück (idw)


Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 08.01.2019

Gesundheitsgefühl: Männer fallen hinter Frauen zurück



Nach der Wiedervereinigung fühlten sich Männer in Ost wie West
gesünder als Frauen. Doch das starke Geschlecht schwächelt. Inzwischen
halten sich Männer für kränker als Frauen - vor allem im Osten.

Rostock. Das männliche Hochgefühl ist dahin. Das gilt zumindest, wenn
es um die Selbsteinschätzung der Gesundheit geht.

Direkt nach der deutschen Wiedervereinigung im Jahr 1990 sahen Männer
sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern ihre
Gesundheit deutlich positiver als Frauen.

Innerhalb der nächsten knapp 25 Jahre wurden die gefühlten
Gesundheitsunterschiede zwischen Frauen und Männern überall immer
kleiner. Im Jahr 2013 lag die selbsteingeschätzte Gesundheit der
Männer schließlich sogar unter der der Frauen. Im Osten ist der
Vorsprung der Frauen dabei ausgeprägter als im Westen. Damit haben
sich die Geschlechterverhältnisse seit dem Ende der DDR umgekehrt.

Dies ist das Ergebnis einer Studie, die die Sozialwissenschaftlerin
Mine Kühn vom Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR)
in Rostock jetzt im Wissenschaftsjournal "Social Science and Medicine -
Population Health" veröffentlicht hat.

Die Zufriedenheit mit der Gesundheit sei dabei nicht nur ein gutes Maß
für die tatsächliche Gesundheit, erklärt Mine Kühn: "Das selbst
wahrgenommene Befinden der Menschen sagt gleichzeitig viel über ihr
Lebensgefühl aus."

Für ihre Studie nutzte sie Daten der repräsentativen Befragung
"Sozio-oekonomisches Panel" (SOEP), für die etwa 20.000 Menschen in
Deutschland regelmäßig beantworten, wie zufrieden sie mit ihrem
Gesundheitszustand auf einer Skala von Null ("sehr unzufrieden") bis
10 ("sehr zufrieden") sind.

Kühn analysierte Daten für Menschen im Alter von 20 bis 59, die
während der gesamten Untersuchungszeit von 1990 bis 2013 in ihrem
Landesteil (Ost bzw. West) wohnten. Sie unterschied dabei nach dem
Landesteil und dem Geschlecht und rechnete Einflüsse wie Einkommen und
Bildung heraus.

Das Ergebnis: Der Trend zeigt, dass insbesondere Männer aus
Ostdeutschland über die Zeit angaben, sich gesundheitlich schlechter
zu fühlen.

Wirtschaftliche Unsicherheit schlägt auf die Gesundheit

Was scherzhaft als Ausbreitung der "Männergrippe" wahrgenommen werden
könnte, hat für Mine Kühn einen ernsten Hintergrund: "Es ist gut
möglich, dass die politischen und sozialen Veränderungen seit der
Wende gerade für Männer im Osten so viel Stress bedeutet haben, dass
ihre Gesundheit - oder zumindest ihr Gesundheitsgefühl - nachhaltig
gelitten hat."

So sei bekannt, dass etwa Arbeitslosigkeit und anhaltende
wirtschaftliche Unsicherheit vermehrt zu ungesundem Verhalten wie etwa
Alkoholkonsum oder Rauchen führe.

Dass Männer stärker betroffen seien als Frauen, könne daran liegen,
dass Frauen generell über bessere Fähigkeiten verfügten, mit
psychosozialem Stress umzugehen, und in schwierigen Zeiten
insbesondere mehr von ihrem sozialen Netzwerk profitieren.

Ostdeutsche Männer bleiben zurück

Während die ostdeutschen Männer inzwischen die schlechtesten gefühlten
Gesundheitswerte haben, waren es direkt nach der Wende noch die
ostdeutschen Frauen. Sie könnten darunter gelitten haben, dass direkt
nach der Wende vor allem solche Arbeitsplätze wegfielen, die
typischerweise Frauen besetzten, glaubt MPIDR-Forscherin Mine Kühn.

Über die Jahre scheinen sich die Frauen von solchen Belastungen aber
erholt zu haben, und die ostdeutschen Männer wurden zur
"Problemgruppe". Das passe zur Veränderung der Lebensstile,die in
anderen Studien untersucht worden seien, sagt Mine Kühn: "Ostdeutsche
Frauen erreichen mittlerweile ähnlich gute Werte hinsichtlich
sportlicher Aktivität oder Alkoholkonsum wie westdeutsche Frauen."

Die Männer im Osten hätten beim gesunden Lebensstil hingegen nicht zu
denen im Westen aufgeschlossen. Die ostdeutschen Männer leben wie
schon vor der Wiedervereinigung so ungesund wie keine der anderen
Bevölkerungsgruppen.

Über das MPIDR

Am Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersuchen Wissenschaftler*innen aus aller Welt politikrelevante
Themen des demografischen Wandels wie Alterung und Geburtenverhalten
sowie digitale Demografie und andere Aspekte der demografischen
Grundlagenforschung. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt zu den internationalen
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft, einer der weltweit renommiertesten
Forschungsgemeinschaften.

www.demogr.mpg.de
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AUSLAND/8942: Aus aller Welt - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kim Jong Un beendet zweitägigen Chinabesuch

Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un hat vor einer weiteren möglichen
Verhandlungsrunde mit US-Präsident Donald Trump China besucht. Nach
einem Treffen mit Präsident Xi Jinping in Peking versprach Kim nach
Informationen der Nachrichtenagentur Xinhua, sich dafür einzusetzen,
Verhandlungsergebnisse zu erzielen, die von der internationalen
Gemeinschaft begrüßt werden. Am 12. Juni vergangenen Jahres waren
Trump und Kim in Singapur zum ersten Gipfeltreffen in der Geschichte
der Länder zusammengekommen. Die Zusammenkunft endete mit der
Unterzeichnung eines Dokuments, in dem sich die nordkoreanische
Staatsführung zur vollständigen Denuklearisierung des Landes
bereiterklärte. Die Verhandlungen über die atomare Abrüstung waren
zuletzt ins Stocken geraten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8942: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Canabisaufzucht in Wohnung entdeckt

Die Frankfurter Polizei ist bei der Suche nach einem gestohlenen
Handy auf eine Canabisplantage gestoßen. Als die Beamten die Wohnung
eines 26-Jährigen im Stadteil Preungesheim aufsuchten, weil sie dort
das entwendete Mobiltelefon vermuteten, entdeckten sie im Schlaf- und
Wohnzimmer des Mannes 47 Canabispflanzen, 600 Gramm geerntetes
Marihuana sowie Pfefferspray und eine Schreckschußwaffe. Auch das
gestohlene Handy wurde gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8939: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rebellenallianz Nationale Befreiungsfront tritt Gebiete in Idlib ab

Das Dschihadistenbündnis Hajat Tahrir al-Scham (HTS) hat nach eigenen
Angaben die Kontrolle über große Teile der letzten Rebellenenklave im
Nordwesten Syriens übernommen. Die von der Türkei unterstützte
Rebellenallianz Nationale Befreiungsfront sagte demmach in einem
Abkommen zu, ihre Gebiete in der Provinz Idlib zu übergeben.
Unterdessen bekräftigte die Regierung in Ankara ihr Vorhaben für eine
Offensive gegen die syrische Kurdenmiliz YPG. Auch wenn sich der
Truppenabzug der USA aus Nordsyrien verzögere, werde die Türkei an
ihren Plänen festhalten und ihre Entscheidung in die Tat umsetzen,
sagte Außenminister Mevlüt Cavusoglu in einem Gespräch mit dem Sender
NTV am Donnerstag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8941: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD plädiert für Kindergrundsicherung

Die Linkspartei begrüßte die Forderung der Sozialdemokraten nach
einer Kindergrundsicherung. Parteichefin Katja Kipping schlug vor,
daß SPD, Linke, Grüne und Sozialverbände das Thema gemeinsam angehen
sollten. Die SPD will noch in diesem Jahr ein Konzept für eine
Grundsicherung für Kinder vorlegen. Obwohl der Staat jedes Jahr 200
Milliarden Euro an kinder- und familienbezogenen Leistungen zahle,
gebe es eine hohe Zahl armer Kinder, sagte Andrea Nahles im
ARD-Morgenmazin. Ein Problem sieht die SPD-Vorsitzende in den
verteilten Zuständigkeiten zwischen Kommunen, Ländern und dem Bund.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8940: Tragisches und Kurioses - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Menschen sterben bei Feuer in Reihenhaus

Im Dortmunder Ortsteil Gartenstadt sind zwei Menschen bei einem Brand
in einem Reihenhaus ums Leben gekommen. Wegen des starken Rauchs
wurde Anwohnern geraten, Fenster und Türen geschlossen zu halten.
Nach Angaben der Feuerwehr hatte sich das Feuer aus noch unbekannten
Gründen im Keller entzündet und sich bis auf das Dachgeschoß
ausgedehnt. Ein Übergreifen der sich rasend schnell ausbreitenden
Flammen auf die Nachbarhäuser konnten die Einsatzkräfte während der
vierstündigen Löcharbeiten gerade noch verhindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8025: Aus Forschung und Technik - 10.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Chinesischer Rover Yutu-2 rollt wieder über den Mond

Die chinesische Raumfahrtbehörde CNSA hat ihren Mondroboter Yutu-2
wieder in Betrieb genommen. Der rund 140 Kilogramm schwere Rover war
am Samstag in den Schlafmodus versetzt worden, um seine Ausrüstung
und Instrumente vor den hohen Temperaturen zu schützen. Die Meßfühler
des Chang'e-4-Landers registrierten im Sonnenlicht
Maximaltemperaturen im Bereich von 107 Grad Celsius. Während der
Mondnacht kann das Thermometer schon mal auf minus 180 Grad fallen.
Am Donnerstag soll Yutu-2 mit der wissenschaftlichen Erkundung seiner
Umgebung im 186 Kilometer durchmessenden Von Kármán-Krater in der
südlichen Hemisphäre beginnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8038: Aus aller Welt - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Breiter Protest in den Niederlanden gegen homophobes US-Pamphlet

In den Niederlanden haben fast 300 Geistliche und Politiker ein 2017
in den USA von konservativen Evangelisten veröffentlichtes Pamphlet
unterzeichnet, in dem Homosexualität als Sünde bezeichnet und die
gleichgeschlechtliche Ehe abgelehnt wird. Aus Proteste gegen den
Vorstoß wurde über den Rathäusern vieler größerer niederländischer
Städte sowie an Kirchen und kommunalen Gebäuden die Regenbogenflagge
der LGBTQ-Bewegung gehißt. Einen von der Humanistischen Vereinigung
veröffentlichten Aufruf zu Respekt und Toleranz haben umgehend mehr
als 40.000 Niederländer unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7997: Medizin und Gesundheitswesen - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten empfehlen schnelle Mobilisation von Senioren

Das kann nicht wirklich überraschen. Der Verband Pneumologischer
Kliniken (VPK) weist darauf hin, daß Physiotherapie und Mobilisation
für ältere Menschen im Krankenhaus eine große Bedeutung haben.
Bereits 48 Stunden Bettruhe kann für einen älteren, bis dahin
selbständigen Menschen bedeuten, daß er hinterher nicht mehr genug
Kraft hat, den Alltag selbständig zu bewältigen. Die Folge ist
Pflegeabhängigkeit. Doch dem kann frühzeitig entgegen gewirkt
werde. Bereits 40 Minuten Physiotherapie am Tag sollen einen
beträchtlichen Effekt zeigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8026: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Dash Buttons von Amazon in Deutschland unzulässig

Der Internethändler Amazon vertreibt in Deutschland seit geraumer
Zeit sogenannte Dash Buttons. Die Knöpfe können an Waschmaschinen,
Kühlschränken usw. angebracht werden. Auf Knopfdruck werden über WLAN
bei Amazon Waschmittel, Kaffee und andere Waren nachbestellt. Aber
unter Umständen haben sich Preis und Marke der Ware seit der
Einrichtung des Dash Buttons geändert. Für den Nutzer des
Bestellknopfes sind solche Änderungen nicht offensichtlich. Außerdem
gibt es an den Knöpfen keinen Hinweis darauf, daß jede Betätigung
eine zahlungspflichtige Bestellung nach sich zieht. Dagegen hatte die
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen geklagt, die in dem
Geschäftsmodell einen Verstoß gegen die Gesetze für den
Internethandel sieht. Das Landgericht München bestätigte die Klägerin
Anfang März 2018. Das Oberlandesgericht unterzog das Urteil einer
Revision und bekräftigte es in dieser Woche erneut.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7949: Sprache, Kunst und Medium - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Nach 50 Jahren Neuauflage des Woodstock-Festivals geplant

Genau 50 Jahre nach dem legendären Musikfestival von Woodstock im
US-Bundestaat New York, soll eine Neuauflage steigen. Bei der
Organisation ist laut Deutschlandfunk Kultur auch einer der alten
Festival-Initiatoren mit im Boot.

Steigen soll das Musikereignis allerdings nicht am damaligen
Schauplatz, sondern etwa 200 Kilometer entfernt in der Ortschaft
Watkins Glen im Norden des Bundesstaates. Mögliche Musiker und
Musikerinnen, die zwischen dem 16. und 18. August auftreten könnten,
wurden bisher nicht genannt.

Vor 50 Jahren strömten rund 400.000 Jugendliche aus dem ganzen Land
auf einer Farm nahe der Ortschaft Bethel zusammen. Bis heute gilt das
Festival als eines der großen Ereignisse der Hippie-Bewegung. Etliche
der teilnehmenden Bands und Musiker wurden weltberühmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8016: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Drohnenangriff auf Militärs im Jemen

Auf dem Luftwaffenstützpunkt Al-Anad rund 60 Kilometer nördlich von
Aden haben jemenitische Huthi-Rebellen nach eigenen Angaben per
Drohne eine Veranstaltung des Militärs angegriffen. Das Fluggerät
detonierte am Donnerstag in rund 20 Meter Höhe und tötete mindestens
sechs Soldaten. Weitere zwölf wurden verwundet, heißt es in
Krankenhausberichten. Unter den Opfern sollen sich hochrangige
Militärs und Politiker befinden. Im Jemen kämpfen Aufständische gegen
die von einer Kriegsallianz Saudi-Arabiens unterstützten Truppen. Im
Dezember hatten die Bürgerkriegsparteien in Schweden eine Waffenruhe
für die im Westen liegende, strategisch wichtige Hafenstadt Hudaida
vereinbart. Uno-Angaben zufolge wird der Waffenstillstand weitgehend
eingehalten, während weitere Vereinbarungen wie der Abzug von
Kämpfern aus der Stadt bislang nicht umgesetzt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8030: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Linke stellt Forderungen im Bereich Sozial- und Umweltpolitik

Vor einer Klausurtagung Der Linken hat der Vorsitzende Bernd
Riexinger einen Katalog sozial- und umweltpolitischer Forderungen
vorgestellt, mit denen seine Partei um die Gunst von SPD und Grünen
nach der nächsten Bundestagswahl wirbt. Laut Riexinger geht es auch
darum, dem Aufstieg der Rechten ernsthaft etwas entgegenzustellen.
Mit Blick auf den Klimawandel verlangt die Linke die sofortige
Abschaltung der 20 schmutzigsten Kohlekraftwerke sowie einen
Kohleausstieg Deutschlands bis 2035. Im sozialen Bereich schlägt Die
Linke ein Modell zur Arbeitszeitverkürzung mit Lohnausgleich und
Wahlarbeitszeiten zwischen 28 und 35 Stunden pro Woche vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7999: Tragisches und Kurioses - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Unangenehme Entdeckung für englische Kanalarbeiter

In der südenglischen Grafschaft Devon hat sich nahe der Küstenstadt
Sidmouth in der Kanalisation ein 64 Meter langer Pfropfen vornehmlich
aus Textilien, Windeln, kalten Fetten, Ölen und anderen Bestandteilen
gebildet, die über die Toiletten-Spühlungen in das Leitungssystem
gelangt sind.

Nach Angaben des zuständigen Wasserwerks hat die kompakte und
ausgehärtete Ablagerung etwa das Volumen von sechs hintereinander
aufgestellten Doppeldeckerbussen. Entdeckt wurde die Verstopfung laut
MDR aktuell in einer der Hauptleitungen. Die Firma erklärte, daß die
Entfernung der steinharten Masse in dem engen Gewölbe etwa acht Wochen
dauern wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8027: Arbeit, Soziales und Familie - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Paritätischer Gesamtverband fordert existenzsicherndes Kindergeld

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch den Entwurf für ein sogenanntes
"Starke-Familien-Gesetz" von Familienministerin Giffey und
Arbeitsminister Heil gebilligt. Der Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands, Schneider, machte anderntags im
Deutschlandfunk deutlich, daß er von der Novelle wenig hält, weil es
darin nicht gerade um Riesenbeträge für einkommensschwache Familien
geht. Den künftig nicht mehr fälligen Beitrag zum Schulessen von
einem Euro, die kostenlose Nutzung des Schulbusses und die geplante
Erhöhung des Zuschusses zu den Schulkosten um 50 auf 150 Euro hält
Schneider für Selbstverständlichkeiten. Er verwies auf
wissenschaftlichen Untersuchungen, wonach die Schulkosten in der
Regel bei 200 bis 400 Euro im Jahr liegen. Der Paritätische
Gesamtverband zusammen mit dem Kinderschutzbund und anderen plädiert
laut Schneider für ein einheitliches, einfaches, bedarfsdeckendes,
existenzsicherndes Kindergeld von etwas über 600 Euro im Monat für
alle Kinder. Das Kindergeld soll steuerfinanziert sein, damit
diejenigen, die gar nichts haben und auch keine Steuern zahlen, nicht
belastet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8008: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Treibhausgase beeinflussen auch Binnenseen

Bekanntlich macht das Treibhausgas Kohlendioxid (CO2) die Weltmeere
sauer. Gleiches gilt auch für Binnenseen. Anhand von Langzeitdaten
haben Biologen der Ruhr-Universität in Bochum gezeigt, daß sich der
CO2-Gehalt in vier Talsperren in Nordrhein-Westfalen (Möhne, Henne,
Lister und Sorpe) innerhalb der letzten 35 Jahren verdreifacht hat.
Gleichzeitig wurden die Gewässer sauer: Der pH-Wert ging um
durchschnittlich rund 0,3 zurück. Allerdings sank er nicht unter den
Wert von reinem Wasser, das als neutral gilt.

10. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8015: Märkte und Finanzen - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ford will sein Geschäft in Europa transformieren

Der US-Autobauer Ford will seine Produktionskosten in Europa 2019/20
dadurch massiv senken, daß er von seinen mehr als 50.000 Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen Tausende entläßt. Gleichzeitig wird der Konzern
in neue Modelle mit Elektroantrieb investieren. Unprofitable
Fahrzeugtypen werden nicht mehr produziert. Statt aktueller Verluste
setzt sich Ford für Europa das langfristige Ziel einer operativen
Rendite von sechs Prozent. In Deutschland arbeiten mehr als 20.000
Menschen für das US-Unternehmen. Der Ford-Europachef Armstrong
kündigte an, die Mitarbeiter sollten dazu bewegt werden, freiwillig
aus dem Unternehmen auszuscheiden. Das Europageschäft des Autobauers
leidet unter dem schwachen britischen Pfund sowie den rückläufigen
Geschäften in Rußland und der Türkei. Im Bereich leichter
Nutzfahrzeuge will Ford eine Allianz mit Volkswagen eingehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8031: Aus Forschung und Technik - 10.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Vernetzung smarter Geräte schreitet voran

Experten sind sich sicher, daß smarten Netzen die Zukunft gehört.
Offenbar will der südkoreanische Elektronikriese Samsung Nägel mit
Köpfen machen. Auf der Elektronikmesse CES in Las Vegas hat er ein
umfassendes Konzept zur Vernetzung unterschiedlichster Geräte
angekündigt. Dabei umfaßt dieses nicht nur Computer, Smartphones und
Fernseher, sondern auch Kühlschränke, Klimaanlagen und
Waschmaschinen. Das Programm SmartThings vereint Anwendungen wie
Samsung Connect, Smart Home und Smart View, um alle vernetzten Geräte
aus einer Hand verwalten und steuern zu können. Und nicht nur das:
Samsung will seinen Kunden die Cloud-Lösung SmartThings-Cloud
anbieten, um auch das Auto in die Vernetzung einzubinden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/556: Heuschreckenstudie zeigt Bedeutung von passiven Muskelkräften für schnelle Bewegungen (idw)


Universität zu Köln - 09.01.2019

Heuschreckenstudie zeigt Bedeutung von passiven Muskelkräften für
schnelle Bewegungen

- Neues Grundlagenwissen zur Motorik verschieden großer Gliedmaßen gewonnen

- Kölner Zoologen veröffentlichen in "Current Biology"



Lange, schwere Gliedmaßen wie Arme oder Beine unterscheiden sich von
kurzen, leichten Gliedmaßen wie Fingern grundlegend in den Möglichkeiten,
schnelle Bewegungen zu erzeugen. Während schnelle Bewegungen von großen
Gliedmaßen aktiv durch das zentrale Nervensystem kontrolliert werden
müssen, haben bei kleinen und leichten Gliedmaßen die passiven
Muskelkräfte das Potential, die entscheidende Rolle für den
Geschwindigkeitsverlauf einer Bewegung zu spielen. Zu dem Ergebnis kommt
eine Studie der Zoologen Ansgar Büschges, Arndt von Twickel und Christoph
Guschlbauer von der Universität zu Köln in Zusammenarbeit mit dem
Gastwissenschaftler Scott Hooper von der Ohio University am Modelltier der
Stabheuschrecke. Sie ist unter dem Titel "Swing Velocity Profiles of Small
Limbs Can Arise from Transient Passive Torques of the Antagonist Muscle
Alone" in der Fachzeitschrift "Current Biology" erschienen.
Grundsätzlich gibt es im Ablauf einer Bewegung verschiedene
Geschwindigkeitsstufen je Teilschritt, bis die gesamte motorische Aktion
optimal erzeugt wird, erklärt Professor Büschges: "Betrachten wir
beispielsweise das Schwingen unserer Beine: Durch die Schwingphase wird
das Bein beim Gehen wieder in die Ausgangsposition des nächsten Schrittes
gebracht. Bei dieser Rückführung nimmt die Schwunggeschwindigkeit des
Beins zum Ende hin ab, sodass der Fuß weniger schnell aufsetzt - ohne die
Verlangsamung würde die beim Aufsetzen erzeugte Kraft dem Laufantrieb zu
stark entgegenwirken." Diese Verlangsamung wird bei solch großen
Gliedmaßen wie dem menschlichen Bein durch das Nervensystem erzeugt.
Bei kleineren Gliedmaßen, wie die Autoren anhand von Insektenbeinen zeigen
konnten, kann die Verlangsamung des Beins in schnellen Bewegungen wie der
Schwingphase jedoch unabhängig vom zentralen Nervensystem bewirkt werden.
Von Twickel erklärt, dass dies an den intrinsischen Eigenschaften der
Muskeln, die die Gliedmaßen bewegen, liege: "Wenn sich der Streckermuskel
eines Beingelenks zur Erzeugung schneller Bewegungen aktiv verkürzt,
verlängert sich der derweil inaktive Beugermuskel notwendigerweise. Der
Beugermuskel entwickelt während dieser Streckung eine bisher unbekannte
dynamische passive Kraft, die so groß ist, dass sie es schaffen kann,
Bewegungen kontinuierlich in ihrem Verlauf auf das funktionell notwendige
Niveau zu verlangsamen."

In der Untersuchung setzten die Autoren den Beugermuskel des
Heuschreckenbeins verschiedenen Streckszenarien aus und maßen die
dynamischen Kräfte, die der passive Muskel den unterschiedlichen Dehnungen
entgegensetzte. Anschließend wurden die neu gewonnenen Ergebnisse dazu
verwendet, die Funktionsweise eines Beingelenks dynamisch zu simulieren.
Hierbei zeigte sich, dass durch das Zusammenspiel aus simulierter
Streckeraktivierung und daraus resultierenden passiven dynamischen Kräften
des simulierten Beugers eine Bewegung erzeugt werden konnte, die in ihrem
Geschwindigkeitsprofil schnellen Bewegungen beim echten Laufen eines
Tieres entsprach.

Diese Ergebnisse ändern die gegenwärtigen Vorstellungen über die Erzeugung
von schnellen Bewegungen kleiner Gliedmaßen erheblich, betont Büschges:
"Es war seit Längerem bekannt, dass passive Muskelkräfte besonders bei
Bewegungen kleiner Gliedmaßen eine Rolle spielen, jedoch wurde bislang
nicht damit gerechnet, dass deren Wirkung so groß sein könnte, dass sie
das Geschwindigkeitsprofil einer Bewegung bestimmen können. Dies bedeutet,
dass der aktive Muskel und sein Gegenspieler perfekt aufeinander
abgestimmt sein müssen. Wir sind gerade dabei, dieses Zusammenspiel besser
zu verstehen."




Veröffentlichung:

https://doi.org/10.1016/j.cub.2018.11.016

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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ZOOLOGIE/1603: Zahnwechsel sorgt bei Elefanten für Jojo-Effekt (idw)


Universität Zürich - 09.01.2019

Zahnwechsel sorgt bei Elefanten für Jojo-Effekt



Das Gewicht von Zoo-Elefanten schwankt im Laufe ihres erwachsenen Lebens
in einem Zyklus von etwa hundert Monaten, wie Forscher der Universität
Zürich herausgefunden haben. Dies lässt sich mit dem eigentümlichen
Zahnwechsel von Elefanten erklären, durch den sie mal mehr und mal weniger
Kaufläche zur Verfügung haben.




[image: Illustration: © UZH]

Elefanten haben auf jeder Seite einen einzigen Zahn im Kiefer, der vom
nächsten grösseren Zahn langsam nach vorne geschoben wird, wo er stückweise
abbricht. 

Illustration: © UZH



Wie der Mensch wechseln die meisten Säugetiere nur einmal im Leben ihre
Zähne, wenn die Milchzähne durch die bleibenden Zähne ersetzt werden. Das
genügt als Anpassung an die zunehmende Grösse des Kiefers. Doch Elefanten
legen im Laufe ihres Lebens gewaltig an Gewicht zu - von einem
Startgewicht von 100 kg bis hin zu mehreren Tonnen im Erwachsenenalter.
Ein einziger Zahnwechsel könnte diesem enormen Wachstum des Kiefers gar
nicht gerecht werden.

Elefanten zahnen fünfmal im Leben

Darum wechseln Elefanten ihre Zähne insgesamt fünfmal. Sie haben auf jeder
Seite immer einen einzigen Zahn im Kiefer, der von dem nächsten grösseren
Zahn im Mund langsam nach vorne geschoben wird, wo er stückweise abbricht.
Schaut man einem Elefanten ins Maul, so sieht man also entweder nur einen
einzigen Zahn oder Bruchstücke des älteren Zahns, hinter dem ein Teil des
neueren Zahns nach vorn drängt. Diesen Vorgang nennt man auch «molare
Progression».

Das hat zur Folge, dass bei Elefanten die Kaufläche immer mal wieder
grösser ist - nämlich dann wenn gerade zwei Zähne gleichzeitig während des
Zahnwechsels im Kiefer sind - und dann wieder kleiner, wenn gerade nur ein
Zahn dort ist. Und dementsprechend ist es für die Tiere in manchen
Lebensabschnitten leichter oder schwieriger, beim Essen genügend
Pflanzenmaterial für den Erhalt oder die Zunahme ihres Gewichts zu
zerkleinern.

Europaweite Gewichtskontrolle

Forscher der Vetsuisse-Fakultät der Universität Zürich haben nun bei
Zoo-Elefanten Gewichtsschwankungen beobachtet, die sich durch diese
Zahnwechsel erklären lassen. «Eigentlich wollten wir herausfinden, ob
Zoo-Elefanten, die sich fortpflanzen, schlanker sind als solche, die keine
Nachkommen produzieren», sagt Marcus Clauss von der Klinik für Zoo-, Heim-
und Wildtiere. Zu diesem Zweck besuchte der Doktorand Christian Schiffmann
fast alle Zoos in Europa und notierte die Gewichte der Dickhäuter.

Zahnwechsel passt zu zyklischer Schwankung des Gewichts

Dabei fiel ihnen ein Muster auf: Die Tiere nehmen zunächst vom Kindes- bis
zum Erwachsenenalter hin stetig zu, um dann in ihrem Körpergewicht in
langen Zyklen von etwa hundert Monaten um 300 kg zu fluktuieren. «Zuerst
dachten wir, es könnte etwas mit den Jahreszeiten oder der Fortpflanzung
selbst zu tun haben», erklärt Christian Schiffmann. «Aber der Zyklus ist
deutlich länger als ein Jahr, und wir fanden das Muster in Gruppen sowohl
mit als auch ohne Fortpflanzung. Da bleibt als einzige plausible Erklärung
nur der ungewöhnliche Zahnwechsel der Elefanten übrig.»
Im natürlichen Lebensraum sollte dieses Phänomen übrigens nicht zu
beobachten sein: Da Elefanten das ganze Jahr über Junge bekommen, aber
saisonalen Schwankungen im Nahrungsangebot ausgesetzt sind, haben Tiere
der verschiedensten Altersstufen und abhängig vom jeweiligen Zustand der
Zähne Zugang zu unterschiedlicher Nahrungsqualität.

Das Gewicht der Elefanten wird deshalb nicht nur durch den Zahnwechsel,
sondern auch durch andere Faktoren beeinflusst. Nur in Zoos, wo die
Fütterung vergleichsweise einheitlich ist, kann das Muster deutlich zutage
treten. Für Clauss ist diese Studie deshalb ein ausgezeichnetes Beispiel
dafür, wie Untersuchungen an Zootieren neue biologische Erkenntnisse
liefern können, die durch Beobachtungen in freier Wildbahn nicht möglich
gewesen wären.


Originalpublikation:

Schiffmann C, Hatt J-M, Hoby S, Codron D, Clauss M. Elephant body mass
cyclicity suggests effect of molar progression on chewing efficiency.
Mammalian Biology (in press), 9 January 2019. Doi:

10.1016/j.mambio.2018.12.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 09.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1612: Strom aus Wechselbad des Magnetismus (idw)


Leibniz-Institut für Festkörper- und Werkstoffforschung Dresden
- 09.01.2019

Strom aus Wechselbad des Magnetismus



Wissenschaftler des Leibniz-Instituts für Festkörper und
Werkstoffforschung Dresden (IFW) haben einen neuen magnetischen Generator
entwickelt, um Abwärme in Strom umzuwandeln. Durch eine clevere Anordnung
der Komponenten ist es gelungen, die elektrische Ausbeute um
Größenordnungen zu verbessern. Damit qualifizieren sich thermomagnetische
Generatoren zur anwendungstauglichen Technologie für die Rückgewinnung von
elektrischer Energie aus Abwärme.

Bei vielen Prozessen im Alltag und in der Industrie entsteht Abwärme, die
nicht heiß genug ist, um sie sinnvoll zu verwenden. In der Regel wird sie
ungenutzt in die Umwelt geleitet, so zum Beispiel auch bei großen
IT-Servern oder am Austritt von Kraftwerks-Kühltürmen. Bisher gibt es kaum
anwendungsreife Technologien, um diese Niedertemperatur-Abwärme in
Elektrizität umzuwandeln. Große Hoffnungen werden auf sogenannte
thermoelektrische Materialien gesetzt, bei denen eine elektrische Spannung
direkt aus der Wärmedifferenz des Materials erzeugt werden kann. Eine
andere Möglichkeit ist die Nutzung thermomagnetischer Generatoren. Diese
machen sich zu Nutze, dass die magnetischen Eigenschaften bestimmter
Legierungen sehr stark von der Temperatur abhängen. Ein solches Material
ist zum Beispiel die Legierung aus den Elementen Lanthan, Eisen, Kobalt
und Silizium, die bisher für magnetische Kühlanwendungen eingesetzt wurde.
Unterhalb von ca. 27 Grad Celsius ist das Material magnetisch, während es
bei höheren Temperaturen unmagnetisch ist. Wird das Material abwechselnd
mit warmen und kalten Wasser in Berührung gebracht, ändert sich
fortwährend die Magnetisierung des Materials. Das wiederum bewirkt, dass
in der angelegten Spule eine Spannung induziert wird, die für einen
Verbraucher genutzt werden kann. Dieses Prinzip thermomagnetischer
Generatoren wurde bereits vor mehr als hundert Jahren entwickelt.
Allerdings ist die Ausbeute bisher deutlich geringer als die von
thermoelektrischen Generatoren, obwohl theoretische Berechnungen zeigen,
dass viel bessere Kennzahlen erreichbar sein sollten.




[image: Foto: © IFW Dresden]

Thermomagnetischer Generator im Labormaßstab

Foto: © IFW Dresden



Durch eine clevere Anordnung der einzelnen Komponenten ist es
Wissenschaftlern des IFW Dresden in Kooperation mit der TU Dresden und der
Bundesanstalt für Materialforschung (BAM) in Berlin gelungen, die
Leistung von thermomagnetischen Generatoren um Größenordnungen zu
verbessern. Hierzu verwendeten sie einen magnetischen Kreislauf aus zwei
magnetischen Quellen und zwei Elementen der thermomagnetischen Legierung.
Die einzelnen Komponenten sind mit magnetisch leitendem Material
verbunden, das an zwei Stellen mit einer Spule umwickelt ist. Ein
kalt-warmes Wechselbad der thermomagnetischen Elemente führt nun dazu, dass
sie den Magnetfluss abwechselnd leiten oder unterbrechen. Dies hat eine
ständige Umpolung des Magnetflusses in den Kreisläufen zur Folge, wodurch
in den Spulen eine elektrische Spannung induziert wird. Mit einer Spannung
von 0,2 Volt und einer Leistung von 1,24 Milli-Watt ist der neue
thermomagnetische Generator nicht nur um Größenordnungen besser als seine
Vorgänger, sondern entwickelt sich damit auch zu einer möglichen
Alternative zu thermoelektrischen Generatoren. Hinzu kommt, dass die
Autoren noch viele Möglichkeiten sehen, diese Kennzahlen weiter zu
optimieren. Sie sind sehr zuversichtlich, dass die enorme Verbesserung des
thermomagnetischen Generators dieser Technologie zum Durchbruch verhilft.


Originalpublikation:

A. Waske, D. Dzekan, K. Sellschopp, D. Berger, A. Stork, K. Nielsch, S.
Fähler: Energy harvesting near room temperature using a thermomagnetic
generator with a pretzel-like magnetic flux topology. Nature energy 2018,
DOI 10.1038/s41560-018-0306-x

Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41560-018-0306-x

https://www.ifw-dresden.de/de/news-events/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution391
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AUSSEN/2119: Wahlen im Kongo - Vorwürfe aufklären, Demokratie unterstützen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Januar 2019

Wahlen im Kongo: Vorwürfe aufklären, Demokratie unterstützen



Zum Wahlausgang der Präsidentschaftswahlen im Kongo erklären Agnieszka
Brugger, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Uwe Kekeritz,
Sprecher für Entwicklungspolitik:

Die Menschen im Kongo haben mit überwältigender Mehrheit für das Ende
der Schreckensherrschaft von Präsident Kabila gestimmt. Das verkündete
Wahlergebnis macht vor allem diesen Willen deutlich. Der Kandidat des
Langzeitherrschers fiel an den Wahlurnen durch. Es ist zu hoffen, dass
nun alle gemeinsam einen friedlichen politischen Neustart hin zu mehr
Demokratie gestalten. Das haben die Menschen nach 50 Jahren
autoritärer Herrschaft verdient. Gewaltsame Ausschreitungen müssen
unbedingt verhindert werden.

Insbesondere die junge Bevölkerung, die sich große Hoffnungen auf
einen demokratischen Wandel gemacht hatte, ist vom Ergebnis
enttäuscht. Die Liste der Unregelmäßigkeiten der eigentlich für 2016
vorgesehen Wahlen ist lang. Die kurzfristige erneute Verschiebung des
Wahltermins, der Streit über Wahlmaschinen und der Ausschluss von mehr
als einer Millionen Wahlberechtigten haben das Vertrauen der
Bevölkerung in eine demokratische Entscheidungsfindung erschüttert.
Berichte unabhängiger Beobachtungsmissionen über Wahlbetrug wurden
ignoriert, die Veröffentlichung der Wahlergebnisse über das Internet
unterbunden und das offizielle Ergebnis erst mit einer Verzögerung von
48 Stunden bekanntgegeben. All das befeuert die Zweifel daran, dass
das Ergebnis tatsächlich den Willen der Wählerinnen und Wähler
widerspiegelt. Als größte Geberin von Entwicklungsgeldern muss die
Europäische Union auf eine Aufklärung der Unregelmäßigkeiten drängen.

Ein demokratischer Wandel ist ein Prozess und nicht über Nacht zu
schaffen. Das System Kabila kann nicht von heute auf morgen beendet
werden. Die Günstlingswirtschaft der Präsidentenfamilie hat alle
Verwaltungsstrukturen durchsetzt. In kaum einem anderen Land ist die
Korruption so stark institutionalisiert wie im Kongo. Die
Bundesregierung und die internationale Gemeinschaft müssen nun noch
enger an der Seite der lebendigen Zivilgesellschaft stehen und
kongolesische Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger
schützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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VERKEHR/800: Anton Hofreiter zu Verspätungsstatistik der Bahn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Januar 2019

Anton Hofreiter zu Verspätungsstatistik der Bahn



"Diese Statistik ist bitter. Dass auf den Fernverkehr der Bahn kein
Verlass ist, hat der Bahnvorstand und Bundesverkehrsminister Scheuer
zu verantworten. Die miese Statistik ist das Ergebnis von jahrelangem
Missmanagement im Bahnvorstand und Desinteresse der Bundesregierung.
Zur Erinnerung: Die DB AG gehört zu 100 Prozent dem Bund.

Wir brauchen endlich eine echte Bahnoffensive - für eine pünktliche,
schnelle und komfortable Bahn.

Das heißt:

- Die Kundinnen und Kunden müssen sich auf die Bahn verlassen können.
In Deutschland brauchen wir eine Pünktlichkeitsquote, die sich an der
Schweiz oder Österreich orientiert. Das Ziel muss lauten: Bis 2030 hat
die Bahn eine Pünktlichkeitsquote von 97 Prozent im Nah- und
Fernverkehr.

- Die Bahn muss schnell sein. Was zählt, ist die gesamte Fahrzeit von
Tür zu Tür. Die Bahn muss dazu künftig viel besser mit anderen
Verkehrsmitteln verknüpft und vertaktet sein.

- Wir brauchen ein übersichtliches und einfaches Ticketsystem und in
den nächsten fünf Jahren muss die 100 Prozent Ausstattung mit
unterbrechungsfreiem WLAN selbstverständlich sein.

Eine Bahnoffensive ist notwendig und machbar - die Regierung muss es
nur wollen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1805: Weg für Demokratie in Venezuela freimachen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2019

Weg für Demokratie in Venezuela freimachen



Zur erneuten und unrechtmäßigen Amtseinführung des venezolanischen
Präsidenten Maduro am heutigen Donnerstag können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Mit dem heutigen Tag wird ein neues, düsteres Kapitel in der
venezolanischen Tragödie aufgeschlagen. Nicolás Maduro hält sich mit
brutaler Macht unrechtmäßig im Amt. Er opfert dabei seine eigene
Bevölkerung, die in Hunger, Armut und ohne medizinische Versorgung
leidet - im erdölreichsten Land der Welt. Millionen Menschen sind in
den letzten Jahren aus dem Land geflüchtet. Es spielt sich eine
humanitäre Katastrophe ab, die zahlenmäßig mit dem Höhepunkt der
Flüchtlingskrise im Nahen Osten zu vergleichen ist. Die
Aufnahmestaaten in der Region, allen voran Kolumbien, verdienen
unseren Respekt für ihre humanitäre Unterstützung. Die
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag sieht in Diktator Maduro
nicht den rechtmäßigen Vertreter des venezolanischen Volkes. Sie
steht an der Seite der friedlichen, demokratischen Kräfte Venezuelas.
Maduro muss endlich die Macht abgeben und zurücktreten und der frei
und demokratisch gewählten Nationalversammlung die ihr zustehende
Macht als einzig legitime Volksvertretung zurückgeben. Jene Staaten,
die das venezolanische Regime durch korrupte Wirtschaftsbeziehungen
am Leben halten, müssen endlich ihre Verbindungen aufgeben und den
Weg für einen politischen Wechsel ebnen. Hier stehen vor allem
Russland, China und der Iran in der Pflicht. Aber auch die Türkei
muss ihre Beziehungen zum Maduro-Regime überdenken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/694: Altersbestimmung durch Ultraschall statt Röntgen könnte gute Kompromisslösung sein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2019

Altersbestimmung durch Ultraschall statt Röntgen könnte gute
Kompromisslösung sein



In der Debatte um die Bestimmung des Alters junger Migranten hat der
Bundesgesundheitsminister mitgeteilt, er lasse die Möglichkeit von
Untersuchungen per Ultraschall prüfen. Hierzu können Sie die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, wie folgt zitieren:

"Das durch das Bundesgesundheitsministerium geförderte
Forschungsprojekt der Fraunhofer Gesellschaft und der Universität des
Saarlandes begrüße ich sehr. Wenn durch Ultraschalluntersuchungen das
Alter von jungen Erwachsenen bestimmt werden kann, kommen wir bei der
Problematik der Altersfeststellung junger Migranten ein ganzes Stück
weiter. Für die Union ist es ein unhaltbarer Zustand, dass ca. 30
Prozent aller vermeintlich Minderjährigen, die von der Jugendhilfe
betreut werden, in Wahrheit eben nicht minderjährig sind. Wir
brauchen eine zuverlässige Altersbestimmung. Für uns waren und sind
Röntgenaufnahmen im Zweifelsfall und nachrangig zur
Inaugenscheinnahme ein probates Mittel. Wenn statt Röntgenaufnahmen
auch Ultraschalluntersuchungen Gewissheit bringen, kann das ein guter
Kompromiss in der Diskussion um die Altersbestimmung sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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GESUNDHEIT/693: Bundespflegekammer als starke Stimme für Pflegekräfte


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2019

Bundespflegekammer als starke Stimme für Pflegekräfte



Der Gesundheitsminister Jens Spahn hat sich für eine
Bundespflegekammer ausgesprochen. Dazu können Sie die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag, wie folgt zitieren:

"Eine Bundespflegekammer wäre sehr zu begrüßen. Schließlich brauchen
wir eine starke Stimme dieser wichtigen Berufsgruppe. Eine solche
Kammer würde dann aber - wie es beispielsweise bei den Ärzten der
Fall ist - auch eine Pflichtmitgliedschaft nach sich ziehen. Deswegen
müsste die Mehrheit der Pflegefachkräfte selbst eine solche
Bundespflegekammer wünschen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MEDIEN/249: Sichere und verlässliche Nachrichten gewährleisten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Januar 2019

Sichere und verlässliche Nachrichten gewährleisten

Medien- und Kommunikationsbericht zeigt Fortschritte gegen
Cybermobbing und Fake-News



Am gestrigen Mittwoch wurde im Kabinett der Medien- und
Kommunikationsbericht 2018 verabschiedet. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann:

"Der aktuelle Medien- und Kommunikationsbericht der Bundesregierung
gibt Antworten auf aktuelle Fragen der politischen Kommunikation.
Moderne Medien sind eine Herausforderung für alle. Wie lassen sich
echte von unechten Nachrichten unterscheiden? Wer hat die Nachricht
verfasst und mit welcher Absicht? Geht es um Information oder bloße
Manipulation?

Der Bericht tritt als medienpolitischer Kompass der Verunsicherung
durch Hasskriminalität, verfälschte Nachrichten und Falschinformation
entgegen. Diese sind eine Bedrohung für Betroffene und Demokratie
gleichzeitig. Denn die Grenzen freier Information sind die Grenzen
einer freien Gesellschaft. Umso wichtiger ist es, die Rechte des
Einzelnen wie die Meinungsfreiheit zu schützen. Sichere und
verlässliche Nachrichten müssen selbstverständlich sein.

Der Bericht zeigt: Dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk kommt dabei
eine Schlüsselfunktion zu. Deshalb war es für die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch wichtig, die Arbeit der Deutschen
Welle zu stärken. Diese ist eine unverzichtbare Botschafterin für
Deutschland in der Welt. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk genießt
nach wie vor hohe Glaubwürdigkeit. Diese Reputation darf nicht
gefährdet werden. Deshalb ist aus Sicht der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine stete Überprüfung seiner Aufgaben und
Methodik erforderlich. Die Erhebung eines Rundfunkbeitrags wird durch
die Objektivität und Qualität der angebotenen Information
legitimiert. Diese müssen dann aber auch sichergestellt werden - von
Programminhalten bis Mittelverwendung. Auch davon hängt die künftige
Bedeutung der öffentlich-rechtlichen Medien ab.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist von besonderer Bedeutung, wie
Informationen entstehen und welche Wege diese nehmen. Dienste, die
sich dem Verbraucher anpassen, sind kritisch zu hinterfragen. Denn
diese schaffen über kurz oder lang Informationsblasen. Dies gilt auch
für Informationen, die von Robotern erstellt und verbreitet werden.
Roboterjournalismus hat mit geschützter Pressearbeit nichts zu tun.
Jeder muss Zugang zu öffentlicher Kommunikation haben. Wir
unterstützen die Bundesregierung dabei, diese neuen Herausforderungen
im Rahmen der Digitalpolitik verstärkt anzugehen.

Wir müssen uns fragen, welche Regeln künftig gelten sollen. Dies
betrifft nicht nur Gesetzte und Verordnungen, sondern auch soziale
Regeln des Miteinanders. Mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist auf
Druck der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein Instrument geschaffen
worden, das soziale Netzwerke in die Pflicht nimmt und
Persönlichkeitsrechte schützte. Dies ist ein richtiger und wichtiger
Schritt zur Bekämpfung von Hasskriminalität und strafbaren Äußerungen
in sozialen Netzwerken.

Der Bund hat gemeinsam mit den Ländern bereits wichtige Regelungen
getroffen. So wurde der Jugendmedienschutz teilweise gestärkt. Die
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden wurde verbessert und es wurden
bessere Kontrollmechanismen z.B. im Kartellrecht umgesetzt. Die
Länder haben die Rundfunkstaatsverträge angepasst.

Nun ist auch die Europäische Ebene gefordert. Diese setzt darauf, das
Urheber- und Telekommunikationsrecht zu reformieren. Der Umgang mit
Kommunikationsdaten soll ebenso neu geregelt werden. Die
EU-Gesetzgebung steht hier in der Verantwortung. Denn Medien und
Informationen kennen keine Ländergrenzen. Und wir brauchen noch
effektivere Maßnahmen im Bereich von Hassreden, Hasskriminalität und
Falschinformation."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1822: Wahlergebnis im Kongo nicht vorschnell anerkennen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Januar 2019

Wahlergebnis im Kongo nicht vorschnell anerkennen



"Eines hat die Präsidentschaftswahl in der Demokratischen Republik
Kongo deutlich gezeigt: Die Bevölkerung hat genug vom System Kabila.
Umso wichtiger ist es, dass es nun einen sauberen Machtwechsel gibt.
Daher muss die Wahlkommission die Stimmauszählung transparent machen,
anstatt mit Felix Tshisekedi einen der beiden Oppositionskandidaten
unter fragwürdigen Umständen zum Sieger zu erklären", erklärt
Eva-Maria Schreiber, für DIE LINKE Obfrau im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Schreiber weiter:

"Die Freude über das Ende der korrupten Regierung von Joseph Kabila
sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass viele Fragezeichen zum
schwierigen Wahlprozess bleiben. Weder sind die Ergebnisse einsehbar
noch nachvollziehbar, da eine transparente Stimmenauszählung nicht
erfolgte. Wahlbeobachter hatten zahlreiche Unregelmäßigkeiten
gemeldet. Vermutungen legen nahe, dass es einen Deal der
Kabila-Regierung mit dem Oppositionskandidaten gegeben haben könnte.
Zudem wurde nicht in allen Provinzen gewählt. Daher rate ich der
Bundesregierung dazu, das Wahlergebnis nicht vorschnell anzuerkennen,
sondern transparente Ergebnisse mithilfe der AU und der SADEC-Staaten
abzuwarten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Januar 2019

Deutscher Bundestag
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EUROPA/1675: Aachener Vertrag ist Abkehr von friedlicher Europäischen Union


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Aachener Vertrag ist Abkehr von friedlicher Europäischen Union



Das Bundeskabinett hat den neuen deutsch-französischen Vertrag
gebilligt, der die Zusammenarbeit beider Länder insbesondere auch in
der Militär-und Rüstungspolitik vertiefen soll. Dazu der
stellvertretende Parteivorsitzende der LINKEN, Tobias Pflüger:

Mit dem geplanten neuen Élysée-Vertrag geben die deutsche und die
französische Regierung die falsche Antwort auf die Krise der
Europäischen Union und die Herausforderungen in der Europäischen
Union. Unter deutsch-französischer Führung sollen eine neoliberale
Kürzungspolitik und die verstärkte strategische Ausrichtung auf
militärische Zusammenarbeit und Interventionen vorangetrieben werden.

Der sogenannte Aachener Vertrag treibt die europäische Aufrüstung
voran. Er schreibt für beide Seiten mehr Militäreinsätze und höhere
Rüstungsausgaben fest, wie sie bei der Ständigen Strukturierten
Zusammenarbeit (PESCO) gerade umgesetzt werden. Damit entfernt sich
die EU immer weiter von dem, was unsere Vision von einem friedlichen
Europa ist.

Als LINKE sind wir für konkrete deutsch-französische
Kooperationsprojekte. Dazu gehören zum Beispiel Austauschprogramme,
Sprachförderung, Städtepartnerschaften, französisch-deutsche Schulen
und grenzüberschreitende Zusammenarbeit. Wir wollen ein soziales und
friedliches Europa statt Aufrüstung und Sozialabbau. Deshalb lehnen
wir diesen neuen Elysée-Vertrag ab.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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FINANZEN/1534: Geldwäsche bei der Danske Bank


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Januar 2019

Geldwäsche bei der Danske Bank



"Der Geldwäscheskandal um die Danske Bank offenbart die kriminelle
Energie in den Vorstandsetagen. Nicht nur deutsche Banken, auch
deutsche Firmen haben mitgemischt. Dabei haben Deutsche Bank und
Commerzbank entweder gepennt oder das illegale Treiben aus Profitgier
vorangetrieben, während Konzernkonten mit prallen 31 Millionen Euro
vollgemacht wurden. Beide Banken sind ein Sicherheitsrisiko für die
Steuerzahler und wurden direkt und indirekt von den Steuerzahlern in
der Krise gerettet", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender
Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
die neuesten Enthüllungen um den Geldwäscheskandal bei der Danske
Bank. De Masi weiter:

"Die Volumina der gewaschenen Gelder lassen nur den Schluss zu, dass
gegen Paragraf 25h des Kreditwesengesetzes verstoßen wurde. Die
Bundesregierung muss endlich Ermittlungsbehörden und Strafvollzug
umfänglich befähigen, um gegen Geldwäsche, Steuerhinterziehung und
organisierte Kriminalität vorzugehen. Der Zahlungsverkehr im
gewerblichen Güterhandel muss ebenfalls genauer überwacht werden. Es
bedarf einer genauen Prüfung der involvierten Banken durch die BaFin."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Januar 2019
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GESUNDHEIT/1070: Spahns Forderung nach einer Bundespflegekammer ist ein Ablenkungsmanöver


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Januar 2019

Spahns Forderung nach einer Bundespflegekammer ist ein Ablenkungsmanöver



"Augenwischereien und Ablenkungsmanöver - Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn beginnt das neue Jahr, wie er das alte beendet hat",
kommentiert Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion
DIE LINKE, Spahns Forderung nach einer Bundespflegekammer. Zimmermann
weiter:

"Die Forderungen der Pflegekräfte liegen auf dem Tisch: ein
Personalschlüssel, der am Bedarf orientiert ist, gute Bezahlung,
bessere Arbeitsbedingungen. Minister Spahns Behauptung, es fehle in
der Bundespolitik an einer Interessenvertretung, soll nur von seinem
halbherzigen Handeln ablenken. Es fehlt an auskömmlicher Finanzierung,
aber das kann nur die Bundesregierung angehen, keine berufsständische
Vertretung, die neue Bürokratien schafft.

Landauf, landab beklagen Pflegekräfte den Ist-Zustand, in persönlichen
Gesprächen, in den sozialen Medien, zunehmend sogar in klassischen
Medien und Talkshows - wer zuhört, weiß, an welchen Stellen es hakt.
Die geschilderten Probleme sollte Spahn angehen - das ist schließlich
sein Job -, statt eine Bundespflegekammer zu fordern. So versucht
Spahn doch nur, die Verantwortung für die Verbesserung der Missstände
auf die Pflegekräfte abzuwälzen. Die vermeintlich fehlende Vertretung
ist vorgeschoben. Der real fehlende Wille der Bundesregierung, die
Pflege aufzuwerten, ist das Desaster."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Januar 2019
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RECHT/537: Scheitern der Klage gegen Kik - Bundesregierung muss Konzerne haftbar machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Januar 2019

Scheitern der Klage gegen Kik - Bundesregierung muss Konzerne haftbar machen



"Das Scheitern der Klage gegen KiK ist ein Schlag ins Gesicht der
pakistanischen Opfer. Die Bundesregierung muss bestehende
Gesetzeslücken schließen, um Konzerne für Menschenrechtsverletzungen
entlang der Lieferketten haftbar zu machen", erklärt Michel Brandt,
für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Menschenrechtsausschuss des
Deutschen Bundestags, anlässlich der heutigen Verkündung des
Landesgerichts Dortmund, die Schmerzensgeldklage im Verfahren
pakistanischer Klägerinnen und Kläger gegen den Textildiscounter Kik
aufgrund von Verjährung abzuwenden. Michel Brandt weiter:

"Im Jahr 2012 waren bei einem Feuer in der Fabrik des KiK-Zulieferers
Ali Enterprises in Pakistan 258 Menschen ums Leben gekommen, weil der
deutsche Konzern seine Sorgfaltspflicht grob fahrlässig verletzt
hatte. Das Urteil beweist erneut: deutsche Unternehmen kommen bei
Verstößen gegen Arbeits- und Menschenrechten entlang ihrer
Lieferketten ungestraft davon. Diese betäubende Ungerechtigkeit darf
sich nicht wiederholen. Die Bundesregierung muss endlich ihrer
menschenrechtlichen Verantwortung nachkommen und verbindliche Regeln
für Konzerne schaffen.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, ein Gesetz zur
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht umzusetzen. Bei Verstößen müssen
Betroffene jederzeit die Möglichkeit haben, deutsche Unternehmen
haftbar zu machen. Auch muss sie sich dafür einsetzen, dass
völkerrechtliche Gesetzeslücken durch ein Abkommen für Wirtschaft und
Menschenrechte, einen sogenannten Binding Treaty, geschlossen werden.
Das bedeutet, dass sie den ?Binding Treaty?, der bereits seit fünf
Jahren bei den Vereinten Nationen verhandelt wird, nicht länger
blockieren darf. Die Bundesregierung muss sich aktiv und konstruktiv
daran beteiligen, ein auf die Interessen der Opfer ausgerichtetes
Abkommen auszuarbeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Januar 2019
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SOZIALES/2573: SPD entdeckt Kinderarmut und fordert unzureichende Kindergrundsicherung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Januar 2019

SPD entdeckt Kinderarmut und fordert unzureichende Kindergrundsicherung



"Wir freuen uns, dass die SPD Kinderarmut als Problem erkannt hat. Was
uns aber fehlt, ist der Glaube, dass die SPD daran etwas ändern wird",
kommentiert Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die Positionierung der SPD für eine
Kindergrundsicherung. Norbert Müller weiter:

"Kinderarmut ist Familienarmut, und Familienarmut hat Ursachen. So
lange Sanktionen gegen Familien im Hartz IV-Bezug verhängt werden, so
lange keine armutsfeste Anhebung der Hartz IV-Regelsätze angestrebt
wird und so lange kein armutsfester Mindestlohn in Sicht ist, setzt
die SPD ihre realitätsfremde Politik fort. Es braucht ein konkretes
sowie auch umsetzbares Konzept, mit dem nachweislich armen Kindern und
Familien geholfen wird. Wo Kindergrundsicherung draufsteht, ist nicht
automatisch eine armutsfeste Kindergrundsicherung drin, die auch bei
den ärmsten Familien zu deutlichen Verbesserungen führt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 10. Januar 2019
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SOZIALES/2572: Kipping regt Dialog zur Kindergrundsicherung an


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Kipping regt Dialog zur Kindergrundsicherung an



Zu dem SPD-Vorschlag einer Kindergrundsicherung sagt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Als langjährige Streiterin für eine Kindergrundsicherung freut mich
ganz außerordentlich, dass der Zuspruch dafür wächst. Nun hat auch die
SPD Pläne für eine Kindergrundsicherung vorlegt. Das kann ein Baustein
für ein Fundament an Gemeinsamkeiten für einen Politik- und
Regierungswechsel sein. Klar ist: An der Seite der CDU wird das
nichts.

Ich schlage dazu einen gemeinsamen Dialog mit dem Bündnis
Kindergrundsicherung, Sozialverbänden, SPD, Grünen und LINKEN vor."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle
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BUNDESTAG/7889: Heute im Bundestag Nr. 023 - 10.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 23

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 10. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.06 Uhr

1. Fragen zu Kernbrennstoffen in Jülich

2. Umgang mit teerhaltigem Straßenaufbruch

3. Fragen zu umweltwirksamen Stoffen

4. FDP fragt nach passivem Immissionsschutz

5. Fragen zu Strahlenschutzkursen

6. Flächendeckende Diesel-Nachrüstung



1. Fragen zu Kernbrennstoffen in Jülich

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/6877) das "Detailkonzept zur Entfernung der
Kernbrennstoffe des Allgemeinen Versuchsreaktors in Jülich aus dem
derzeitigen Behälterlager". Von der Bundesregierung wollen die Grünen
unter anderem Auskunft über den Stand der Sanierungsarbeiten am
Behälterlager.

 * 

2. Umgang mit teerhaltigem Straßenaufbruch

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/6831) "Verwertungsoptionen zur Behandlung von anfallendem
teerhaltigen Straßenaufbruch". Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem wissen, wie hoch das jährliche Abfallaufkommen
an teerhaltigem Straßenaufbruch ist.

 * 

3. Fragen zu umweltwirksamen Stoffen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/6836) nach den dem Bundesumweltamt bekannten endokrin
aktiven sowie antibiotischen Wirkstoffen. Zudem fragt die Fraktion
nach Forschungsvorhaben in diesem Bereich.

 * 

4. FDP fragt nach passivem Immissionsschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "Reduktion innerstädtischer NOx-Belastung durch
passiven Immissionsschutz" ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6838). Die Liberalen fragen die Bundesregierung unter
anderem nach bereits bekannten und genutzten Maßnahmen des passiven
Immissionsschutzes. Zudem erkundigt sich die Fraktion nach
entsprechenden Forschungsvorhaben.

 * 

5. Fragen zu Strahlenschutzkursen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "Zulassung von Strahlenschutzkursen"
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/6839). Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über die
Folgen einer Änderung in der "Verordnung zur weiteren Modernisierung
des Strahlenschutzrechts" für die Zulassung dieser Kurse.

 * 

6. Flächendeckende Diesel-Nachrüstung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrat spricht sich dafür aus,
Hardware-Nachrüstungen und Umtauschprämien für betroffene
Dieselfahrzeuge flächendeckend zu ermöglichen. Das von der
Bundesregierung vorgelegte "Konzept für saubere Luft und die Sicherung
der individuellen Mobilität in unseren Städten" soll entsprechend
modifiziert werden. Das Konzept sieht Umtauschprämien und
Hardware-Nachrüstungen für die 15 "besonders belasteten Gebiete" vor.
Dies geht aus einer Stellungnahme des Bundesrates (19/6927) zu einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/6335) hervor. Der Gesetzentwurf
hat vor allem zum Ziel, Fahrverbote zu erschweren und Ausnahmen für
bestimmte Dieselfahrzeuge zu normieren.

In ihrer Gegenäußerung lehnt die Bundesregierung das Ansinnen der
Länderkammer ab. Eine flächendeckende Einführung von
Hardware-Nachrüstungen und Umtauschprämien sei nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 23 - 10. Januar 2019 - 15.06 Uhr
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BUNDESTAG/7888: Heute im Bundestag Nr. 022 - 10.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 22

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 10. Januar 2019, Redaktionsschluss: 13.37 Uhr

1. Fernbahntunnel am Knoten Frankfurt

2. Keine Änderung nach Verbändeanhörung

3. Einfluss auf Telekommunikationsgesetz

4. Schutz der Fahrzeugdaten vor Hackern

5. Kombinierter Verkehr für Schwertransporte



1. Fernbahntunnel am Knoten Frankfurt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der im Zusammenhang mit dem Umbau des Knotens
Frankfurt am Main geplante Fernbahntunnel soll nach Angaben der
Bundesregierung zwei Gleise haben. Die Kapazität des Fernbahntunnels
soll bei mehr als zwölf Zugfahrten pro Stunde und Richtung liegen. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/6681) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/6087) hervor. Der Fahrzeitgewinn durch den
Tunnel beträgt der Vorlage zufolge in Richtung Stadion (Mannheim,
Mainz, Köln) etwa anderthalb Minuten, in Richtung Hanau etwa drei
Minuten. Hinzu komme die Verkürzung der Haltezeit auf drei Minuten
durch den Entfall des Richtungswechsels im oberirdischen Kopfbahnhof,
sodass der mittlere Reisezeitgewinn bei etwa acht Minuten liege. "Da
der Tunnel dem Deutschland-Takt noch nicht unterstellt ist und die
konkrete bauliche Ausgestaltung und die Anschlüsse an das Bestandsnetz
noch nicht feststehen, können zur Einbettung des Fernbahntunnels
Frankfurt in den Deutschland-Takt noch keine Angaben gemacht werden",
heißt es in der Antwort.

Wie die Regierung weiter schreibt, soll der Fernbahntunnel zu einer
zusätzlichen Beschleunigung des Schienenpersonenfernverkehrs (SPFV)
unter anderem auf der Strecke Mannheim-Fulda führen und die Führung
zusätzlicher SPFV-Linien durch den Knoten Frankfurt ermöglichen. Nach
Alternativen zu einem Fernbahntunnel in Frankfurt am Main gefragt,
heißt es in der Vorlage: "Im Rahmen der verkehrlichen und
wirtschaftlichen Optimierung des Knotens Frankfurt wird auch eine
Lösung ohne Fernbahntunnel geprüft werden."

 * 

2. Keine Änderung nach Verbändeanhörung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/6641) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5971) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung eines Fünften Gesetzes "zur Änderung des
Bundesfernstraßenmautgesetzes und zur Änderung weiterer
straßenrechtlicher Vorschriften" eingegangenen Stellungnahmen auf. Die
Auswahl der Beteiligung für die Verbändeanhörung entsprechend Paragraf
47 Absatz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien
(GGO) sei auf Grundlage der angenommenen Betroffenheit vom Inhalt des
Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in der Vorlage. Der
Referentenentwurf habe infolge der Verbändeanhörung "keine Änderungen
erfahren".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen sein worden. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

3. Einfluss auf Telekommunikationsgesetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/6642) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5972) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung eines Fünften Gesetzes zur Änderung des
Telekommunikationsgesetzes eingegangenen Stellungnahmen auf. Die
Auswahl der Beteiligung für die Verbändeanhörung entsprechend Paragraf
47 Absatz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien
(GGO) sei auf Grundlage der angenommenen Betroffenheit vom Inhalt des
Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in der Vorlage.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen sein worden. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

4. Schutz der Fahrzeugdaten vor Hackern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Sicherheit von Fahrzeugdaten im Zusammenhang
mit dem künftigen automatisierten und vernetzten Fahren interessiert
sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/6736) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie sie die
aktuelle und zukünftige Bedrohung von Fahrzeugen in Deutschland durch
Hackerangriffe einschätzt und ob sie ein "Konzept zur Sicherung von
Fahrzeugen vor Hackerangriffen" besitzt. Gefragt wird auch, welcher
Mobilfunkstandard aus Sicht der Bundesregierung am besten geeignet
ist, um die sichere und schnelle Übertragung von Fahrzeugdaten und
insbesondere um die drahtlosen Aktualisierungen (OTA-Updates) bei
Fahrzeugen zu gewährleisten.

 * 

5. Kombinierter Verkehr für Schwertransporte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Kombinierter Verkehr für Schwertransporte" lautet
der Titel einer Kleinen Anfrage (19/6735) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen darin von der Bundesregierung unter anderem
wissen, wie hoch die jährlichen Kosten für Schäden an der
Straßeninfrastruktur sind, die durch Schwertransporte verursacht
werden. Gefragt wird auch, wie hoch die Bundesregierung das Potenzial
für die Aufnahme von Schwertransporten auf dem Wasser und der Schiene
einschätzt. Welche Kriterien entscheidend dafür sind, mit welchem
Verkehrsträger ein Schwertransport durchgeführt wird, interessiert die
FDP-Fraktion ebenso.

 * 
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1. Neue Abläufe für mehr Organspenden

2. Chancen der Digitalisierung in der Pflege

3. K.O.-Tropfen kommen teils aus Asien

4. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

5. Änderung des Lebensmittelgesetzbuchs

6. Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten



1. Neue Abläufe für mehr Organspenden

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Mit veränderten Abläufen und Vorschriften will die
Bundesregierung die Organspendenpraxis effektiver gestalten. Das
zweite Gesetz zur Änderung des Transplantationsgesetzes - Verbesserung
der Zusammenarbeit und der Strukturen bei der Organspende (GZSO)
(19/6915) soll dazu beitragen, potenzielle Organspender besser zu
erkennen. Dazu wird vor allem die Rolle des
Transplantationsbeauftragten in Krankenhäusern gestärkt.

Die Transplantationsbeauftragten sollen dem Entwurf zufolge durch
verbindliche Vorgaben für die Freistellung mehr Zeit für ihre Aufgaben
bekommen. Bei Entnahmekrankenhäusern mit mehr als einer
Intensivstation soll für jede dieser Stationen mindestens ein
Transplantationsbeauftragter bestellt werden. Die anteiligen Kosten
werden vollständig refinanziert. Die Transplantationsbeauftragten
müssen außerdem künftig auf Intensivstationen regelmäßig hinzugezogen
werden, wenn Patienten als Organspender in Betracht kommen. Sie
erhalten uneingeschränkt Einsicht in die Patientenakten, um das
Spenderpotenzial auswerten zu können.

Die Entnahmekrankenhäuser sollen mehr Geld bekommen für den gesamten
Prozessablauf einer Organspende und einen Zuschlag dafür erhalten,
dass ihre Infrastruktur für die Organspende besonders in Anspruch
genommen wird. Kleinere Entnahmekliniken erhalten Unterstützung durch
qualifizierte Ärzte.

Ein flächendeckend eingerichteter neurologischer/neurochirurgischer
konsiliarärztlicher Rufbereitschaftsdienst soll sicherstellen, dass
jederzeit qualifizierte Ärzte zur Feststellung des irreversiblen
Hirnfunktionsausfalls zur Verfügung stehen.

Um potenzielle Organspender zu erkennen und zu melden, soll in den
Kliniken eine Qualitätssicherung mit Berichtssystem geschaffen werden.
Wenn ein irreversibler Hirnfunktionsausfall nicht festgestellt wird
oder eine Meldung an die Koordinierungsstelle (DSO) unterbleibt,
werden die Gründe dafür erfasst und bewertet. Die Daten sollen von der
Koordinierungsstelle ausgewertet werden. Abläufe und Zuständigkeiten
sollen dem Entwurf zufolge nachvollziehbar dokumentiert werden.

Der Gesetzentwurf sieht auch eine bessere Betreuung der Angehörigen
vor. So soll der Austausch zwischen den Organempfängern und den
Angehörigen der Organspender in Form von anonymisierten Schreiben
verbindlich geregelt werden.

 * 

2. Chancen der Digitalisierung in der Pflege

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung will die Chancen der
Digitalisierung auch für die Pflege nutzen. Die größten Potenziale
lägen einer Studie zufolge in einer besseren Vernetzung der
Kommunikation, einer leichteren Informationssammlung und
-verarbeitung, einer besseren Arbeitsorganisation sowie in einer
Verringerung körperlicher Belastungen, heißt es in der Antwort
(19/6796) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/6473) der
FDP-Fraktion.

In der Pflege könne die Digitalisierung insbesondere dazu beitragen,
den Informationsaustausch zwischen Arztpraxen, Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen zu verbessern, die Dokumentation und Abrechnung zu
vereinfachen, die Tourenplanung effizienter zu gestalten und das
interne Qualitätsmanagement zu verbessern.

Dabei werde künftig genau beobachtet, welche Chancen und Risiken mit
digitalen Technologien in der Pflege verbunden seien.

 * 

3. K.O.-Tropfen kommen teils aus Asien

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Zu den sogenannten K.O.-Tropfen gehören nach Angaben
der Bundesregierung auch verschreibungspflichtige Arzneimittel.
Teilweise unterlägen die in Betracht kommenden Substanzen den Regeln
des Betäubungsmittelrechts, heißt es in der Antwort (19/6790) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/6388) der AfD-Fraktion.

Gamma-Butyrolacton (GBL) sei eine Industriechemikalie, die in sehr
großen Mengen hergestellt werde und nicht dem Betäubungsmittelgesetz
(BtMG) unterstehe, sondern dem freiwilligen europäischen
Monitoring-System im Rahmen der Grundstoffüberwachung.

GBL werde jedoch nach Erkenntnissen der Polizei auch zu
Missbrauchszwecken in Asien hergestellt und über im Ausland
befindliche Internetgeschäfte bezogen. Die Verwendung von GBL und
anderen Substanzen als K.O.-Tropfen sei strafbar.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung will ihr Handeln transparent und
für die Bürger nachvollziehbar gestalten. Das schreibt sie in der
Antwort (19/6724) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/6376). Nach einer Vereinbarung des Bundeskabinetts vom 15.
November 2018 solle die Praxis fortgesetzt werden, dass Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie die von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzesentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden. Daneben sei vereinbart worden, zusätzlich die Stellungnahmen
aus der Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform werde die Veröffentlichung über die Internetseiten
der jeweiligen Ressorts erfolgen, auf die auch vom zentralen
Internetauftritt der Bundesregierung aus verlinkt werde. Darüber
hinaus weist die Bundesregierung in der Antwort darauf hin, dass der
weitere Verlauf des jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens auf der
Internetseite des Gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems
von Bundestag und Bundesrat recherchiert werden kann.

Zu der Frage der Abgeordneten nach der Einflussnahme externer Dritter
auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16.
Dezember 2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Marken (Markenrechtsmodernisierungsgesetz)
heißt es in der Antwort, Referentenentwürfe des Bundesministeriums der
Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) und die dazu eingegangenen
Stellungnahmen würden auf der Internetseite des BMJV veröffentlicht.
Die entsprechenden Entwürfe und Stellungnahmen seien abrufbar auf dem
Internetauftritt des Ministeriums. Insgesamt seien zwölf
Stellungnahmen abgegeben worden. Vier davon seien nicht eingestellt
worden, weil die Einsender der Veröffentlichung widersprochen hätten
oder weil sie verspätet abgegeben worden seien.

Abschließend heißt es in der Vorbemerkung zu der Antwort, die
Fragesteller hätten eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen zu
verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt. Die Grenze
zur "administrativen Überkontrolle" sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist.

Die Fraktion hatte in ihrer Anfrage geschrieben, grundsätzlich seien
der Austausch der Bundesregierung mit externen Dritten und
gegebenenfalls die Berücksichtigung der im Laufe der Erstellung von
Gesetzentwürfen geäußerten Stellungnahmen wichtig. Dies müsse nur für
den Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die
Öffentlichkeit ersichtlich sein.

 * 

5. Änderung des Lebensmittelgesetzbuchs

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des BMEL ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/6769) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5980) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuches (Bundesratsdrucksache 369 / 18) hervor.
Informationen sind dazu abrufbar auf der Internetseite des
Ministeriums.

 * 

6. Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten

Ernährung und Landwirtschaft/Unterrichtung

Berlin: (hib/EIS) Mithilfe einer nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten
soll eine gesunde Lebensweise gefördert, der Anteil der
Übergewichtigen und Adipösen in der Bevölkerung gesenkt und die
Häufigkeit von Krankheiten verringert werden. Das geht aus einem
Strategiepapier der Bundesregierung hervor, das als Unterrichtung
(19/6892) vorliegt. Die Reduktionsstrategie baue demnach auf dem
wissenschaftlichen Grundkonsens auf, dass die Entstehung von
nichtübertragbaren Krankheiten wie etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen
oder Diabetes mellitus Typ 2 multikausal bedingt seien und dass ein
übermäßiger Konsum von Zucker, bestimmter Fette und Salz das Risiko
für nichtübertragbare Krankheiten erhöhen könne. Gleichzeitig
berücksichtige die Strategie, dass der Konsum von Zucker, Fetten und
Salz in Deutschland trotz umfangreicher Aufklärungs- und
Informationsmaßnahmen und bereits erreichter Fortschritte über den
wissenschaftlichen Empfehlungen liege. Ziel soll eine ausgewogene
Energiezufuhr und Nährstoffversorgung der Bevölkerung sein. Unter
anderem soll die Energiezufuhr durch eine Reduktion des
Zuckergehaltes, des Fettgehaltes und der Portionsgröße von
Lebensmitteln gesenkt sowie die Aufnahme von Salz und industriellen
Transfettsäuren reduziert werden. Die Umsetzung der Strategie soll ab
Anfang 2019 beginnen.

 * 
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1. Europäisches Hochschulnetzwerk

2. Entwurf zum Tabakerzeugnisgesetz

3. Kampagne Cop Map

4. Missbrauch von Interpol thematisiert

5. Steinkohle aus Kolumbien



1. Europäisches Hochschulnetzwerk

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Europäische Bildungsraum ist die Vision eines
Gebiets, in dem nationale Grenzen insbesondere für die Mobilität und
die Anerkennung von Abschlüssen nicht mehr von Bedeutung sind. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/6717) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/6269) zur Bildung eines Europäischen
Hochschulnetzwerks hervorgeht. Solch ein Netzwerk könnte einen Beitrag
zur Stärkung des europäischen Hochschul- und Forschungsraums, der
europäischen Identität und er Wettbewerbsfähigkeit Europas leisten.
Die Europäische Kommission hatte auf Initiative des französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron erklärt, bis zum Jahr 2024 rund 20
Europäische Hochschulen einrichten zu wollen. Eine vernetzte
Hochschullandschaft in Europa sei Ausdruck gelebter Freizügigkeit und
Basis des Austausches sowie gegenseitigen Lernens und Verstehens,
schreibt die Bundesregierung.

Die Bundesregierung betont, dass sie sich gemeinsam mit den
Bundesländern erfolgreich dafür eingesetzt habe, dass die Kriterien
bei der Ausschreibung der Europäischen Kommission zur Schaffung der
Europäischen Hochschulen möglichst offen gehalten werden, so dass den
Hochschulen in Europa möglichst viel Spielraum für unterschiedlichste
Kooperationsformen gegeben wird. Ziel aller künftigen Europäischen
Hochschulnetze werde sein, die teilweise bereits bestehenden oder auch
noch nicht existierenden Kooperationen zwischen europäischen
Hochschulen auf ein höheres Niveau zu heben. Das gelte sowohl für
Lehre und Forschung als auch beim Transfer. Neugründungen seien nicht
vorgesehen. Maßnahmen könnten dabei unter anderem gemeinsame Studien-
und Forschungsprogramme sein, die Förderung der Mehrsprachigkeit,
Mobilitätsförderung von Studenten, akademischen Personal und
Forschern, gemeinsame Studienabschlüsse, vereinfachte
Anerkennungsmechanismen, digitale Lehr- und Lernangebote und
gemeinsame Transferinitiativen. Die Ausschreibung der Europäischen
Kommission, die am 24. Oktober 2018 veröffentlicht wurde, trage diesem
Ansatz Rechnung.

Die Europäische Kommission sieht laut Antwort vor, dass insgesamt 30
Millionen Euro für eine dreijährige Förderung bereitgestellt werden.
In der neuen Programmgeneration ab 2021 sollen nach Planung der
Kommission rund 1,3 Milliarden Euro in einer eigenen Programmsäule im
Nachfolgeprogramm zu Erasmus+ zur Verfügung gestellt werden. Mit
Mitteln von Erasmus+ seien jährlich etwa 315.000 Studenten aus Europa
mobil. Aus Deutschland erhielten mehr als 40.000 Studenten pro Jahr
ein Erasmus-Stipendium. Hinzu komme die Mobilität von Lehrenden und
nicht-wissenschaftlichem Personal der Hochschulen.

Deutsche Hochschulen verfügen nach Kenntnis der Bundesregierung über
insgesamt rund 33.000 Kooperationen weltweit, darunter zahlreiche
partnerschaftliche Kontakte zu anderen europäischen Hochschulen. Es
gebe keine Definition, ab wann diese Kooperationen ein
Hochschulnetzwerk darstellen. Im Rahmen der Ausschreibung der
Europäischen Kommission könnten sich nunmehr Hochschulen bewerben, die
bisher lose zusammengearbeitet haben, genauso wie Hochschulen, die
bereits erkennbare strategische Partnerschaften eingegangen seien.

Die Bundesregierung will ab 2019 bis 2021 jährlich bis zu sieben
Millionen Euro für ein nationales flankierendes Programm
bereitstellen. Ziel des nationalen Begleitprogramms sei es, die
europäische Dimension deutscher Hochschulen in multilateralen
europäischen Netzwerken zu stärken. Es seien drei Programmlinien
vorgesehen, um die deutschen Hochschulen bei ihrem Einstieg in diesen
dynamischen Prozess zu unterstützen beziehungsweise für nachfolgende
EU-Ausschreibungen vorzubereiten: Programmlinie 1 sehe die
Unterstützung deutscher Hochschulen in EU-geförderten Konsortien vor
("Topping up") vor, Programmlinie 2 sehe die Förderung sehr guter
Anträge deutscher Hochschulen vor, die in der Pilotausschreibung der
EU aufgrund der Auswahlsituation nicht zum Zuge gekommen seien
("Approved but not funded"). Über Programmlinie 3 sollen die deutschen
Hochschulen auf ihrem Weg zu institutionalisierten internationalen
Kooperationen begleitet werden.

 * 

2. Entwurf zum Tabakerzeugnisgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des BMEL ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/6668) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5964) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes
(Bundesratsdrucksache 367 / 18) hervor. Informationen dazu seien
abrufbar auf dem Internetauftritt des Ministeriums.

 * 

3. Kampagne Cop Map

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, welche natürlichen Personen für die Kampagne "Drohende
Gefahr - Cop Map - Melde Cops in deiner Nähe" verantwortlich sind.
Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/6505) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6083) hervor.

 * 

4. Missbrauch von Interpol thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Missbrauch von Interpol durch autoritäre Staaten"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/6555). Wie
die Fraktion darin ausführt, besteht die Hauptaufgabe von Interpol
darin, die Polizeibehörden von derzeit 194 Mitgliedstaaten miteinander
zu vernetzen und beim Austausch von polizeilich relevanten
Informationen zu unterstützen. Wichtige Instrumente hierfür seien die
sogenannten Red Notices und Diffusions. Mit der "Red Notice" könne
eine nationale Polizeibehörde die Behörden anderer Länder darum
ersuchen, den Aufenthaltsort einer gesuchten Person ausfindig zu
machen beziehungsweise diese Person verhaften zu lassen. Die "Red
Notice" werde in der Interpol-Datenbank für alle Mitgliedstaaten
veröffentlicht und enthalte persönliche Informationen über die
gesuchte Person sowie eine Beschreibung der erhobenen Vorwürfe. Mit
der "Diffusion" wiederum könnten "die nationalen Verbindungsstellen zu
Interpol (Nationale Zentralbüros) gezielt einzelne oder mehrere
Nationale Zentralbüros kontaktieren, um die Festnahme einer Person
oder die Mitteilung ihres Standorts zu ersuchen".

Mehreren Nicht-Regierungsorganisationen und Medienberichten zufolge
ermögliche diese rechtliche Ausgestaltung autoritären Staaten, "das
Interpol-System für die internationale Verfolgung von Dissidenten oder
anderen unliebsam gewordenen Personen zu missbrauchen", heißt es in
der Vorlage weiter. So gebe es etwa gebe es Fälle, in denen der
ersuchende Staat seiner "Red Notice" einen falschen Sachverhalt
beifüge.

Wissen wollen die Abgeordneten, in welchem formellen und materiellen
Umfang das Bundeskriminalamt die mittels einer "Red Notice" oder einer
"Diffusion" übermittelten Daten vor deren Übernahme in das
Inpol-System überprüft. Auch erkundigen sie sich unter anderem danach,
wie mit Ersuchen umgegangen wird, in denen die
Datenverarbeitungsregelungen von Interpol nicht beachtet werden.

 * 

5. Steinkohle aus Kolumbien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
unter Verweis auf die Menschenrechtslage in Kolumbien nach der
Herkunft importierter Steinkohle. In einer Kleinen Anfrage (19/6599)
möchten die Abgeordneten wissen, über welche Informationen die
Bundesregierung diesbezüglich verfügt. Sie interessieren sich auch
dafür, inwiefern es Erkenntnisse über Menschenrechtsverletzungen und
Umweltverschmutzung im kolumbianischen Steinkohleabbau gibt.

 * 
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BUNDESTAG/7885: Heute im Bundestag Nr. 019 - 10.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 19

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 10. Januar 2019, Redaktionsschluss: 09.12 Uhr

1. 477 Fahrzeuge mit manipulierten Tachos

2. Einflussnahme auf Eisenbahngesetz-Novelle

3. Entwurf zur Änderung des Fleischgesetzes

4. Stand bei gesamtdeutschem Fördersystem

5. Einfluss auf ERP-Sondervermögen-Gesetz

6. Rolle von Interessensvertretern



1. 477 Fahrzeuge mit manipulierten Tachos

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2017 wurden nach Aussage der Bundesregierung
von den technischen Kontrolleuren des Bundesamtes für Güterverkehr
(BAG) insgesamt 477 Fahrzeuge aufgrund von Verstößen in Zusammenhang
mit Manipulationen des Tachografen beanstandet. Davon lag bei 149
beanstandeten Fahrzeugen ein Straftatverdacht vor. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/6566) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6261) hervor. In der Antwort heißt es weiter,
Tachografen würden von den Kontrolleuren einbehalten, wenn ein
Verdacht auf eine Manipulation mittels Manipulationssoftware vorliege.
Bei den registrierten Verstößen werde aber nicht nach der Art der
Manipulation unterschieden, sodass keine Zahlen für die Häufigkeit der
Nutzung von Manipulationssoftware vorlägen.

 * 

2. Einflussnahme auf Eisenbahngesetz-Novelle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/6626) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5974) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Allgemeinen
Eisenbahngesetzes eingegangenen Stellungnahmen auf. Die Auswahl der
Beteiligung für die Verbändeanhörung entsprechend Paragraf 47 Absatz 3
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) sei auf
Grundlage der angenommenen Betroffenheit vom Inhalt des
Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in der Vorlage. Die betroffenen
Verbände seien beteiligt worden.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen worden seien. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

3. Entwurf zur Änderung des Fleischgesetzes

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des BMEL ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/6669) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5965) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Fleischgesetzes (Bundesratsdrucksache
370 / 18) hervor. Informationen seien dazu abrufbar auf dem
Internetaufritt des Ministeriums.

 * 

4. Stand bei gesamtdeutschem Fördersystem

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion interessiert sich für den
Verhandlungsstand bezüglich eines gesamtdeutschen Fördersystems für
strukturschwache Regionen. Die Abgeordneten fragen nach eingeleiteten
Maßnahmen außerhalb der Kommission für Gleichwertige
Lebensverhältnisse. Sie möchten in der Kleinen Anfrage (19/6691) auch
wissen, welche existierenden Förderprogramme das angekündigte
Fördersystem umfassen soll.

 * 

5. Einfluss auf ERP-Sondervermögen-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Einflussnahme auf ein Gesetzesvorhaben zum
ERP-Sondervermögen steht im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/6620) der Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten betonen dabei die
Bedeutung von Transparenz bei solchen Prozessen. Sie möchten konkret
wissen, welche Interessensvertreter wie auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung über die Feststellung des Wirtschaftsplans des
ERP-Sondervermögens für das Jahr 2019 (Bundesratsdrucksache 390/18)
eingewirkt haben.

 * 

6. Rolle von Interessensvertretern

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke interessiert sich für die
Rolle von Interessensvertretern beim Gesetzesvorhaben der
Bundesregierung zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes. In einer
Kleinen Anfrage (19/6621) möchten die Abgeordneten wissen, welche
Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des
Entwurfs (Bundesratsdrucksache 391/18) bei der Bundesregierung
eingegangen sind. Sie erkundigen sich darüber hinaus danach, wer die
Beteiligung etwa von Verbänden nach welchen Kriterien festgelegt hat.

 * 
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BUNDESTAG/7884: Heute im Bundestag Nr. 018 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 18

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.27 Uhr

1. Knotenbahnhöfe im integralen Taktfahrplan

2. Keine Bahn-Elektrifizierung nach Görlitz

3. Kritik an administrativer Überkontrolle

4. AfD fragt nach Programm Saubere Luft

5. AfD erkundigt sich nach Straßenschäden

6. Grüne fragen nach Stadtbegrünungskonzept



1. Knotenbahnhöfe im integralen Taktfahrplan

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/6628) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6113) weist die Bundesregierung
die Knotenbahnhöfe im integralen Taktfahrplan (ITF) des
Deutschland-Taktes in den Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg und
Hessen aus. Bei dem am 9. Oktober 2018 vorgestellten Zielfahrplan zum
Deutschland-Takt für den Personenverkehr handle es sich um einen
ersten Gutachterentwurf, schreibt die Regierung. Das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) befinde sich im stetigen
Austausch mit den Ländern, Aufgabenträgern und weiteren
Interessenvertretern, um deren Planungen und Interessen für die
Erarbeitung des Zielfahrplans zum Deutschland-Takt zu berücksichtigen.

Für eine sinnvolle Optimierung gelte es, die langfristig sehr stabilen
bundesweiten und regionalen Fahrgastströme adäquat zu berücksichtigen
sowie die Wirtschaftlichkeit bezüglich Angebot und Infrastruktur zu
gewährleisten, heißt es in der Antwort weiter. Technische Grenzen wie
Höchstgeschwindigkeiten oder Zugangsvoraussetzungen für Trassen seien
ebenfalls einzuhalten. Das dem weiteren Infrastrukturausbau zugrunde
zu legende Zielkonzept für den Personenfernverkehr sei auf diese Weise
bereits weitgehend konsolidiert worden. Das Angebotskonzept für den
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) werde derzeit konsolidiert.
Hinsichtlich des Angebotskonzepts für den Schienengüterverkehr (SGV)
fänden derzeit Abstimmungen sowie Abfragen statt, schreibt die
Regierung.

 * 

2. Keine Bahn-Elektrifizierung nach Görlitz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zu den möglichen wirtschaftlichen Auswirkungen der
Einrichtung einer ICE/IC/EC-Verbindung von Berlin nach Breslau für die
Lausitz liegen der Bundesregierung nach eigener Aussage keine Angaben
vor. Das geht aus der Antwort (19/6629) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5873) hervor. Die Einrichtung einer solchen
Verbindung ist der Vorlage zufolge nicht Bestandteil eines
zwischenstaatlichen Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Polen. Eine solche Schienenfernverkehrsverbindung
müsse von einem oder mehreren Eisenbahnverkehrsunternehmen
eigenwirtschaftlich betrieben werden, schreibt die Bundesregierung. Im
Falle einer Kooperation zwischen DB Fernverkehr AG und dem polnischen
Unternehmen PKP InterCity sei eine Verständigung zwischen diesen
Eisenbahnverkehrsunternehmen erforderlich.

Was die Projekte Dresden-Görlitz und Cottbus-Görlitz angeht, die Teil
der "Bewertung der Schienenwegeausbauvorhaben des Potenziellen
Bedarfs" gewesen seien, so habe die Bewertung ergeben, dass diese
Projekte nicht gesamtwirtschaftlich vorteilhaft seien. "Die Projekte
sind demnach aktuell nicht in einer verbindlichen Ausbauplanung des
Bundes enthalten", heißt es in der Antwort.

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI)
werde jedoch prüfen, ob die Projekte im Rahmen anderer
Finanzierungsmöglichkeiten, wie etwa dem Elektrifizierungsprogramm,
abgebildet werden können. "Eine Abschätzung zur Umsetzung der
Elektrifizierung ist vor diesem Hintergrund nicht möglich", schreibt
die Bundesregierung.

 * 

3. Kritik an administrativer Überkontrolle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/6643) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5975) die
im Rahmen der sogenannten Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Beschleunigung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich eingegangenen Stellungnahmen
auf. Die Auswahl der Beteiligung für die Verbändeanhörung entsprechend
Paragraf 47 Absatz 3 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Bundesministerien (GGO) sei auf Grundlage der angenommenen
Betroffenheit vom Inhalt des Referentenentwurfs erfolgt, heißt es in
der Vorlage. Die betroffenen Verbände seien beteiligt worden.

Der Referentenentwurf habe im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der
Länder- und Verbändeanhörung Änderungen erfahren, teilt die Regierung
mit. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, "dass die
vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können".

In den Vorbemerkungen zu der Antwort äußert die Bundesregierung Kritik
an den Fragestellungen der Linksfraktion, die sich unter anderem
danach erkundigt hatte, welche konkreten Regelungen oder Änderungen
aufgrund von welchen Vorschlägen welcher Dritter in den Gesetzentwurf
aufgenommen worden seien. Parlamentarische Kontrolle von Regierung und
Verwaltung verwirkliche den Grundsatz der Gewaltenteilung, schreibt
die Bundesregierung. Die Gewaltenteilung stelle aber nicht nur den
Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen Kontrolle dar.
Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle, "nicht
administrative Überkontrolle". Parlamentarische Kontrolle könne die
Regierungsfunktion auch stören und bedürfe daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß, schreibt die Regierung unter Berufung
auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Die Linksfraktion habe eine Vielzahl von identischen Kleinen Anfragen
zu verschiedenen Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren
Auswahl soweit erkennbar als eher zufällig erscheine. Die Grenze zur
administrativen Überkontrolle sei angesichts des Umfangs der
Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe
von einzelnen Fragen aus Sicht der Bundesregierung erreicht. "Die
Bundesregierung geht davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der
Fragesteller künftig durch die Veröffentlichung der Gesetzes- und
Verordnungsentwürfe sowie der Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung
auf den Internetseiten der jeweiligen Ressorts Genüge getan ist",
heißt es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

4. AfD fragt nach Programm Saubere Luft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie viele Dieselbusse im Öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) aufgrund der Förderung durch das Programm
"Saubere Luft" mit Abgasreinigungssystemen nachgerüstet werden
konnten, möchte die AfD-Fraktion von der Bundesregierung in einer
Kleinen Anfrage (19/6689) wissen. Die Abgeordneten fragen außerdem,
wie viele Bundesmittel aus dem Programm aktuell noch zur Verfügung
stehen.

 * 

5. AfD erkundigt sich nach Straßenschäden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Straßenschäden auf Bundesautobahnen und
Bundesstraßen erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/6693). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber Auskunft
geben, wie viele Autobahnkilometer und wie viele Kilometer an
Bundesstraßen aktuell von Geschwindigkeitsbegrenzungen aufgrund von
"Straßenschäden", "fehlenden Fahrbahnmarkierungen" oder ähnlichen
"temporären Anlässen" betroffen sind.

 * 

6. Grüne fragen nach Stadtbegrünungskonzept

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Ausgleichsmaßnahmen die Bundesregierung für
den Eingriff in den ökologischen Lebensraum im Zusammenhang mit dem
Bahnhofsprojekt "Stuttgart 21" innerhalb des Naturraums Stuttgart
plant, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erfahren. In einer
Kleinen Anfrage (19/6607) erkundigen sich die Abgeordneten unter
anderem, ob die geplanten Ausgleichsmaßnahmen "innovative
Stadtbegrünungskonzepte wie Fassadenbegrünung, grüne Lärmschutzwände
oder ähnliches" enthalten.

 * 
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BUNDESTAG/7883: Heute im Bundestag Nr. 017 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 17

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.47 Uhr

1. Tiergesundheits- und Bundesjagdgesetz

2. Verhandlungen über E-Privacy-Verordnung

3. Prüfung von Cannabisblüten

4. Brexit-Folgen für Briten in Deutschland

5. Einfluss auf Regierungsvorlage erfragt

6. Einflussnahme auf Gesetzentwurf erfragt



1. Tiergesundheits- und Bundesjagdgesetz

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des BMEL ein, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/6667) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5979) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Tiergesundheitsgesetzes und des
Bundesjagdgesetzes (Bundesratsdrucksache 257 / 18). Informationen dazu
seien abrufbar auf dem Internetauftritt des Ministeriums.

 * 

2. Verhandlungen über E-Privacy-Verordnung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um die Verhandlungen auf EU-Ebene zum Datenschutz
bei digitaler Kommunikation geht es in der Antwort (19/6709) auf eine
Kleine Anfrage (19/5699) der Fraktion Die Linke. Darin erklärt die
Bundesregierung, in der derzeitigen Fassung einer entsprechenden
geplanten EU-Verordnung kein Einfallstor für eine ausufernde
Vorratsdatenspeicherung zu sehen. Sie erklärt auch, warum das Thema
Vorratsdatenspeicherung nicht explizit in die Verhandlungen
aufgenommen wird, positioniert sich zu Details und äußert
Zielsetzungen zum weiteren Verlauf hin zu einer E-Privacy-Verordnung.

 * 

3. Prüfung von Cannabisblüten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Aufwand der Apotheken bei der Prüfung von
Cannabisblüten befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/6757). Seit 2017 sei eine solche Prüfung vorgesehen. Die Apotheken
kritisierten, dass die Prüfung aufwendig sei und in den Bundesländern
auch unterschiedlich gehandhabt werde.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
erfahren, in welchen Bundesländern die Cannabisblüten als
Fertigarzneimittel anerkannt werden, wodurch eine Prüfung überflüssig
wird.

 * 

4. Brexit-Folgen für Briten in Deutschland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, welche Folgen das
Ausscheiden Großbritanniens aus der EU mit beziehungsweise ohne
Austrittsvertrag für britische Staatsbürger hat, die ein politisches
Mandat auf kommunaler Ebene in Deutschland haben. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/6602) danach, ob britische
Staatsbürger in der Übergangsphase weiterhin aktives und passives
Wahlrecht bei Kommunalwahlen in der Bundesrepublik haben. Ferner fragt
sie unter anderem, ob die Bundesregierung für den Fall eines
Ausscheidens Großbritanniens aus der EU ohne Austrittsabkommen ein
gesondertes, erleichtertes, Meldeverfahren plant "als ,Überleitung'
für den Wechsel des Status britischer Staatsbürger, die derzeit in
Deutschland gemeldet sind, zu Bürgern aus einem Drittstaat".

 * 

5. Einfluss auf Regierungsvorlage erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Änderung der in das Geburtenregister einzutragenden Angaben
(Bundesratsdrucksache 429/18)" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/6584). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, welche Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt dieses
Entwurfes (19/4669) bei der Bundesregierung eingegangen sind. Auch
fragen sie unter anderem, welche "Gutachten, Studien, Expertisen,
Untersuchungen, Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen
Dritten" gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 

6. Einflussnahme auf Gesetzentwurf erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach Einflussnahmen von Interessensvertretern auf
den Regierungsentwurf eines "Zweiten Datenschutz-Anpassungs- und
Umsetzungsgesetzes" (19/4674) erkundigt sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (16/6583). Darin fragt die Fraktion, welche
Stellungnahmen mit Bezug zum Inhalt des Gesetzentwurfes bei der
Bundesregierung eingegangen sind. Auch möchte sie unter anderem
wissen, welche "Gutachten, Studien, Expertisen, Untersuchungen,
Prüfberichte oder Ähnliches von welchen externen Dritten"
gegebenenfalls dem Gesetzentwurf der Bundesregierung als
Erkenntnisquelle zugrunde gelegt wurden.

 * 
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EUROPA/1579: Unfreundlicher Akt der Bundesregierung gegenüber dem Bundestag


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Januar 2019

LINK: Unfreundlicher Akt der Bundesregierung gegenüber dem
Bundestag



Zur Unterzeichnung eines neuen deutsch-französischen
Freundschaftsvertrags erklärt der europapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Der Aachener Vertrag zwischen Frankreich und Deutschland ist ein
extrem wichtiger Fortschritt in unseren Beziehungen. Das Verfahren
zur Unterzeichnung ist allerdings ein unfreundlicher Akt der
Regierungen gegenüber Deutschem Bundestag und Assemblée Nationale.
Dass das Scheinwerferlicht nun ganz auf die Regierungen fallen soll,
ist nicht nur schlechter Stil, sondern auch politisch falsch. So
wichtig der Aachener Vertrag ist, so sehr muss der Erfolg der
deutsch-französischen Zusammenarbeit auf einer breit angelegten
gesamtgesellschaftlichen Kooperation unserer Länder basieren.
Ausdruck dessen ist vor allem die für den 22. Januar vorgesehene
Verabschiedung des Abkommens über die Schaffung einer
deutsch-französischen parlamentarischen Versammlung. Dass die
Regierungen nun im letzten Moment die Parlamente de facto zu einer
Verschiebung zwingen, ist ein peinlicher Vorgang und offenbart die
Ignoranz der Bundesregierung gegenüber dem intensiv verhandelten
Deutsch-Französischen Parlamentsabkommen, dessen Verabschiedung seit
Monaten für den 22. Januar geplant war."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1578: Merkel muss Tsipras ins Gewissen reden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Januar 2019

DÜRR: Merkel muss Tsipras ins Gewissen reden



Zum Besuch von Bundeskanzlerin Merkel in Griechenland erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Beim ihrem Griechenlandbesuch muss Bundeskanzlerin Merkel
Regierungschef Tsipras ins Gewissen reden. Trotz einiger Fortschritte
ist das Land noch lange nicht über den Berg, die Liste der Probleme
ist lang. Weder der Bankensektor des Landes noch der
Wirtschaftsstandort Griechenland sind im vergangenen Jahr wesentlich
vorangekommen. Jetzt hat Tsipras erneut entgegen aller europäischen
Absprachen eine Mehrwertsteuerangleichung kurzfristig abgesagt. Die
Kanzlerin muss deutlich machen, dass ein solches Verhalten keine
Basis für eine verlässliche Zusammenarbeit ist. Sollte Tsipras sein
Land zurück in die Krise führen, kann es kein deutsches Steuergeld
mehr geben. Der Konsolidierungs- und Reformkurs darf nicht dem
beginnenden Wahlkampf in Griechenland geopfert werden, das wäre ein
fatales Signal an Europa."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4719: Union und SPD haben Kampf gegen Clan-Kriminalität verschlafen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Januar 2019

KUHLE: Union und SPD haben Kampf gegen Clan-Kriminalität
verschlafen 



Zum Prozess um den Goldmünzen-Diebstahl erklärt der innenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Der Prozessbeginn gegen vier Mitglieder der Remmo-Familie ist ein
wichtiges Signal im Kampf gegen Clan-Kriminalität. Union und SPD
haben diesen Kampf in den vergangenen Jahren verschlafen und dem
Problem nicht die nötige Priorität beigemessen. Um dagegen anzugehen,
müssen die Ermittlungsbehörden im Bereich der Organisierten
Kriminalität dringend mehr Ressourcen erhalten und die
Sicherheitsarchitektur entsprechend reformiert werden. Insbesondere
ist eine bessere Koordination über die Landesgrenzen hinaus
notwendig, um deutschlandweit effektiv gegen kriminelle
Clan-Mitglieder vorgehen zu können. Unser Rechtsstaat muss in alle
Richtungen wehrhaft sein, nur so kann verloren gegangenes Vertrauen
der Bürger wiederhergestellt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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KULTUR/041: Umgehende Überprüfung der Ministerien und Bundesarchive auf NS-Raubkunst


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Januar 2019

EBBING: Umgehende Überprüfung der Ministerien und Bundesarchive
auf NS-Raubkunst



Zu den Medienberichten über NS-Raubkunst in Bundesbesitz erklärt der
kulturpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Hartmut Ebbing:

"Das Eingeständnis der Bundesregierung, tausende Kunstwerke zu
besitzen, die aus NS-Raubkunstbeständen stammen könnten, ist
beschämend. Es zeigt: Mehr als 20 Jahre nach der Washingtoner
Erklärung, in deren Rahmen Deutschland sich verpflichtet hat,
gerechte und faire Lösungen für die Rückgabe von NS-Raubkunst zu
finden, ist erschreckend wenig geschehen. Staatsministerin Grütters
wird der besonderen Verantwortung Deutschlands nicht gerecht. Statt
mit gutem Beispiel voranzugehen, hinken wir unseren europäischen
Nachbarn bei der Restitution hinterher. Noch immer gibt es
hierzulande kein verbindliches Rückgabegesetz für NS-Raubkunst und
die auf Freiwilligkeit basierenden Empfehlungen der
Limbach-Kommission führen nicht zu vertretbaren Ergebnissen. Dazu
liegt bereits ein Antrag der FDP-Fraktion vor. Wir fordern jetzt,
dass die Bundesregierung umgehend mit der Überprüfung der Bestände
der Ministerien und der bundeseigenen Sammlungen beginnt.
Gleichzeitig sollte Grütters eine Konferenz mit Vertretern von
Ländern und Kommunen anstoßen, um dem Problem umfassend begegnen zu
können. Sonst wird der Staat auch noch in 20 Jahren Kunstwerke ihren
rechtmäßigen Besitzern vorenthalten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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UMWELT/891: Zahl der Wölfe muss durch Bejagung reguliert werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Januar 2019

BUSEN: Zahl der Wölfe muss durch Bejagung reguliert werden



Zum Wolfs-Gipfel erklärt der jagdpolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Karlheinz Busen:

"Die Bundesregierung muss den Gipfel dringend dazu nutzen, etwas
gegen die Gefahr durch die stark wachsende Wolfspopulation zu
unternehmen. Immer mehr Wölfe reißen Weidetiere, was zu
Existenzsorgen bei Weidetierhaltern führt. Statt zu handeln, freut
sich Umweltministerin Schulze noch darüber, dass es immer mehr Wölfe
gibt. Die einzig wirksame Lösung ist, die Zahl der Wölfe aktiv durch
eine Bejagung zu regulieren. Denn elektrische Schutzzäune und
Herdenschutzhunde helfen nur wenig. Zäune können Wölfe überspringen
und gegen ein ganzes Rudel sind auch Hunde machtlos. Die
Bundesregierung muss sich auf europäischer Ebene für einen angemessen
reduzierten Wolfsschutz einsetzen. Wir brauchen ein Gesetz, das den
Wolf ins Jagdrecht aufnimmt, wie es die FDP-Fraktion fordert."

 * 

Quelle:
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BAYERN/4980: Kommunaler Finanzausgleich muss auf stabilere Beine gestellt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 10. Januar 2019

"Kommunaler Finanzausgleich muss auf stabilere Beine gestellt werden"

SPD-Kommunalexperte und Fraktionsvize Klaus Adelt fordert einen höheren Anteil der Städte und Gemeinden an den Steuereinnahmen



Die Steigerung der Einnahmen der Kommunen im heute vorgestellten
staatlichen Finanzausgleich darf nach Ansicht des SPD-Kommunalexperten
und stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden Klaus Adelt nicht über die
weiter bestehenden strukturellen Probleme hinwegtäuschen:

"Die Städte und Gemeinde haben zu wenig Geld zur Verfügung um
dauerhaft ihre vielfältigen Aufgaben zu bewältigen und in die Zukunft
zu investieren. Ich nenne als Beispiele nur die steigenden
Anforderungen in den Bereichen Bildung, Integration und Betreuung.
Dafür müssen die Kommunen einen deutlich höheren Prozentanteil an den
allgemeinen Staatseinnahmen erhalten. Wir fordern eine Anhebung der
Verbundquote von 12,75 auf 15 Prozent."

Die jetzigen Mehreinnahmen seien nur der guten konjunkturellen Lage zu
verdanken, erläutert Adelt: "Doch wenn die Zeiten wieder schlechter
werden, reicht das Geld nicht einmal mehr für die Pflichtaufgaben. Der
kommunale Finanzausgleich muss auf stabilere Beine gestellt werden.
Bayern hat die niedrigste Verbundquote in ganz Deutschland! Keine
anderes Bundesland hält seine Städte und Gemeinden an einer so kurzen
Leine."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München
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HAMBURG/4623: Flüchtlingsunterkünfte - Senat muss Sozialstaatsgebot einhalten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Januar 2019

Flüchtlingsunterkünfte: Senat muss Sozialstaatsgebot einhalten!



Die aktuelle Gebührenordnung des Senats für die öffentlich-rechtliche
Unterbringung ist rechtswidrig - das belegt ein Rechtsgutachten von
Prof. Andreas Fischer-Lescano, das die Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft in Auftrag gegeben hatte. Die Folgen der
Gebührenordnung insbesondere für Geflüchtete und ihre Integration sind
gravierend: "Geflüchtete kommen in der Regel mittellos nach Hamburg",
erläutert die Sprecherin der Fraktion für Integration, Carola Ensslen.

"Da bezahlbarer Wohnraum fehlt, ist für sie meist eine
öffentlich-rechtliche Unterbringung nach dem Sozialstaatsgebot nötig.
Die Kosten für die Unterkunft werden zunächst den Geflüchteten in
Rechnung gestellt - seit 1. Januar pro Monat 590 Euro für einen Platz
in einem Zweibettzimmer."

Die Betroffenen müssen dann selbst klären, ob und wie sie
Sozialleistungen erhalten, um die Gebühren bezahlen zu können. "Nur
wer zufällig in der Lage ist, sich zu wehren, hat vielleicht das
Glück, als Härtefall anerkannt zu werden und Ermäßigungen zu
bekommen", so Ensslen. "Der Senat handelt hier in Wildwest-Manier. Wir
fordern ihn daher mit einem Antrag zur Bürgerschaftssitzung am 30.
Januar auf, die im Gutachten beanstandeten Fehler endlich zu beheben
und eine sozial gerechte Gebührenordnung zu erlassen."

Besonders verheerend: Haben Geflüchtete Arbeit und erzielen ein
Einkommen oberhalb der Niedriglohngrenze, müssen sie für sich und
jedes Familienmitglied die vollen Kosten bezahlen. So werden einer
siebenköpfigen Familie mit einem Gesamteinkommen von 3.063 Euro (1.725
Euro Nettoverdienst und 1.338 Euro Eltern- und Kindergeld) für das
Wohnen in der Unterkunft pro Monat 7x587 Euro (noch nach der
Gebührenordnung 2018) in Rechnung gestellt - also 4.109 Euro, weit
mehr als ihr tatsächliches Einkommen. In der Folge muss die Familie
Leistungen nach SGB II beziehen, um diese enorme Summe bezahlen zu
können.

"Um das zu vermeiden, müsste die Familie die Einkommensgrenzen der
Gebührenordnung einhalten. Dann hätte sie womöglich mehr zum Leben als
jetzt, trotz Aufstockens", kritisiert Ensslen. "Wir freuen uns alle,
wenn Geflüchtete Arbeit finden. Das ist ein wesentlicher Baustein für
Integration. Da geht es nicht an, dass sie einen großen Teil des
Einkommens für Gebühren abgeben müssen, noch dazu für
Gemeinschaftsunterkünfte, und in den Sozialleistungsbezug gedrängt
werden. Viele Betroffene sind daher zu Recht verunsichert. So
verhindert der Senat aktiv, dass Geflüchtete selbst für ihren
Lebensunterhalt sorgen können. Das wirkt demütigend, das ist
Desintegration statt Integration."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/4622: Schulgeldfreiheit für alle Gesundheitsfachberufe - jetzt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Januar 2019

Schulgeldfreiheit für alle Gesundheitsfachberufe - jetzt!



Heute protestieren Physio- und Ergotherapeut_innen sowie Logopäd_innen
erneut für die Abschaffung des Schulgelds, diesmal auf dem Hamburger
Rathausmarkt. Die Fraktion DIE LINKE hält das Anliegen der
Demonstrant_innen für wichtig und begrüßt, dass inzwischen auch andere
Fraktionen wie SPD und Grüne mit einem Antrag an die Bürgerschaft
gewillt sind, eine Lösung für Hamburg zu finden.

Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion erklärt: "Es
ist erfreulich und längst überfällig, dass die Regierungsfraktionen
endlich auf die Forderung nach Schulgeldfreiheit für therapeutische
Gesundheitsberufe eingehen und eine Lösung in Aussicht stellen. Jedoch
ist es ungerecht und diskriminierend, wenn wie im Antrag der SPD und
Grünen die Schulgeldfreiheit für bestimmte Gesundheitsberufe (z.B.
Podolog_innen oder medizinische Bademeister_innen) nicht gelten soll.
Zudem ist es angesichts der Versorgungslücken und der rückläufigen
Anmeldezahlen an den Schulen nicht zu rechtfertigen, dass die
Schulgeldfreiheit erst in ein paar Monaten eingeführt werden soll. Um
junge Menschen für die Gesundheitsberufe zu begeistern, darf der Senat
sich nicht länger mit Minimallösungen begnügen. Er muss endlich seiner
Verantwortung nachkommen und die Ungerechtigkeit des Schulgeldes
ausnahmslos und sofort für alle Auszubildenden abschaffen."

Die Fraktion DIE LINKE fordert in einem Antrag den Senat auf, in
allen therapeutischen Gesundheitsfachberufen die Ausbildung ohne
Ausnahmen rückwirkend ab dem 1. Januar 2019 schulgeldfrei zu
gestalten.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019
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HAMBURG/4621: Warburg-Klage gegen Deutsche Bank - Beschämende Verzweiflungstat (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Januar 2019

Warburg-Klage gegen Deutsche Bank: Beschämende Verzweiflungstat



Gestern wurde bekannt, dass die Hamburgische Privatbank M.M. Warburg
die Deutsche Bank verklagt. Inhaltlich wirft Warburg der Deutschen
Bank vor, die Verantwortung für die Warburg zur Last gelegten
Cum-Ex-Geschäfte zu tragen und fordert Schadenersatz. "Der
Warburg-Bank muss das Wasser bis zum Hals stehen, was für eine
beschämende Verzweiflungstat!" findet Norbert Hackbusch, finanz- und
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft.

"Um die im Raum stehenden Steuererstattungen erhalten zu haben, müssen
im Auftrag von Warburg stichtagsbezogene Leerverkäufe in
Milliardenhöhe getätigt worden sein. Die Deutsche Bank war die
depotführende Bank. Diese erstellt die Steuerbescheinigungen zum
Erhalt der Steuererstattungen. Das macht sie aber für den jeweiligen
Auftraggeber, in diesem Fall die Warburg-Bank", erklärt Hackbusch. "In
meinen Augen ist die Klagenummer der Warburg-Bank gegen ihre eigene
depotführende Bank schlichtweg unglaubwürdig. Ich hoffe sehr, dass die
Ermittlungen der Kölner Staatsanwaltschaft die Cum-Ex-Aufklärung
beschleunigen und die kriminellen Steuerräuber bald zur Verantwortung
gezogen werden können, wenn sich jetzt schon die unterschiedlichen
Akteure gegenseitig beschuldigen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019
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AUSSEN/1598: Präsident Morales muss Entscheidung gegen Antikorruptionskommission zurücknehmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Präsident Morales muss Entscheidung gegen Antikorruptionskommission zurücknehmen



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Seit elf Jahren ist die CICIG (Internationale Kommission gegen die
Straffreiheit in Guatemala) in Guatemala eine UN-Institution, die
Kriegsverbrechen aufarbeitet und Korruption aufdeckt. Nun hat die
guatemaltekische Regierung kurzfristig einseitig das Mandat für die
Institution beendet und den Mitarbeitern die diplomatische
Akkreditierung entzogen.

"Die Arbeit der CICIG ist ein weltweites Vorbild für den Einsatz zur
Aufklärung von Kriegsverbrechen und Korruption. Ihr Leiter, Iván
Velásquez Gómez, ist ein absolut integrer Menschenrechtanwalt, der
zusammen mit vielen anderen in den letzten Jahren hervorragende Arbeit
geleistet hat. Stellvertretend für die Institution wurden Iván
Velásquez Gómez und Thelma Aldana erst vor wenigen Wochen mit dem
Alternativen Friedensnobelpreis ausgezeichnet. Präsident Jimmy Morales
darf die Arbeit der CICIG nicht behindern und muss die getroffene
Entscheidung zurücknehmen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019
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EUROPA/1626: Europa muss handeln - Odyssee auf dem Mittelmeer darf sich nicht wiederholen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Europa muss handeln: Odyssee auf dem Mittelmeer darf sich nicht wiederholen



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Wochenlang mussten 49 Geflüchtete und ihre Seenotretter im Mittelmeer
ausharren, um nun endlich im Hafen von Malta anlegen zu dürfen. Malta
und auch andere Mittelmeeranrainerstaaten hatten den beiden Schiffen
"Sea Watch 3" und "Professor Albrecht Penck" zuvor eine
Anlegeerlaubnis verweigert. Heute verkündete Malta, dass sich die
europäischen Staaten auf eine Lösung für die 49 Geflüchteten einigen
konnten.

"Für die 49 Menschen geht eine Odyssee zu Ende. Es bleibt eine
europäische Schande, was wir in den vergangenen Wochen erlebt haben.
Der Dank gilt dem unermüdlichen und selbstlosen Einsatz der
Seenotretter. Letztlich gilt der Dank auch der maltesischen Regierung
für die Aufnahme.

Das Auswärtige Amt hat federführend den Weg für eine für Malta
wichtige, größere Lösung frei gemacht. Das muss jetzt auch der
Orientierungsrahmen für eine dauerhafte und nachhaltige Lösung sein,
zumindest für die aus Seenot Geretteten. Ein solches Drama darf sich
nicht wiederholen. Daran muss jetzt die Europäische Kommission mit den
kooperationswilligen Staaten mit Hochdruck arbeiten. Bei der nächsten
Rettungsaktion müssen die Staaten, die einen sicheren Hafen bieten,
sofort wissen, in welcher Weise es mit der Verteilung weitergeht. Bei
möglicherweise einigen tausend Menschen im Jahr sind das für alle
Staaten zu bewältigende Dimensionen."
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EUROPA/1625: Wer harten Brexit verhindern will, muss dem Austrittsabkommen zustimmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Wer harten Brexit verhindern will, muss dem Austrittsabkommen zustimmen



Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Eine Mehrheit der Abgeordneten des britischen Unterhauses hat ein
Zeichen gegen einen No-Deal Brexit gesetzt. Durch eine gestern
angenommene Gesetzesänderung wird die britische Regierung einer
Haushaltssperre unterliegen, sollte sie einen ungeregelten Austritt
ohne Abkommen herbeiführen. Das Unterhaus hat es selbst in der Hand,
einen No-Deal Brexit zu verhindern, in erster Linie durch die
Zustimmung zum Austrittsabkommen.

"Wenige Wochen vor dem Austrittsdatum den 29. März 2019 spitzt sich
die politische Situation im Vereinigten Königreich weiter zu. Die
Abstimmung war ein wichtiger Schritt, die Position des Parlaments zu
klären. Der Austritt des Landes ohne ein Abkommen wäre tatsächlich die
schlechteste aller Lösungen.

Die in London teils gehegte Hoffnung, dass die Europäische Union in
dieser Lage das ausverhandelte Austrittsabkommen noch einmal
aufschnürt, ist fehl am Platz. Mit dem ausgehandelten
Austrittsabkommen ist die EU dem Land schon weit entgegengekommen.
Insbesondere durch die Rückfallposition einer umfassenden Zollunion
mit der EU, um Grenzkontrollen auf der irischen Insel zu verhindern.

Viele andere Lösungen wären denkbar gewesen, wenn die Verhandlungen
mit anderen Ausgangspositionen gestartet worden wären. Nach vielen
vertanen Chancen ist die Zeit darüber hinweggegangen. In der aktuellen
Situation ist eine Zustimmung zum Austrittsvertrag die naheliegende
Möglichkeit, einen harten Brexit zu verhindern. Es steht zu
befürchten, dass diese Möglichkeit in der geplanten Abstimmung im
britischen Unterhaus über das Austrittsabkommen nächste Woche
jedenfalls zunächst ungenutzt bleibt."
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INNEN/3043: Handball-WM wird uns alle mitreißen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Sport

Handball-WM wird uns alle mitreißen



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

Heute beginnt die Handball-Weltmeisterschaft in Deutschland und
Dänemark - erstmals in der 81-jährigen WM-Geschichte tragen zwei
Länder das Turnier aus. Bis zum 27. Januar spielen nun 24 Mannschaften
um den Titel.

"Der Handball hat mit mehr als 750.000 Mitgliedern in über 4.000
Vereinen in Deutschland eine lange Tradition. Wir freuen uns darauf,
dass wir das Turnier gemeinsam mit Dänemark ausrichten dürfen und sich
damit der europäische Gedanke auch im Sport weiter fortsetzt.

Bundestrainer Christian Prokop und sein ehrgeiziges Team können sich
auf die Fans in Deutschland verlassen. Von der Euphorie der
weltmeisterlichen Fans in Deutschland kann uns ein weiteres Wunder
nach 2007 gelingen, als das deutsche Team vor heimischer Kulisse gegen
Polen das Finale gewonnen hat. Außerdem freuen wir uns darüber, dass
die deutschen Spiele im öffentlich-rechtlichen Fernsehen von ARD und
ZDF übertragen werden, so dass wir alle mit unseren Jungs mitfiebern
können.

Die SPD-Bundestagsfraktion wünscht dem deutschen Handballteam viel
Erfolg und allen anderen Mannschaften ein herzliches Willkommen."
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SOZIALES/2743: Alle Kinder sollen die gleichen Chancen haben


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Januar 2019

Arbeitsgruppen: Arbeit und Soziales, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Alle Kinder sollen die gleichen Chancen haben



Dagmar Schmidt, zuständige Berichterstatterin in der AG Arbeit und
Soziales;

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter in der AG Familie,
Senioren, Frauen und Jugend:

Das Bundeskabinett hat den Entwurf für ein "Starke-Familien-Gesetz"
beschlossen. Damit werden der Kinderzuschlag und die Leistungen des
Bildungs- und Teilhabepakets verbessert. Insgesamt leisten wir mit dem
Maßnahmenpaket einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von Kinderarmut.

"Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass endlich wichtige
sozialdemokratische Kernforderungen aus dem Koalitionsvertrag zur
Bekämpfung von Kinder- und Familienarmut eingelöst werden. Mit dem
"Starke-Familien-Gesetz" werden Familien mit kleinen Einkommen, gerade
auch Alleinerziehende, gezielt unterstützt. Damit holen wir viele aus
verdeckter Armut heraus.

Der Kinderzuschlag wird auf maximal 185 Euro pro Monat erhöht.
Zusätzliches Einkommen führt in Zukunft zu einem sanfteren Auslaufen
der Leistung. Die Abschaffung der sogenannten "Abbruchkante" ist sehr
zu begrüßen. Die "Abbruchkante" führt bislang dazu, dass der
Kinderzuschlag in einigen Fällen komplett wegfällt, selbst dann wenn
sich das Erwerbseinkommen nur leicht erhöht.

Zum Abbau von bürokratischen Hürden wird der Kinderzuschlag pauschal
für sechs Monate gewährt. Eltern müssen den Zuschlag in diesem
Zeitraum nicht mehr neu beantragen, wenn sich ihr Einkommen ändert.

Alle Familien, die den Kinderzuschlag oder Sozialhilfe beziehen,
können zukünftig die verbesserten Leistungen des Bildungs- und
Teilhabepakets erhalten. Das Schulstarterpaket für Ranzen und
Schulmaterial zum Schuljahresbeginn wird um 50 Euro auf 150 Euro
aufgestockt. Die Eigenbeteiligung beim Mittagessen in Kitas und
Schulen sowie die Schülerbeförderung entfällt. Wir begrüßen, dass die
Lernförderung künftig nicht mehr von einer unmittelbaren
Versetzungsgefährdung abhängt. Wir wollen, dass auch das Erreichen
eines höheren Schulabschlusses unterstützt wird.

Wir arbeiten weiter daran, die Familienförderung in Deutschland zu
verbessern. Unser Ziel ist eine sozialdemokratische
Kindergrundsicherung, die allen Kindern unabhängig vom Einkommen ihrer
Eltern gleiche Chancen ermöglicht. Die heute im Kabinett beschlossenen
Maßnahmen sind hierzu ein erster wichtiger Schritt."
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LATEINAMERIKA/1847: Mexiko - Über die Wahrheitskommissionen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Über die Wahrheitskommissionen

Von Miguel Concha



(Mexiko-Stadt, 15. Dezember 2018, la jornada) - Wie bekannt, hat
Präsident Andrés Manuel López Obrador am 3. Dezember die Schaffung
einer Wahrheitskommission [1] angekündigt, um den Verbleib der 43
Lehramtsstudenten von Ayotzinapa aufzuklären. Die Einrichtung einer
Wahrheitskommission für diesen Fall ist nicht nur notwendig und
dringend, sondern kann der Beginn einer Entwicklung sein, die den
Opfern und Familienangehörigen Wahrheit, Gerechtigkeit, umfassende
Wiedergutmachung und Maßnahmen gegen eine Wiederholung bringt.

Aber eine Frage springt ins Auge: Verdienen die übrigen Opfer des
zwangsweisen Verschwindenlassens nicht ebenfalls eine
Wahrheitskommission? Wir sprechen von mehr als 40.000 Verschwundenen,
die die vorherige Regierung anerkannt hat. Und von einer Zahl zwischen
70.000 bis 300.000 reklamierten Fällen zwangsweise Verschwundener, die
Familienangehörige, Menschenrechts- und Basisorganisationen nennen.
Außerdem wurden in den vergangenen zwölf Jahren mehr als 170 soziale
Aktivist*innen Opfer des zwangsweisen Verschwindenlassens und etwa 250
von außergerichtlichen Hinrichtungen.


Wahrheitskommission für alle Opfer zwangsweisen
Verschwindenlassens

Darum sollte eine Wahrheitskommission für alle Opfer des zwangsweisen
Verschwindenlassen nicht nur als notwendig, sondern auch als dringend
angesehen werden. Dies wäre ein erster Schritt, um etwas über ihren
Verbleib zu erfahren, die ausführenden Täter*innen und die Hinterleute
sowie die Nutznießer*innen und Wegbereiter*innen dieser
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzung zu bestrafen. Dafür muss die
Regierung ihre Politik des zwangsweisen Verschwindenlassens und der
außergerichtlichen Hinrichtungen aufgeben. Dies bedeutet, der
Sicherheitspolitik der neoliberalen Regierungen ein Ende zu setzen.
Dem Staatsterrorismus und seinen zwei Grundpfeilern abzuschwören: Der
Militarisierung und Paramilitarisierung.

Wahrheitskommissionen haben sich historisch zum Ziel gesetzt,
Vorkommnisse in einem bestimmten Zeitraum zu untersuchen und
aufzudecken. Dies beinhaltet, nicht nur den Opfern das Menschenrecht
auf Wahrheit zu garantieren, sondern ebenso die Wirtschafts-,
Gesellschafts-, und Sicherheitspolitik aufzuzeigen, die die
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen förderte, erlaubte oder
erleichterte. Genauso muss sichtbar werden, welche Personen, Gruppen
und Institutionen Vorteile aus dieser Politik zogen, damit das
Geschehene sich niemals wiederholt.


Opfer haben ein Recht auf Wahrheit

Aus der Perspektive der Rechte der Opfer sind die
Wahrheitskommissionen eines der Mittel, zu versuchen, das Recht auf
die Wahrheit zu garantieren. Dabei muss berücksichtigt werden, dass
dieses Recht in seiner Gesamtheit angegangen wird. Das heißt, in
seiner Wechselwirkung mit dem Recht auf Gerechtigkeit, auf Erinnerung,
integrale Wiedergutmachung des Schadens und den Maßnahmen gegen eine
mögliche Wiederholung.

In der Regel entstehen die Wahrheitskommissionen aufgrund der
Forderung der Bevölkerung, die Vorfälle in einer bestimmten
geschichtlichen Periode zu erfahren. Es besteht die Abhängigkeit vom
politischen Willen der Regierungen, die Wahrheit des Geschehenen
aufzudecken. Ohne den wirklichen politischen Willen einer Regierung
dient eine Wahrheitskommission dem Versuch, die neuen Autoritäten zu
legitimieren. Sie wird eine Instanz, die die Wahrheitssuche simuliert.


Wahrheitsfindung funktioniert nur mit den Betroffenen und
ihren Organisationen

Wie es die Menschenrechtsorganisation Comité Cerezo [2] in Mexiko zum
Ausdruck gebracht hat, muss der politische Wille der neuen Regierung
in politische Maßnahmen umgesetzt werden, die die Rechte der Opfer
schwerer Menschenrechtsverletzungen aus drei großen Zeiträumen auf
Wahrheit, Gerechtigkeit, integrale Wiedergutmachung und Garantien für
die Nicht-Wiederholung sicherstellen. Die erste Periode (1968-1994)
muss auf die Forderung einzugehen, den tatsächlichen Verbleib aller
Opfer des zwangsweisen Verschwindenlassens im Kontext des sogenannten
Schmutzigen Krieges zu erfahren. Die zweite Periode umfasst die Jahre
1994-2000, als es schwere Menschenrechtsverletzungen im Rahmen der
Aufstandsbekämpfungspolitik gegen die EZLN und das EPR gab. Dazu kam
die politische Unterdrückung gegen bürgernahe und indigene Bewegungen,
die vor allem in den Bundesstaaten Chiapas, Oaxaca und Guerrero zur
Anwendung kam. Schließlich gibt es die dritte Periode von 2000-2018.
Der wirkliche Verbleib aller in diesem Zeitraum im Land zwangsweise
Verschwundenen muss aufgeklärt werden. Dabei sind insbesondere zwei
Bevölkerungsgruppen zu berücksichtigen: diejenigen, die wegen ihrer
politischen Zugehörigkeit oder ihres menschenrechtlichen Engagements
Opfer des zwangsweisen Verschwindenlassens, außergerichtlicher
Hinrichtung oder von Todesdrohungen wurden und diejenigen, die ohne
politische Betätigung oder Militanz gegen die jeweilige Regierung
ebenfalls Opfer des zwangsweisen Verschwindenlassens und
außergerichtlicher Hinrichtung wurden.

Es existiert ein zentraler Punkt, damit diese Wahrheitsfindung
tatsächlich funktioniert, den höchsten internationalen
Menschenrechtsstandards entspricht, und den Forderungen von Millionen
Opfern schwerer Menschenrechtsverletzungen Gerechtigkeit zukommen
lässt: die Opfer, ihre Familienangehörigen, die
Menschenrechtsorganisationen, die Basis- und Indígena-Organisationen
sowie Expert*innen, Akademiker*innen, Intellektuelle und engagierte
Journalist*innen müssen aktiv an diesem Prozess mitwirken.


Anmerkungen:

[1] https://www.jornada.com.mx/ultimas/2018/12/03/comision-de-la-verdad-amlo-1023.html

[2] https://www.comitecerezo.org/?lang=es
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BERUF/1908: Wieder stärkerer Anstieg - Entwicklung der tariflichen Ausbildungsvergütungen 2018 (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 09.01.2019

Wieder stärkerer Anstieg - Entwicklung der tariflichen Ausbildungsvergütungen 2018



Die tariflichen Ausbildungsvergütungen sind im Jahr 2018 im bundesweiten
Durchschnitt um 3,7 % gestiegen. Der Vergütungsanstieg fiel damit stärker
aus als 2017 (2,6 %). Bundesweit lagen die tariflichen
Ausbildungsvergütungen 2018 bei durchschnittlich 908 Euro brutto im Monat.

In Westdeutschland wurde ein durchschnittlicher Betrag von 913 Euro
erreicht, in Ostdeutschland waren es 859 Euro. Prozentual wurden die
tariflichen Ausbildungsvergütungen 2018 im Osten (3,9 %) etwas stärker
erhöht als im Westen (3,6 %). Der Abstand im Tarifniveau blieb aber
unverändert: Im Osten wurden wie im Vorjahr 94 % der westdeutschen
Vergütungshöhe erreicht. Zu diesen Ergebnissen kommt das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) in der Auswertung der tariflichen
Ausbildungsvergütungen für das Jahr 2018.

Ermittelt wurden die durchschnittlichen Vergütungen für 181 Berufe in
West- und 153 Berufe in Ostdeutschland. Auf dieser Basis wurden auch
gesamtdeutsche Durchschnittswerte berechnet. Auf die einbezogenen Berufe
entfielen 89 % aller Ausbildungsverhältnisse. Das BIBB wertet die
tariflichen Ausbildungsvergütungen seit 1976 jährlich zum Stichtag 1.
Oktober aus.

Zwischen den Ausbildungsberufen bestanden 2018 erhebliche Unterschiede in
der Vergütungshöhe. Besonders hoch lagen die tariflichen
Ausbildungsvergütungen im Handwerksberuf Maurer/-in mit monatlich 1.159
Euro im gesamtdeutschen Durchschnitt (Westdeutschland: 1.175 Euro,
Ostdeutschland: 975 Euro). Hohe tarifliche Vergütungen wurden
beispielsweise auch in den Berufen Mechatroniker/-in (gesamt: 1.088 Euro,
West: 1.091 Euro, Ost: 1.070 Euro), Industriekaufmann/-frau (gesamt: 1.047
Euro, West: 1.051 Euro, Ost: 981 Euro) und Kaufmann/-frau für
Versicherungen und Finanzen (einheitlich: 1.035 Euro)
gezahlt.

Vergleichsweise niedrig waren die tariflichen Vergütungsdurchschnitte 2018
zum Beispiel in den Berufen Maler/-in und Lackierer/-in (einheitlich: 718
Euro), Bäcker/-in (einheitlich: 678 Euro), Florist/-in (gesamt: 617 Euro,
West: 622 Euro, Ost: 587 Euro), Friseur/-in (gesamt: 584 Euro, West: 606
Euro, Ost: 387 Euro) sowie Schornsteinfeger/-in (einheitlich: 518 Euro).

Die BIBB-Auswertung ergab zudem, dass in einer Reihe von
Ausbildungsberufen, in denen in den letzten Jahren besonders viele
Ausbildungsplätze unbesetzt blieben, die Vergütungen 2018 relativ stark
angehoben wurden. So lag der Anstieg zum Beispiel in den Berufen
"Bäcker/-in" (bundesweit 6,4%) und "Fachverkäufer/-in im
Lebensmittelhandwerk" (bundesweit rund 6 %) deutlich über dem
Gesamtdurchschnitt. Noch stärker fiel in Ostdeutschland der Zuwachs in den
Berufen "Koch/Köchin" und "Restaurantfachmann/-frau" aus: Hier stiegen die
Ausbildungsvergütungen im vergangenen Jahr um 10,6 % (West: +3,4 %).

Zwischen den Ausbildungsbereichen gab es 2018 ebenfalls deutliche
Unterschiede: Überdurchschnittlich hohe Ausbildungsvergütungen wurden im
Öffentlichen Dienst (einheitlich: 999 Euro) sowie in Industrie und Handel
(gesamt: 975 Euro, West: 983 Euro, Ost: 914 Euro) erreicht. Unter dem
Gesamtdurchschnitt lagen dagegen die Vergütungen im Bereich der freien
Berufe (gesamt: 832 Euro, West: 833 Euro, Ost: 809 Euro), im Handwerk
(gesamt: 769 Euro, West: 775 Euro, Ost: 706 Euro) sowie in der
Landwirtschaft (gesamt: 767 Euro, West: 791 Euro, Ost: 652 Euro).

Ein Blick auf die langfristige Entwicklung zeigt: Bei Beginn der
BIBB-Auswertungen im Jahr 1976 lagen die tariflichen Ausbildungsvergütungen
in Westdeutschland bei durchschnittlich 202 Euro pro Monat. Bis zum Jahr
2018 stiegen sie auf 913 Euro an und damit nominal um 352 %. Gleichzeitig
erhöhten sich in diesem Zeitraum die Verbraucherpreise um 142 %. Wird dies
berücksichtigt, stiegen die Ausbildungsvergütungen in Westdeutschland von
1976 bis 2018 real um 87 %.

Für Ostdeutschland erfolgte die Auswertung der tariflichen
Ausbildungsvergütungen erstmals für das Jahr 1992; ermittelt wurde ein
Durchschnittsbetrag von 321 Euro pro Monat. Bis 2018 erhöhten sich die
Vergütungen auf durchschnittlich 859 Euro und damit nominal um 168 %. Der
Anstieg der Verbraucherpreise betrug in diesem Zeitraum 62 %>. Dies
berücksichtigend, nahmen die tariflichen Ausbildungsvergütungen in
Ostdeutschland von 1992 bis 2018 real um 65 % zu. Zum Vergleich: Bezogen
auf diesen Zeitraum betrug der reale Zuwachs der Vergütungen in
Westdeutschland - bei einer Preissteigerung von 49 % - dagegen nur 30 %.

Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse sowie die Möglichkeit zum
Download von zwölf Schaubildern finden Sie im Beitrag "Tarifliche
Ausbildungsvergütungen: Anstieg und Strukturen 2018 sowie Entwicklungen
seit 1976" im Internetangebot des BIBB unter:

www.bibb.de/ausbildungsverguetung-2018

Eine Gesamtübersicht über die für 2018 ermittelten Vergütungsdurchschnitte
in den erfassten Berufen ist abrufbar unter:

www.bibb.de/ausbildungsverguetung

Weitere Informationen rund um das Thema Ausbildungsvergütung finden Sie im
BIBB REPORT Nr. 4/Juli 2018 mit dem Titel: "Mindestausbildungsvergütung
aus betrieblicher Perspektive: Einschätzungen auf Basis von datenbasierten
Simulationen" unter:

https://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/9019




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630
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FORSCHUNG/1179: Ein Jahr im ewigen Eis - EDEN-ISS-Antarktisgärtner Paul Zabel kehrt zurück (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 09.01.2019

Ein Jahr im ewigen Eis: EDEN-ISS-Antarktisgärtner Paul Zabel kehrt
zurück 



365 Tage in der Antarktis, davon 257 Tage abgeschnitten von der Außenwelt.
Der Antarktisgärtner Paul Zabel vom Deutschen Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) hat die Gemüsezucht für Mond und Mars im 
EDEN-ISS-Gewächshaus erprobt und dabei Paprika, Tomaten, Gurken und verschiedenste
Salate und Kräuter unter künstlichem Licht geerntet. Dem insgesamt
zehnköpfigen Überwinterungsteam auf der Neumayer-Station III des
Alfred-Wegener-Instituts (AWI) brachte er frische Abwechslung auf den
Speiseplan, während sie gemeinsam in der wochenlangen Polarnacht
ausharrten. Nun ist Paul Zabel nach Deutschland zurückgekehrt und berichtet
in einem Pressegespräch am DLR-Standort Bremen erstmals nach der Ankunft
von seinen Anstrengungen und Entbehrungen der letzten Monate, ebenso von
den Freuden der Pflanzenzucht in der Extremsituation und seinem Leben auf
dem siebten Kontinent.

"Die Antarktis ist ein faszinierender Ort. Ich bin sehr glücklich, dass ich
einer der wenigen Menschen sein konnte, der die Möglichkeit hatte, in der
Antarktis zu überwintern. In den vergangenen zwölf Monaten habe ich viele
einzigartige Eindrücke und Herausforderungen erlebt. Es ist schön, wieder
zuhause zu sein und Familie, Freunde und Kollegen wiederzusehen", sagt
Zabel.

Der "Antarktisgärtner" Paul Zabel kehrte nach einem Zwischenstopp an der
antarktischen Novo Airbase und einem kurzen Aufenthalt in Kapstadt bereits
kurz vor Weihnachten in seine Heimat im brandenburgischen Spreewald zurück.
"Nachdem ich das Weihnachtsfest 2017 bereits in der Antarktis verbracht
hatte, war es etwas ganz besonderes, wieder in der Heimat den Heiligabend
und den Jahreswechsel zu verbringen." Zabel war am 16. Dezember 2017 mit
drei weiteren Mitgliedern des EDEN-ISS-Teams in die Antarktis aufgebrochen.
Nach einer rund zweimonatigen Aufbauphase, war er seit dem 18. Februar 2018
mit neun weiteren Überwinterern des AWI auf der deutschen Antarktisstation
Neumayer III verblieben.

Arbeitsweg durch die antarktische Kälte

Beinahe täglich machte sich Zabel auf den Arbeitsweg zum rund 400 Meter von
der Station entfernten EDEN-ISS-Gewächshaus. Nur bei stärkeren Stürmen, von
denen Zabel zahlreiche im antarktischen Winter erlebte, wurde das
Gewächshaus automatisch vom Kontrollzentrum in Bremen überwacht und
gesteuert. "Von Bremen aus waren wir mit Paul in täglichem Kontakt",
berichtet EDEN-ISS-Leiter Dr. Daniel Schubert vom DLR-Institut für
Raumfahrtsysteme. "Er hat über die vergangenen Monate, die ihm einiges
abverlangt haben, eine großartige Arbeit für das Projekt EDEN-ISS
geleistet. Zukünftige Raumfahrer werden es ihm danken."

Auch weitere Mitglieder des AWI-Überwinterungsteams unterstützten Paul
Zabel bei seiner Arbeit. So halfen sie bei der Aussaat der Pflanzen und
unterstützten ihn bei den zahlreichen Experimenten. "Nach über einem Jahr
in der Antarktis blicken wir auf eine erfolgreiche Überwinterung zurück.
Die Arbeit in dem Gewächshaus und das frische Gemüse haben unsere Zeit an
der Neumayer-Station III bereichert", sagt Stationsleiter Bernhard Gropp.

Reichhaltige Ernte

Eine detaillierte Auswertung der Studien zur Pflanzenzucht in der Antarktis
laufen derzeit auf Hochtouren. Die umfangreichen Ergebnisse, die unter
anderem technische, botanische, mikrobiologische sowie psychologische
Analysen enthalten, werden für Mai 2019 erwartet. Fest steht bereits, dass
Paul Zabel immer wieder - auch unterstützt von den übrigen Überwinterern
des AWI, eine reichhaltige Ernte eingefahren hat. So hatte die Crew auf
Neumayer III über das zurückliegende Jahr unter anderem 67 Kilogramm
Gurken, 46 Kilogramm Tomaten, 19 Kilogramm Kohlrabi, 8 Kilogramm
Radieschen, 15 Kilogramm Kräuter sowie 117 Kilogramm Salat zu verspeisen.

Fortsetzung offen für Forscher aus der ganzen Welt

In den kommenden zwei Jahren wird das DLR zusammen mit dem AWI und anderen
Forschungspartnern die Produktionsprozesse im EDEN-ISS-Gewächshaus
weiterentwickeln, um zukünftigen Stationen auf Mond und Mars ein
optimiertes Gewächshauskonzept anzubieten. Die Fortführung des Projekts ist
offen für Forscher aus der ganzen Welt. "Bald übergeben wir das Gewächshaus
an die neuen Überwinterer, die das EDEN-ISS-Projekt in der Antarktis
fortführen und sich um den Pflanzenanbau kümmern werden", sagt Dr. Daniel
Schubert. "Dabei werden wir das Gewächshaus von Bremen aus kontrollieren
und steuern." Schubert und sein Team reist Mitte Januar 2019 erneut in die
Antarktis, um das EDEN-ISS-Gewächshaus zu warten und technisch für die
Fortführung auf den neusten Stand zu bringen.

EDEN-ISS: Nahrungsmittelversorgung der Zukunft

Die weltweite Nahrungsmittelproduktion ist eine der zentralen
gesellschaftlichen Herausforderungen im 21. Jahrhundert. Eine steigende
Weltbevölkerung bei gleichzeitigen Umwälzungen durch den Klimawandel
fordern neue Wege, um Nutzpflanzen auch in klimatisch ungünstigen Regionen
kultivieren zu können. Für Wüsten und Gebiete mit tiefen Temperaturen wie
auch bei Weltraummissionen zu Mond und Mars ermöglicht ein geschlossenes
Gewächshaus von Wetter, Sonne und Jahreszeit unabhängige Ernten sowie
weniger Wasserverbrauch und den Verzicht auf Pestizide und Insektizide. Mit
dem Projekt EDEN-ISS ist solch ein Modell-Gewächshaus der Zukunft unter
antarktischen Extrembedingungen in der Langzeiterprobung.

EDEN-ISS wird in Zusammenarbeit mit dem Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) im Rahmen einer
Überwinterungsmission auf der deutschen Neumayer-Station III in der
Antarktis realisiert. Damit das Gewächshaus in der Antarktis funktioniert,
arbeiten unter der Leitung des DLR zahlreiche weitere internationale
Partner in einem Forschungskonsortium zusammen: Wageningen University and
Research (Niederlande), Airbus Defense and Space (Deutschland), LIQUIFER
Systems Group (Österreich), National Research Council (Italien), University
of Guelph (Kanada), Enginsoft (Italien), Thales Alenia Space Italia
(Italien), AeroCosmo (Italien), Heliospectra (Schweden), Limerick Institute
of Technology (Irland), Telespazio (Italien) sowie die University of
Florida (USA). Finanziert wird das Projekt aus Mitteln des Europäischen
Forschungsrahmenprogramms Horizon 2020 unter der Projektnummer 636501.

Neuigkeiten zum Projekt gibt es auch über die EDEN-ISS-Kanäle auf Facebook
und Instagram, sowie über den Hashtag #MadeInAntarctica auf Twitter.
Gesammelte Informationen zum Projekt finden sich auf der
EDEN-ISS-Sonderseite.


Die Meldung mit Bildern ist zu finden unter: 

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10308/471_read-31719

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.01.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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VERBAND/2339: Ernährungsreport - Bürger haben klare Erwartungen an die Politik (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

BÖLW zum Ernährungsreport: 

"Bio, gentechnikfrei, ordentliche Tierhaltung - Bürger haben klare
Erwartungen an die Politik"



Berlin, 09.01.2019. Den Ernährungsbericht 2019 des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft kommentiert der Geschäftsführer des Bund
Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Peter Röhrig:

"Der Ernährungsbericht zeigt, dass die Bürger schon sehr viel weiter sind,
als die Politik manchmal wahrhaben will.

Das Bio-Siegel ist für die Menschen das wichtigste Gütezeichen für
Lebensmittel. Denn die Bürger legen viel Wert auf umweltfreundliche
Erzeugung oder Gentechnikfreiheit, wenn es um ihr Lebensmittel geht.

Die Deutschen sind auch bereit, weniger Fleisch zu essen, damit künftig
alle Menschen weltweit satt werden. Das klappt mit dem Konsum von weniger
aber hochwertigerem Bio-Fleisch automatisch.

Die Wünsche der Bürger bedeuten einen klaren Auftrag an
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: Das 20 % Ökolandbau-Ziel
aus dem Koalitionsvertrag muss ambitioniert umgesetzt werden.

Ein Schwerpunkt des Berichts liegt auf der Außer-Haus-Verpflegung. Hier
lohnt der Blick nach Dänemark. Dort gelingt es bereits heute mit
intelligenten Konzepten, dass Kitas, Schulen, Kanti-nen oder Altersheime
ein leckeres, gesundes Essen mit 90 % Bio-Anteil servieren - und das ohne
wesentliche Kostensteigerungen. Mit frisch gekochter, fleischreduzierter
Kost erreicht unser nordischer Nachbar auch die gängigen
Ernährungsempfehlungen besser.

Bundesministerin Julia Klöckner hätte mit den Ergebnissen des
Ernährungsreports beste Voraussetzungen für eine umfassende, moderne
Ernährungspolitik, die die Ansprüche von Mensch, Tier und Umwelt
berücksichtigt. Die Bio-Branche steht ihr dabei gerne mit der Erfahrung und
Kompetenz von über 40.000 ökologisch wirtschaftenden Unternehmen zur
Seite."



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000
Bio-Betrieben mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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STANDPUNKT/828: Welche Sicherheit brauchen wir? (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 12/2018

UnSicherheit

Welche Sicherheit brauchen wir?

von Thomas Meyer



Die letzte große Botschaft, die der bedeutende New Yorker Historiker
Tony Judt der verunsicherten Sozialdemokratie Europas kurz vor seinem
frühen Tod 2010 übermittelte, war die leidenschaftliche Erinnerung
daran, dass sie und ihre Leitideen im 21. Jahrhundert auf neue Weise
historisch herausgefordert seien. Die soeben beginnende Epoche sei ein
"Zeitalter der Unsicherheit". Falls es nicht gelänge, dieser
überzeugend Herr zu werden, drohe der Rückfall in inhumane, autoritäre
oder gar totalitäre Zustände. Er hatte recht, Unsicherheit ist zum
allgemeinen Lebensgefühl geworden, die Meinungsumfragen bestätigen es
Mal um Mal und die autoritären Brandstifter mit ihrem falschen
Sicherheitsversprechen stehen überall bereit, das Rad der Geschichte
zurückzudrehen. Wahr ist freilich auch, wirklich sichere Zeiten hat es
in der Menschheitsgeschichte nie gegeben. Aber heute prallen erhöhte
Erwartungen mit drastisch gestiegenen, oft existenziellen Risiken
zusammen, von denen die meisten im Prinzip vermeidbar wären. Darin
liegt die besondere Brisanz dieser Epoche. Die Unsicherheitstoleranz
ist geschwunden und der Fortschritt ist am Beginn des 21. Jahrhunderts
aus einem säkularen Heilsversprechen zu einem Synonym ängstigender
Verunsicherung auf ganzer Linie geworden.

Ist denn aber Sicherheit in der Gegenwartswelt, die überall voller
alter und neuer Risiken steckt, überhaupt noch erreichbar? Oder jagt
die Sehnsucht nach ihr in Wahrheit einem trügerischen Leitbild nach,
das die Gefahr womöglich nur noch steigert? Worum kann es heute
wirklich gehen, welche Sicherheiten sind machbar und mit welchen
Unsicherheiten müssen wir zu leben lernen? Beides geht in der
politischen Debatte zumeist oft arg durcheinander - keineswegs immer
ohne politische Absicht.

Der deutsche Begriff "Sicherheit" verdeckt eine Welt von
Unterschieden, um die es in der Sache eigentlich geht. Die englische
Sprache unterscheidet die Unsicherheiten, die das moderne Leben
prägen, präziser durch die Verwendung getrennter Begriffe. Die
prinzipielle "Ungewissheit" der Erkenntnis, die wir zur Orientierung
im Leben brauchen, nennt sie uncertainty, die Unsicherheit der
physischen Existenz in wechselnden Situationen des Risikos
unsafety und die soziale Ungesichertheit insecurity. Das
klärt die Lage, denn diese Unsicherheiten haben einen höchst
unterschiedlichen existenziellen Status und entspringen ganz
verschiedenen Quellen. Und vor allem: Sie sind nicht gleichermaßen
Schicksal. Hängen sie miteinander zusammen? Und wie? Die Sicherheit
von Erkenntnis und Wissen als Grundlage unseres Welt- und
Selbstverständnisses ist auf dem langen Weg der Moderne über Immanuel
Kant bis zur gegenwärtigen Wissenschaftstheorie gänzlich außer
Reichweite gerückt. Alles was wir seither erwarten dürfen, sind nur
noch mehr oder weniger gut gestützte Vermutungen, aber keinerlei
absolute Gewissheiten mehr. Die Wissenschaft konnte entgegen den
Erwartungen der Aufklärung (und der frühen Sozialdemokratie) die
Religion als Gewissheitslieferant nicht beerben. Sicher ist nur noch
die bleibende Ungewissheit. Wir können sie durch private Gewissheiten
des Glaubens und praktikable Orientierungen der Lebensführung
eingrenzen, aber immer nur auf eigene Rechnung.

Mit der verbleibenden Unsicherheit müssen wir zu leben lernen: Kein
Thema für die Politik? Leider in verquerer Weise eben doch, nämlich in
der liberalistischen Fangfrage, ob nicht im Ertragen von Ungewissheit
und Unsicherheit das Wesen der Freiheit selbst bestehe, und folglich
das ganze moderne Sicherheitsstreben nur in die Irre führt,
einschließlich seiner sozialen Ansprüche. In Wahrheit jedoch besteht
eine der großen Lehren des 20. Jahrhunderts darin, dass Freiheit
Unsicherheit nur sehr begrenzt und nur in spezieller Hinsicht
verträgt. Ein Staat, der uns die Verunsicherung des Wissens durch
eigene Verfügungen nehmen wollte, löscht die Freiheit aus. Die
Alltagsrisiken für Gesundheit und Leben hingegen, die persönliche
Unsicherheit schaffen, können deutlich verringert und in ihren Folgen
zumeist gemildert, wenn auch niemals gänzlich beherrscht werden -
Bedingungen der Freiheit sind sie aber nicht, im Gegenteil. Natürlich
kann der Sozialstaat die Risiken der Ungewissheit nicht überwinden und
der Rechtsstaat die Risiken für Leib und Leben nicht ganz aus der Welt
schaffen, die Vergehen und Verbrechen bewirken. Der Rechtsstaat kann
aber, wo er gut funktioniert, die persönliche Sicherheit (safety
)wesentlich erhöhen und der Sozialstaat ist dafür da, die
existenzielle Unsicherheit (insecurity) zu beseitigen. Bei
beiden handelt es sich um elementare politische Aufgaben, deren
Erfüllung Freiheit schafft.

Damit die unvermeidlichen Unsicherheiten des Lebens und die
untilgbaren Ungewissheiten der Moderne für die Menschen erträglich
werden, müssen die beeinflussbaren persönlichen Unsicherheiten
begrenzt und die sozialen Risiken im Zaum gehalten werden. Davon
hängen der Zusammenhalt freier und demokratischer Gesellschaften und
die Wahrung eines zivilisierten, friedlichen Gesellschaftslebens ab.
Die Gewährleistung einer Lebenskultur der Zivilität verlangt von der
Politik in unserer Zeit die unbedingte Verteidigung zweier "Bollwerke"
gegen das Abgleiten der modernen Gesellschaft in diffuse
Unsicherheitsängste und frei flottierende Aggression. Denn ein
fahrlässig entfachter Naturzustand immerwährender Verunsicherung
droht, wenn die gemeinsamen Lebenswelten zerbrechen und die sozialen
Lebensrisiken reprivatisiert werden, frei nach dem libertären Motto
"Jeder für sich". Solche Verhältnisse sind für Menschen nicht lebbar.
Sie produzieren Anomie und Apathie oder Fundamentalismus und Revolte,
derweil die zahlungskräftige Créme da la Créme der Gesellschaft sich
in Parallelwelten gekaufter Teil-Sicherheiten verschanzt.

Das Bürgerrecht auf eine Grundsicherung, die die soziale Teilhabe des
Einzelnen unter allen Umständen gewährleistet, ist das eine der
genannten Bollwerke. Eine Kultur der Anerkennung, die die faire
Teilhabe aller, einschließlich der kulturellen Minderheiten an Arbeit,
Bildung und Demokratie einschließt, das andere. In verlässlichen
Sozialbeziehungen ist auch unter modernen Lebensbedingungen ein Maß an
sozialer Sicherheit möglich, das die modernen Ungewissheiten in den
letzen Fragen der Lebensorientierung handhabbar macht. Die
Unsicherheiten für die körperliche Integrität werden erträglicher, wo
sie im Wesentlichen auf die gut versorgten Wechselfälle der Gesundheit
beschränkt und für alle durch das soziale Recht auf umfassende
Heilbehandlung verringert werden. Gegen Risiken des Unglücks in den
privaten Dingen des Lebens hilft außer Lebensklugheit und dem Beistand
von Familie und Freunden vor allem auch gesellschaftliche Solidarität,
das Bewusstsein der Menschen, in der Zuwendung und Hilfsbereitschaft
vieler Mitmenschen aufgehoben zu sein. Sie schafft Sicherheit, gefühlt
und real und sollte daher zu einem Schlüsselthema im Zeitalter der
Unsicherheit werden.


Thomas Meyer ist emeritierter Professor für
Politikwissenschaften an der Universität Dortmund und Chefredakteur
der NG/FH. 2015 erschien in der edition Suhrkamp: Die
Unbelangbaren: Wie politische Journalisten mitregieren.

 * 
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Die NG/FH erscheint zehnmal im Jahr (Hefte 1+2 und 7+8 als Doppelheft)

Einzelheft: 5,50 Euro zzgl. Versand

Doppelheft: 10,80 Euro zzgl. Versand

Jahresabonnement: 50,60 Euro frei Haus
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KIND/186: Bündnis Kindergrundsicherung begrüßt SPD-Forderung nach einer Grundsicherung für Kinder (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Gemeinsame Bündnis-Pressemeldung vom 10.01.2019

Bündnis Kindergrundsicherung begrüßt SPD-Forderung nach einer
Grundsicherung für Kinder



Das Bündnis Kindergrundsicherung, ein Zusammenschluss von Sozial-,
Wohlfahrts-, Fachverbänden und Wissenschaftler*innen begrüßt die
Ankündigung der SPD-Partei- und Fraktionsvorsitzenden Andrea Nahles, dass
sich auch die SPD hinter das Konzept einer Kindergrundsicherung stellen
wolle. Das Bündnis fordert die CDU auf, sich einem solchen Konzept für die
konsequente Bekämpfung der Kinderarmut in Deutschland ebenfalls nicht
weiter zu verschließen.

"Mit der SPD steht nach Grünen und LINKE nun schon die dritte Partei im
Deutschen Bundestag hinter unserer Idee einer eigenständigen
Kindergrundsicherung. Die Tatsache, dass die SPD auf die
Kindergrundsicherung eingeht, zeigt, dass auch sie sich der Schwächen und
Halbherzigkeiten des Starke-Familien-Gesetzes bewusst ist. Wir erwarten,
dass die SPD dieses Konzept nun in die Koalition einbringt und sich auch
die CDU konstruktiv damit auseinandersetzt.", erklärt Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands und neuer Sprecher
des Bündnisses Kindergrundsicherung.

"Die Bekämpfung von Kinderarmut kann nicht mehr warten, denn aus armen
Kindern werden viel zu oft arme Jugendliche, dann arme Erwachsene und im
Alter arme Rentner. Diesen Kreislauf müssen wir endlich durchbrechen", so
Heinz Hilgers, Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes. Aktuell leben
rund drei Millionen Kinder und Jugendliche in Armut - umgerechnet jedes 5.
Kind. "Wenn man die verdeckte Armut hinzurechnet, kommen wir sogar auf 4,4
Millionen arme Kinder, das ist bereits jedes dritte Kind. Deshalb reichen
kleine Änderungen beim Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepakt
nicht mehr aus. Wir brauchen dringend eine mutige, grundlegende Reform", so
Hilgers.

Das Bündnis fordert eine Kindergrundsicherung in Höhe des jeweils aktuellen
Existenzminimums, derzeit 620 Euro, die mit steigendem Haushaltseinkommen
sozial gerecht abgeschmolzen wird.

Diese Kriterien sind für das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG unverzichtbar:

• Existenzminimum für alle Kinder sichern - das Nebeneinander
unterschiedlich hoher kindlicher Existenzminima im Sozialrecht oder
Steuerrecht muss beendet werden. Jedes Kind muss dem Staat gleich viel wert
sein. Die neue Leistung sollte an ein realistisch berechnetes kindliches
Existenzminimum gekoppelt sein, das neben dem sächlichen Bedarf auch
Bildung und Teilhabe umfasst. Im Gegenzug schlägt das Bündnis vor, dass
Kinderfreibeträge, Kindergeld, Sozialgeld und weitere pauschal bemessene
Transfers in der neuen Leistung aufgehen.

• Sozial gerecht ausgestalten - die am stärksten von Armut betroffenen
Gruppen müssen deutlich besser gestellt werden, etwa Alleinerziehende oder
Familien mit mehreren Kindern. Die Kinder- und Familienförderung muss daher
vom Kopf auf die Füße gestellt werden. Starke Schultern können mehr tragen
als Schwache, daher sinkt die Kindergrundsicherung mit steigendem Einkommen
langsam ab. Wichtig ist dabei: Alle Familien profitieren, allerdings steigt
der Förderbetrag für Kinder am unteren Einkommensrand deutlich an.

• Unbürokratisch und direkt auszahlen - die Kindergrundsicherung muss
einfach, unbürokratisch und automatisch ausgezahlt werden, damit sie auch
tatsächlich ankommt. Schnittstellen zwischen Leistungen müssen gut
aufeinander abgestimmt sein. Nicht-Inanspruchnahmen wie aktuell beim
Kinderzuschlag von ca. 60-70 Prozent sind nicht hinnehmbar. Damit verbaut
man Kindern die Chance auf einen guten Start ins Leben. Das Existenzminimum
muss für jedes Kind gesichert sein.

Das Bündnis KINDERGRUNDSICHERUNG existiert seit 2009. Ihm gehören vierzehn
Verbände und dreizehn Wissenschaftler*innen an.


Mehr Informationen unter:

www.kinderarmut-hat-folgen.de

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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GEWERKSCHAFT/1766: ver.di fordert mehr Wertschätzung für den Dienstleistungssektor (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Januar 2019

ver.di fordert mehr Wertschätzung für den Dienstleistungssektor und
ein stärkeres Forschungsengagement von Bundesregierung und
Wissenschaft

Bsirske: Markt bringt von alleine keine Dienstleistungen für das
Gemeinwohl hervor



Ohne Dienstleistungen funktioniert nichts: Es kommt kein Wasser aus
der Leitung, kein Patient wird ordentlich versorgt, Busse und Bahnen
werden nicht befördert. Und trotzdem wird der Dienstleistungsbereich
oft weniger wertgeschätzt als die Industrie. "Dabei würde unser
sozialer Zusammenhalt ohne die vielen Dienstleistungen
auseinanderbrechen", sagte der Vorsitzende der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) Frank Bsirske am Mittag (am
Donnerstag, den 10. Januar 2019) bei der Eröffnung der
ver.di-Dienstleistungstagung in Berlin. Mehr als 120
Dienstleistungsexperten aus Gewerkschaften, Politik, Unternehmen und
Wissenschaft wollen in zahlreichen Foren über die Zukunft des
Dienstleistungssektors diskutieren. Prominenter Gast ist
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek.

Bsirske warnte eindringlich davor, den Weg der letzten Jahre weiter
fortzusetzen. "Wenn wir den Pfad der Kostensenkungen unter dem Motto
"privat vor Staat" fortsetzen, gefährden wir nicht nur die Substanz
vieler Dienstleistungen, sondern auch den gesellschaftlichen
Zusammenhalt", so der Gewerkschaftsvorsitzende. Das rasende Tempo der
Digitalisierung, der kulturelle Wandel und eine vielfältiger werdende
Gesellschaft verlangten eher nach Wegen, die die Gesellschaft
mitdenkt und einbezieht.

Bsirske appelierte, die technologischen Entwicklungen zu nutzen, "um
qualitativ hochwertige, für alle zugängliche und verlässliche
Dienstleistungen mit Guter Arbeit zu schaffen." Dafür bräuchte es
allerdings wieder mehr öffentliche Verantwortung. "Denn so wenig wie
der Markt von alleine Dienstleistungen für das Gemeinwohl
hervorbringt, so wenig führt er automatisch zu technologischen und
sozialen Innovationen für gute Dienstleistungen und Gute Arbeit", so
Bsirske.

Benötigt würde eine aktive Dienstleistungspolitik, die Ordnung auf
dem Arbeitsmarkt mit einem handlungsfähigen Staat zusammendenke, die
attraktive Arbeitsbedingungen und Angebote öffentlicher
Daseinsvorsorge vorantreibe und eine Forschungs- und
Innovationspolitik, die gerade in digitalen Umbruchzeiten "mehr
Verantwortung für den in der Forschung bislang absolut
vernachlässigten Dienstleistungsbereich übernimmt", so Bsirske
weiter.

Die Tagung, die gemeinsam mit der Hans-Böckler-Stiftung ausgerichtet
wird, findet heute und morgen (10. und 11. Januar 2019) in Berlin
statt und wird per Livestream ab 14 Uhr im Internet übertragen:

https://www.verdi.de/++co++9251e05e-1352-11e9-aea2-525400b665de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1765: Warnstreiks des Flughafen-Sicherheitspersonals - deutliches Signal an die Arbeitgeberseite (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Januar 2019

Warnstreiks des Sicherheitspersonals an den Flughäfen Düsseldorf,
Köln-Bonn und Stuttgart: Erneutes deutliches Signal an die
Arbeitgeberseite



Berlin - Am heutigen Donnerstag, dem 10. Januar 2019, sind auf den
Flughäfen Düsseldorf, Köln-Bonn und Stuttgart bereits in den Morgenstunden
insgesamt rund 1.000 Beschäftigte privater Sicherheitsunternehmen in
den Warnstreik getreten. Zu den Aktionen, die den ganzen Tag andauern
werden, hatte die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
aufgerufen. Durch den Warnstreik kommt es auf allen drei Flughäfen zu
einem sehr stark eingeschränkten Flugverkehr. Aufgrund der
vorzeitigen Streikankündigungen konnten sich offensichtlich viele
Fluggäste auf die schwierige Situation einrichten.

Die Warnstreiks stehen im Zusammenhang mit bislang vier erfolglosen
bundesweiten Tarifverhandlungen zwischen dem Bundesverband der
Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) und ver.di. Bereits am vergangenen
Montag hatte es ein erstes Warnsignal an die Arbeitgeber durch die
Aktionen auf den Berliner Flughäfen gegeben. Da auch darauf keine
Reaktion der Arbeitgeber erfolgte und ein verbessertes Angebot
weiterhin ausblieb, wurden die Aktionen mit den heutigen Streiks
ausgeweitet. Wenn es weiterhin kein verbessertes Angebot gibt, sind
weitere Warnstreiks bis zum nächsten Verhandlungstermin am 23. Januar
nicht auszuschließen.

"Die Arbeitgeber sollten sich darauf besinnen, ein
verhandlungsfähiges und faires Angebot, das es bislang leider nicht
gibt, vorzulegen. Ihnen sollte durch die eindrucksvollen Warnstreiks
klar sein, dass die Beschäftigten bereit und in der Lage sind, für
ihre Forderungen einzutreten", so Benjamin Roscher,
ver.di-Verhandlungsführer.

Der BDLS erhöhte in der letzten Verhandlungsrunde am 20./21. Dezember
2018 sein Angebot für eine Entgelterhöhung von 1,8 auf 2,0 Prozent
pro Jahr bei einer zweijährigen Vertragslaufzeit. Die Lohnanpassung
für ostdeutsche Bundesländer soll erst nach fünf Jahren beendet sein.
Die Gewerkschaft fordert eine Erhöhung des Stundenlohns im Bereich
der Passagier-, Fracht-, Personal- und Warenkontrolle auf 20 Euro.
Bislang erhält ein Beschäftigter, der in Berlin-Tegel oder
Berlin-Schönefeld in der Passagierkontrolle tätig ist, nach dem
regionalen Tarifvertrag 17,12 Euro pro Stunde (brutto). Das bislang
vorliegende Angebot der Arbeitgeber beläuft sich auf eine Erhöhung
von rund 40 Cent. "Auf dieser Grundlage ist ein Tarifkompromiss nicht
möglich", so der ver.di-Verhandlungsführer.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/563: Bundesnetzagentur zieht Millionen unsichere Produkte aus dem Verkehr (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 09.01.2019

Bundesnetzagentur zieht Millionen unsichere Produkte aus dem
Verkehr

Präsident Homann: "Erheblicher Anstieg von unsicheren Elektrogeräten
im Online-Handel"



Im Jahr 2018 hat die Bundesnetzagentur den Verkauf von über 10
Millionen Produkten im Online-Handel verboten. Diese Geräte können
Funkstörungen bzw. elektromagnetische Unverträglichkeiten verursachen
und dürfen in der EU nicht vertrieben werden.


"Die rasant steigenden Zahlen zeigen, wie wichtig unsere
Überwachung des Online-Handels ist. Nur so können wir die
Verbraucherinnen und Verbraucher wirksam schützen", sagt Jochen
Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Immer mehr unsichere
Produkte aus Fernost gelangen über das Internet auf den deutschen
Markt. Wenn der Preis sehr niedrig ist, sollten Verbraucher zweimal
hinschauen."

Weitere 1,63 Millionen Produkte hat die Behörde 2018 mit
Vertriebsverboten oder Korrekturmaßnahmen bei Herstellern und Händlern
in Deutschland belegt.

Internethandel: Bluetooth-Lautsprecher und Smartwatches

Die Ermittlungen der Bundesnetzagentur richteten sich im Jahr 2018
besonders auf einzelne Händler, die hohe Stückzahlen im Internet
anboten. Die Überprüfung findet vermehrt auch im Wege anonymer
Testkäufe statt. Die festgestellten Mängel reichen von fehlenden
Kennzeichnungen und Produktinformationen bis hin zu unzulässigen
Frequenznutzungen oder zu hohen Sendeleistungen.

Unter den insgesamt 10,21 Millionen Geräten befanden sich 4,14
Millionen Bluetooth-Lautsprecher, 2,42 Millionen Smartwatches sowie
508.200 Mobilfunkgeräte und knapp 123.000 ferngesteuerte Drohnen.

Ein weiterer Schwerpunkt lag mit über 2,5 Millionen Stück bei
drahtlosen Kopfhörern, die Störungen in sicherheitsrelevanten
Frequenzbereichen wie z.B. des Polizeifunks oder des
Rettungsdienstfunks verursachen können.

"Verbraucher sollten mindestens darauf achten, dass die Produkte über
eine deutschsprachige Bedienungsanleitung verfügen und eine
CE-Kennzeichnung haben", rät Homann.

Zusammenarbeit mit dem Zoll

Verbraucher bestellen immer mehr Produkte online direkt aus
Drittstaaten. Daher arbeitet die Bundesnetzagentur intensiv mit dem
Zoll zusammen.

Im Jahr 2018 hat der Zoll 17.000 verdächtige Warensendungen an die
Bundesnetzagentur gemeldet. Insgesamt umfassten diese Meldungen
240.000 Produkte. In mehr als 87 Prozent der Fälle erfolgte keine
Freigabe der Produkte für den deutschen Markt.

Marktüberwachung im deutschen Einzelhandel

Die von der Bundesnetzagentur geprüfte Anzahl von Gerätetypen im
deutschen Einzelhandel belief sich im Jahr 2018 auf über 4.600. Die
Behörde hat insgesamt 112 Vertriebsverbote und 713
Festsetzungsschreiben zur Behebung formaler Mängel für nicht konforme
Produkte erlassen. Es waren rund 1,63 Millionen Produkte betroffen.


Weitere Informationen sowie detaillierte Statistiken der
Bundesnetzagentur zur Marktüberwachung 2018 sind in Kürze unter
 www.bundesnetzagentur.de/marktueberwachung zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.01.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/1550: Scheuer - Ein Propaganda-Cent pro Fußgänger, ansonsten kein Plan (FUSS e.V.)


FUSS e.V. - Fachverband Fußverkehr Deutschland

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Scheuer: Ein Propaganda-Cent pro Fußgänger, ansonsten kein Plan



Ein Cent pro Jahr und Fußgänger - das ist der Betrag, den
Bundesverkehrsminister Scheuer Deutschlands wichtigstes Stadtverkehrsmittel
wert ist. In der Antwort auf eine 28 Punkte umfassende Anfrage des grünen
Abgeordneten Stefan Gelbhaar ist dies die einzige Geldsumme, die die
Regierung für den Fußverkehr nennt. Investiert werden soll sie in "eine
bundesweite Kampagne zum Schutz von älteren Menschen", in deren Rahmen
motorisierte Fahrerinnen und Fahrer für die Schutzbedürftigkeit
insbesondere älterer Fußgänger/innen sensibilisiert werden... Dafür werden
Haushaltsmittel in Höhe von 800 000 Euro eingesetzt." Das
Bundesverkehrsministerium hat 2019 einen Etat von 29,3 Milliarden Euro. Der
genannte Betrag ist 0,0027 Prozent davon.

Für FUSS e.v. resümiert Sprecher Roland Stimpel: "Die Antwort auf die
Anfrage zeigt Minister Scheuers komplette Ignoranz gegenüber der größten
Gruppe der Verkehrsteilnehmer. Seine Politik ist fußlahm, dabei müsste er
es besser wissen." Erst im November 2018 hatte das
Bundesverkehrsministerium die Ergebnisse der eigenen Groß-Erhebung
"Mobilität in Deutschland" bekannt gegeben. Danach werden mehr als 20
Prozent aller Wege in Deutschland komplett zu Fuß zurückgelegt, in Berlin
und Hamburg sogar 27 Prozent - mehr als mit allen anderen Verkehrsmitteln.

Stimpel: "Das umweltschonendste, flächengünstigste und in Städten
meistgenutzte Verkehrsmittel braucht dringend bessere Wege und mehr
Sicherheit. Den Rahmen dafür kann und muss der Bund setzen. Aber die
Antwort zeigt, dass Verkehrsminister Scheuer kein Geld, keine Pläne und
keine Leute dafür einsetzen will."

Denn auch die übrigen Antworten sind weitgehend inhaltsleer. Auf eine Frage
nach geplanten Maßnahmen antwortet die Regierung: "Die Bundesregierung
arbeitet seit Langem erfolgreich daran, die Sicherheit und Attraktivität
des Fußgängerverkehrs weiter zu erhöhen" - kann aber nichts nennen, was sie
dazu getan hat und noch tun will.

Auf die Frage nach den Stellen für Fußverkehr im Ministerium heißt die
komplette Antwort: "Im BMVI wird das Thema 'Fußverkehrspolitik' in den
jeweils fachlich zuständigen Referaten der Abteilungen 'Straßenbau' und
'Straßenverkehr' sowie der Stabsstelle Radverkehr,
Straßenverkehrssicherheit bearbeitet." Und auf die Frage nach
Forschungsprojekten für den Fußverkehr bekundet Scheuer nur: "Die
Bundesregierung beabsichtigt, zukünftig Forschungsprojekte zu betreiben.
Einzelheiten stehen noch nicht fest."

Das einzige derzeit im Verkehrsministerium bearbeitete Projekt mit
Gehweg-Bezug kam in der Bundestags-Anfrage nicht vor: die
Elektro-Kleinstfahrzeugverordnung. Hier will aber Scheuer nicht Fußgänger
schützen, sondern droht sie durch die Zulassung von bis zu 12
Stundenkilometer schnellen Motorfahrzeugen auf Gehwegen einer neuen Gefahr
auszusetzen. FUSS e.V. fordert: "Der Verkehrsminister muss dringend gehen -
auf dem Fußweg, um sich selbst für die wichtigste Verkehrsart zu
qualifizieren."




Parlamentarische Anfrage und Antworten unter:

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/065/1906561.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

FUSS e.V., Fachverband Fußverkehr Deutschland

Exerzierstr. 20, 13357 Berlin

Telefon: 030/ 492 74 73, Fax 030/ 492 79 72

E-Mail: info@fuss-ev.de

Internet: http://www.fuss-ev.de
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MELDUNG/590: Landgericht Dortmund weist Klage von Pakistanern gegen KiK ab (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 10. Januar 2019

Landgericht Dortmund weist Klage von Pakistanern gegen KiK ab

KiK flüchtet sich in Verjährung -
und entzieht sich seiner Verantwortung für Fabrikbrand



Dortmund, 10. Januar 2019 - Keine Chance auf Gerechtigkeit? Das Landgericht
Dortmund wird die Sachfragen zum Fabrikbrand bei einem pakistanischen
Zulieferer des deutschen Textilunternehmens KiK im September 2012 nicht
verhandeln. Das Gericht wies die Klage von vier pakistanischen Betroffenen,
die die Mitverantwortung von KiK für den mangelnden Brandschutz in der
Fabrik klären sollte, wegen Verjährung ab. KiK hatte vor der Klage einem
Verjährungsverzicht zugestimmt, sich aber etwa zwei Jahre nach Einreichung
der Klage auf den Standpunkt gestellt, der Verzicht sei unwirksam. Ohne
diesen Einwand von KiK wären die Sachfragen geklärt worden. Die Klage - vom
European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) angestoßen und
von medico international unterstützt - war die erste dieser Art in
Deutschland. Das Verfahren sollte klar machen: Transnationale Unternehmen
sind auch für die Arbeitsbedingungen in ihren Tochter- und
Zulieferbetrieben im Ausland verantwortlich.

"Als Hauptkunde der Fabrik war KiK nicht bloßer Abnehmer, sondern der Boss
und damit mitverantwortlich für den mangelnden Brandschutz", sagte
Rechtsanwalt Remo Klinger, der die Pakistaner vor Gericht vertrat. "KiK hat
sich in die Verjährung geflüchtet und damit verhindert, dass das Gericht
die Sachfragen sowie wichtige Fragen der Haftungspflicht deutscher
Unternehmen klärt." Ob die Kläger in Berufung gehen, wollen sie nach
Auswertung der schriftlichen Urteilsbegründung entscheiden.

Klägerin Saeeda Khatoon, deren Sohn bei dem Fabrikbrand starb, sagte: "KiK
hat sich der rechtlichen Verantwortung für den Tod von 258 Menschen
entzogen. Aber immerhin hat sich ein Gericht in Deutschland dem Fall
beschäftigt." Deswegen sei das Verfahren wichtig gewesen - unabhängig von
dem Urteil. Gemeinsam mit der Ali Enterprises Factory Fire Affectees
Association (AEFFAA), der Organisation der Betroffenen, will sie weiter für
menschenwürdige Arbeitsbedingungen in den Lieferketten der globalen
Textilindustrie kämpfen.

Miriam Saage-Maaß vom ECCHR betonte die grundlegende Bedeutung des
Verfahrens: "Deutsche Unternehmen aller Branchen haben die Klage gegen KiK
genau verfolgt. Rechtsexperten in Deutschland, Großbritannien und der
Schweiz griffen die Argumentation auf. Allen ist klar: Das aktuelle Recht
wird der globalisierten Wirtschaft nicht gerecht."

Thomas Seibert von medico international ergänzte: "Um die Menschen- und
Arbeitsrechte durchzusetzen, reichen freiwillige Selbstverpflichtungen von
Unternehmen nicht. Die Politik muss Gesetze für eine echte
Unternehmenshaftung schaffen."

Mehr zum KiK-Fall unter ecchr/kik/pakistan

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)
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SCHACH-SPHINX/06803: Glücksfee schaute weg (SB)


Häufiger noch als bei Wettkämpfen unter Männern kommt es bei
Frauenturnieren zu Siegen von krassen Außenseitern. Ein Umstand, der
sicherlich nicht groß verwundert. Nach wie vor behandeln die Verbände
schachspielende Mädchen und Frauen mit einer stiefmütterlichen
Geringschätzigkeit. So sind Frauen in der Regel auf sich allein
gestellt, wenn sie den Turnierweg beschreiten. Da kommt es gar nicht
selten vor, daß namenlose Spielerinnen im Schatten der Verbände
gedeihen und dann "plötzlich" Turniere gewinnen. Außenseiter waren sie
also durchaus, aber nicht auf Grund ihrer Spielstärke. Beim
Frauenturnier in Piotrkow 1983 beispielsweise überraschte die junge
Polin Jagodzinska das gesamte Favoritenfeld, als sie nach ihrer
Niederlage in der ersten Runde Punkt um Punkt gewann und damit die
Prominenz kalt abhängte. Ihr Spiel war ideenreich, nicht immer
treffsicher und genau, aber ihr Mut machte wett, was ihr an Erfahrung
fehlte. Und hier und da half ihr Frau Fortuna weiter wie im heutigen
Rätsel der Sphinx, als sie in schlechterer Stellung zum Notopfer
1...Td8xd5 griff und nach der fehlerhaften Antwort 2.Sf5-e7+?? mit
2...Df8xe7! 3.Df6xe7 Td5xd3 gewann. Nun, Wanderer, wie hätte Weiß
leicht gewinnen können, wenn die Glücksfee nicht weggeschaut hätte?






[image: SCHACH-SPHINX/06803: Glücksfee schaute weg (SB)]



Keller - Jagodzinska

Piotrkow 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein hübscher Einfall war 1...Ld7-b5, aber hübsch wurde er auch
widerlegt: 2.Lb4xc5! Lb5xc4 3.Lc5xd6 - auf die Gabel genommen -
3...Lc4xf1 4.Kg1xf1 und Schwarz gab das hoffnungslose Endspiel auf.
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MELDUNG/513: Wie Wörter ein Gefühl bekommen - Göttinger Psychologinnen analysieren Verknüpfung im Gehirn (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 09.01.2019

Wie Wörter ein Gefühl bekommen: 

Göttinger Psychologinnen analysieren Verknüpfung im Gehirn



Viele Gegenstände und Menschen im Alltag haben eine emotionale Bedeutung.
Ein Paar Wollsocken zum Beispiel hat eine emotionale Wertigkeit, wenn es
das letzte ist, was die Großmutter vor ihrem Tod gestrickt hat. Das
gleiche gilt für Wörter. Der Name eines Fremden hat zunächst keinen
emotionalen Wert, entwickelt sich aber eine Liebesbeziehung, wird der
gleiche Name plötzlich positiv besetzt. Forscherinnen der Universität
Göttingen haben untersucht, wie das Gehirn solche Reize, die positiv oder
negativ besetzt sind, verarbeitet. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift Neuropsychologia erschienen.

Die Wissenschaftlerinnen aus dem Georg-Elias-Müller-Institut für
Psychologie der Universität Göttingen analysierten, wie Menschen neutrale
Zeichen, Wörter und Gesichter mit emotionalen Wertigkeiten, auch Valenzen
genannt, verbinden. Solche Verbindungen lernen Probandinnen und Probanden
innerhalb weniger Stunden über systematische Belohnungen und Verluste.
Beispielsweise erhalten sie immer dann Geld, wenn sie ein bestimmtes
neutrales Wort sehen, sodass dieses Wort eine positive Assoziation erhält.
Alternativ verlieren sie immer dann Geld, wenn sie ein anderes Wort sehen,
was zu einer negativen Assoziation führt. Die Studien zeigen, dass
Menschen positive Assoziationen deutlich schneller lernen als neutrale
oder negative Assoziationen. Etwas Positives wird also besonders schnell
mit dem Gesicht einer Person oder einem Wort verknüpft.

Mittels Elektroenzephalographie (EEG) untersuchten die Forscherinnen
zudem, wie das Gehirn die verschiedenen Reize verarbeitet. Ob ein Bild
oder Wort positiv oder negativ ist, stellt das Gehirn meistens nach etwa
200 bis 300 Millisekunden fest. "Wörter, die mit Verlust assoziiert
wurden, rufen bereits nach 100 Millisekunden spezifische neuronale
Reaktionen im visuellen Kortex hervor", sagt Dr. Louisa Kulke, Erstautorin
der Studie. "Das Gehirn unterscheidet also blitzschnell, was für eine neu
erlernte Bedeutung das Wort für uns hat, besonders wenn diese Bedeutung
negativ ist."

Dabei scheint es auch eine Rolle zu spielen, ob das Wort dem Probanden
vorher bereits bekannt ist (wie "Stuhl" oder "Baum") oder ob es ein frei
erfundenes Wort ist, das in der Sprache gar nicht existiert (wie "napo"
oder "foti"). Somit scheint auch die bestehende semantische Bedeutung
eines Worts eine Rolle dabei zu spielen, was wir mit diesem Wort
assoziieren.


Originalpublikationen:

Kulke et al. Differential effects of learned associations with words and
pseudowords on event-related brain potentials. Neuropsychologia (2018).
Doi: https://doi.org/10.1016/j.neuropsychologia.2018.12.012 

Hammerschmidt, W. et al. Implicit reward associations impact face
processing: Time- resolved evidence from event-related brain potentials and
pupil dilations. NeuroImage (2018). Doi:
https://doi.org/10.1016/j.neuroimage.2018.06.055




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 09.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/905: Wiesbaden - Sabine Fischmann, Alles muss raus, Theater im Pariser Hof 25.01.2019


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Sabine Fischmann - Alles muss raus

Datum: 25. Januar 2019

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Tickets: 19 / erm. 14 Euro



WIESBADEN PREMIERE

Sabine Fischmann, die Frau, die laut Frankfurter Rundschau alles kann
außer langweilen und Ali Neander, Gitarrist der Rodgau Monotones haben
all ihre Kompetenzen zusammen gebracht. Herausgekommen ist ein
Programm mit eigenen Chansons, die neben pointierter Sprache auch
Elementen aus Klassik, Jazz und Pop Musik enthalten.

Virtuos, witzig, melancholisch und natürlich verschränkt mit jeder
Menge szenischen Elementen.
Positive Energie garantiert!

Über Ali (Albrecht) Neander:

Ali Neander (Ehemann von Sabine Fischmann), Gitarrist und
Gründungsmitglied der Rodgau Monotones, spielte und spielt bei:
Glashaus, Sabrina Setlur, Moses Pelham, Edo Zanki, Xavier Naidoo, Henni
Nachtsheim, dem Rilke Projekt, Neues Frankfurter Schulorchester, Fifty
Fingers, Sabine Fischmann usw. Er arbeitet als Studiogitarrist und
Produzent u.a. für Kevin Coyne, Henni Nachtsheim, Remixe für 3p sowie für
Film-, Fernseh- und Werbemusiken.

Über Sabine Fischmann:

Bereits mit fünf Jahren erhielt sie ihren ersten Klavier- und
Ballettunterricht. Während ihrer Schulzeit war Sabine Fischmann
mehrfach erste Preisträgerin bei Jugend musiziert. 1994 erwarb sie in
Erlangen das Abitur, anschließend studierte sie Klavier und Kammermusik bei
Joachim Volkmann, Antonio Meneses und Rainer Hoffmann.

Es schloss sich das für sie geschaffene Aufbaustudium Chansongesang bei
Maria Mucke und Berthold Possemeyer an. Im Juli 2002 beendete sie ihr
Studium mit einem ersten eigenen Chanson-Programm: Chanson d'amour -
ein Abend über die Liebe und andere Grausamkeiten.

Ihre erste Anstellung erhielt Sabine Fischmann als Korrepetitorin und
musikalische Leiterin am Schauspiel Frankfurt (1994-1997). Daneben war
sie Pianistin bei Anton Le Goff und Ulrike Neradt. Wiederholt wirkte sie
bei SWR- und HR-Fernsehproduktionen mit. Auch für verschiedene Festivals
für klassische und zeitgenössische Musik, u. a. die Salzburger
Festspiele, die Burgfestspiele in Bad Vilbel und das Rheingau Musik
Festival, wurde sie engagiert.

Neben vielen weiteren Projekten ist Sabine Fischmann mit Ihren Stücken
seit Langem freundschaftlich dem Theater im Pariser Hof eng verbunden und
Sie dürfen sich bereits in 2020 auf ein neues Format von Ihr bei uns
freuen!

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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VERBAND/007: Online-Bestellungen lassen Müllmengen aus Pappkartons rasant steigen (VKU)


Verband kommunaler Unternehmen - 9. Januar 2019

Wachsende Online-Bestellungen lassen Müllmengen aus Pappkartons
rasant steigen: VKU fordert von Versandhändlern angemessene
Kostenbeteiligung für Altpapiersammlung



Berlin, 09.01.2019. Das Internet verändert sowohl den Einzelhandel als
auch die Medienlandschaft grundlegend. Immer weniger Menschen lesen
gedruckte Zeitungen und Zeitschriften, immer mehr Menschen bestellen
ihre Waren im Internet und die werden meist in Pappkartons geliefert.
Die Konsequenzen davon bekommen auch die Papierentsorger zu spüren,
denn die Zusammensetzung der Altpapiermengen in den Papiertonnen hat
sich in den vergangenen Jahren grundlegend geändert.

Oft landen die Pappkartons - so wie sie sind - in der Papiertonne,
ohne zerrissen oder zusammengefaltet zu werden. Die Folge: Die
Papiertonne ist schneller voll, obwohl weniger Mengen eingefüllt sind -
 mehr Volumen, weniger Gewicht. Eine vom Verband kommunaler
Unternehmen (VKU) in Auftrag gegebene Studie des INFA-Instituts hat
nun ergeben, dass der volumenbezogene Verpackungsanteil in der Tonne
zwischen 64 und 70 Prozent beträgt. Bisher ist man jedoch von 15 bis
20 Prozent Verpackungsanteil ausgegangen. Dies ist auch die Basis für
die Kostenabrechnung. Dazu VKU-Vizepräsident Patrick Hasenkamp: "Das
wirkt sich auf die Müllgebühren aus, die die Bürger zahlen müssen. Sie
zahlen derzeit doppelt für die Entsorgung von Verpackungen aus Papier
und Pappe. Das kann nicht sein."

Um zu verstehen warum, muss man wissen, wie die Hausmüllentsorgung in
Deutschland organisiert ist: Während die Kommunen für die Entsorgung
von Zeitungen, Zeitschriften und Druckpapieren zuständig sind, sind
die so genannten dualen Systeme für die Entsorgung von Verpackungen,
also die Kartonagen, zuständig. Für die Entsorgung der Verpackungen
zahlen die Kunden bereits mit dem Kauf der Produkte. Die Hersteller
geben diesen Betrag weiter an die dualen Systeme, die die Entsorgung
der Verpackungen organisieren. Hasenkamp: "Die Kosten für die
Papierentsorgung teilen sich Kommunen und duale Systeme. Bisher zahlen
die dualen Systembetreiber im Durchschnitt nur 15 bis 20 Prozent -
viel zu wenig also in Anbetracht des enorm gestiegenen
Verpackungsanteils."

Hasenkamp: "Aktuell lastet ein zu hoher Anteil der Sammelkosten für
Kartonagen auf den Gebührenzahlern, obwohl sie für deren Entsorgung
bereits beim Kauf bezahlt haben. Dem müssen sich die Systeme stellen:
Sie müssen Wege finden, die Versandhändler in angemessener Höhe an den
Kosten für die Altpapiersammlung zu beteiligen. Das wäre auch
ökologisch vorteilhaft: Der finanzielle Druck könnte für
Versandhändler Anreize schaffen, über Alternativen zu dieser
exzessiven Verpackungsflut nachzudenken."

Der VKU stellt aktuell seinen Mitgliedern die Ergebnisse des
INFA-Gutachtens zur Verfügung, verbunden mit dem Appell, die neu
ermittelten Verpackungsanteile künftig der Abrechnung der Sammelkosten
gegenüber den Systemen zugrunde zu legen. Die Verhandlungen hierüber
zwischen den Kommunen und den Systemen in den rund 800
Entsorgungsgebieten in Deutschland werden in Kürze beginnen.

Hintergrund zur Hausmüllentsorgung in Deutschland


	Die Abfallwirtschaft ist in Deutschland zum Teil in kommunaler, zum Teil in privater Organisationsverantwortung. Für die Verpackungen sind die dualen Systeme zuständig. Sie organisieren die Entsorgungen von Leichtverpackungen, Glas und Papierverpackungen.

	Für die Entsorgung der Verpackungen zahlen die Verbraucher an der Ladentheke - oder eben mit der Kreditkarte im Internet: Auf jedes verpackte Produkt (zum Beispiel einen Joghurtbecher) wird ein Lizenzentgelt aufgeschlagen, das die Inverkehrbringer an die dualen Systeme zu zahlen haben.

	Im Durchschnitt zahlt jeder Verbraucher circa 13 Euro im Jahr für die Verpackungsentsorgung, wobei diese Kosten durch die gestiegenen Recyclinganforderungen des Verpackungsgesetzes und die hohen Systemkosten vermutlich deutlich steigen werden.





Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) vertritt rund 1.460
kommunalwirtschaftliche Unternehmen in den Bereichen Energie,
Wasser/Abwasser, Abfallwirtschaft sowie Telekommunikation. Mit mehr
als 260.000 Beschäftigten wurden 2016 Umsatzerlöse von knapp 114
Milliarden Euro erwirtschaftet und rund 10 Milliarden Euro investiert.
Die VKU-Mitgliedsunternehmen haben im Endkundensegment große
Marktanteile in zentralen Versorgungsbereichen (Strom 60 Prozent,
Erdgas 65 Prozent, Trinkwasser 88 Prozent, Wärmeversorgung 72 Prozent,
Abwasserentsorgung 43 Prozent). Sie entsorgen jeden Tag 31.500 Tonnen
Abfall und tragen entscheidend dazu bei, dass Deutschland mit 66
Prozent die höchste Recyclingquote in der Europäischen Union hat. Die
kommunalen Unternehmen versorgen zudem mehr als sechs Millionen Kunden
mit Breitbandinfrastrukturen. Sie investieren in den kommenden Jahren
mehr als eine Milliarde Euro in digitale Infrastrukturen von Glasfaser
bis Long Range Wide Area Networks (LoRaWAN) in den Kommunen und legen
damit die Grundlagen für die Gigabitgesellschaft.

 * 

Quelle:

Verband kommunaler Unternehmen - Pressemitteilung, 09.01.2019

VKU-Abteilung Kommunikation und Public Affairs

VKU-Hauptgeschäftsstelle Berlin

E-Mail: info[at]vku.de

Internet: www.vku.de
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MELDUNG/360: Rote Laterne für Niedersachsen beim Ökolandbau (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 9. Januar 2019

Rote Laterne für Niedersachsen beim Ökolandbau 

Neuer Agrar-Atlas zeigt Schwächen der Agrarpolitik in Niedersachsen
auf



Der BUND und die Heinrich-Böll-Stiftung haben heute in Berlin den
Agrar-Atlas 2019 vorgestellt. Er enthält umfangreiche Daten und Fakten
zur EU-Landwirtschaft und analysiert die Auswirkungen der Agrarpolitik
auf ländliche Räume, Klimaschutz, Biodiversität, Höfesterben,
Ökolandbau und Tierhaltung - auch in Niedersachsen.




[image: Verlorene Höfe: Rückgang landwirtschaftlicher Betriebe nach Bundesländern - Grafik: © Agrar-Atlas 2019]

Grafik: © Agrar-Atlas 2019



"Die Ursachen für Insektensterben und belastete Gewässer sind erkannt,
nun müssen Gegenmaßnahmen erfolgen", fordert BUND-Agrarexperte Tilman
Uhlenhaut. Doch besonders Niedersachsen ist von einer Agrarwende und
dem Ziel der Bundesregierung von 20% Ökolandbau im Jahr 2028 noch weit
entfernt. "Der Agrar-Atlas weist Niedersachsen mit nur 3,9% an
ökologisch bewirtschafteten Flächen abermals als bundesweites
Schlusslicht aus. Die Landesregierung muss ihre Bemühungen erheblich
steigern und den ökologischen Landbau stärker vorantreiben", so
Uhlenhaut.




[image: Meist im Stall, selten draußen: unsichtbare Tierhaltung in Deutschland - Zentren der Nutztierhaltung, 2014 (Rinder, Schweine), 2016 (Hühner) - Grafik: © Agrar-Atlas 2019]
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Der Agrar-Atlas 2019 zeigt Schwächen der Gemeinsamen Agrarpolitik auf.
Hier fordert der BUND eine deutliche Neuausrichtung: Bisher erfolgt
der Großteil der Zahlungen an die Landwirte, ohne dass dafür
besonders hohe Anforderungen in den Bereichen Natur-, Umwelt- und
Tierschutz eingefordert werden. "Das muss sich in der neuen
Förderperiode ändern, in dem die Gelder zur Finanzierung von
Leistungen für das Gemeinwohl verwendet werden, beispielsweise zur
Anlage von Gewässerrand- und Blühstreifen, Hecken und Brachen", sagt
Uhlenhaut. Zudem kommen 80% der EU-Agrarförderung nur bei 20% der
größten Betriebe an. "Die Folgen dieser einseitigen Agrarpolitik
werden auf dem Rücken kleiner und mittlerer Höfe ausgetragen - über
4.700 Betriebe in Niedersachsen haben in den vergangenen 8 Jahren
aufgegeben. Das widerspricht vollends dem Ziel Niedersachsens,
landwirtschaftliche Betriebe zu stärken", so der Agrarexperte.




[image: Mehr oder weniger zu wenig: Größe und Bedeutung der Ökolandbau- und Umstellungsflächen nach Bundesländern, 2017/18 - Grafik: © Agrar-Atlas 2019]
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Niedersachsen bleibt laut Agrar-Atlas weiterhin Spitzenreiter bei der
Massentierhaltung. Insbesondere in den westlichen Landkreisen
Niedersachsens sind Schweine, Hühner und Rinder in einer
umweltschädlichen Konzentration aufgestallt. "Das Land muss den Umbau
der Tierhaltung in diesen Regionen forcieren und Tierbestände abbauen.
Immer noch werden fast 70.000 t Stickstoff und 30.000 t Phosphor zu
viel in Niedersachsen mit Gülle und Gärresten erzeugt. Der Überschuss
landet im Grundwasser, in den Flüssen und im Meer", erläutert
Uhlenhaut das Problem. "Ein Umbau der Tierhaltung lässt sich
finanzieren, wenn Niedersachsen auch die Gemeinsame Agrarpolitik
hierfür nutzt. Das Land muss sich jetzt für die Interessen der
Mehrheit der Bürger*innen nach umwelt- und tiergerecht hergestellten
Lebensmitteln bei den Verhandlungen über eine neue Agrarpolitik in
Brüssel einsetzen!"

Ihre Forderungen nach gutem Essen, einer klimagerechten Landwirtschaft
und dem Erhalt der Bauernhöfe bringen Bürger*innen auch am 19. Januar
bei der "Wir haben es satt!"-Demo in Berlin auf die Straße. Mehr
Informationen zu der Veranstaltung finden Sie unter
www.bund-niedersachsen.de/wir-haben-es-satt/.



Weitere Informationen zum Agrar-Atlas 2019: 

https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/agraratlas-2019/publication-topic/landwirtschaft/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.01.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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MELDUNG/397: Gekommen, um zu bleiben - Drachenwels aus Ostasien in der bayerischen Donau (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 08.01.2019

Gekommen, um zu bleiben: Drachenwels aus Ostasien in der
bayerischen Donau



Die bayerische Donau ist inzwischen Heimat für viele Fisch- und andere
Tierarten, die ursprünglich nie dort vorkamen - sogenannte
eingeschleppte Arten oder Neozoen. Nun ist ein weiterer "bayerischer
Neubürger" identifiziert worden: Der "Gelbe Drachenwels" (Tachysurus
fulvidraco). Um welche Fischart es sich handelt, blieb solange unklar,
bis sich ein Fischer, ein Amateurbiologe und ein Wissenschaftler der
Staatlichen Naturwissenschaftlichen Sammlungen (SNSB-ZSM)
zusammentaten und einen kurzen wissenschaftlichen Artikel in der
aktuellen Ausgabe der zoologischen Fachzeitschrift "Spixiana"
veröffentlichten.




[image: Ein Drachenwels - Foto: © Michael Härtl]

Neubürger: Der Gelbe Drachenwels (Tachysurus fulvidraco) aus Ostasien
wurde im Jahr 2018 zu Hunderten in Nebengewässern der Donau gefangen,
wo er sich inzwischen auch fortpflanzt.

Foto: © Michael Härtl



Schon seit den 1980er Jahren dringen verschiedene Arten sogenannter
Schwarzmeergrundeln als blinde Passagiere der Flussschifffahrt in den
bayerischen Donauraum ein. Seither gilt die Ökologie der bayerischen
Donau als komplett umgekrempelt. Der nun entdeckte Neuzugang ist
erstmals im Mai 2018 in einem etwa 30 km langen Donauabschnitt
zwischen Regensburg und Straubing aufgetaucht. Seitdem fingen
ortsansässige Fischer hunderte Exemplare dieses Fisches. Der Körperbau
und genetische Merkmale eines nun in der Forschungssammlung der
Zoologischen Staatssammlung München hinterlegten Exemplars von 30 cm
Länge belegen, dass es sich um Tachysurus fulvidraco, eine Art aus der
Familie der Stachelwelse (Bagridae) handelt. Der wissenschaftliche
Artname fulvidraco bedeutet übersetzt "Gelber Drachen", weshalb die
Autoren als deutschen Namen "Gelber Drachenwels" vorschlagen.

"Ob die Art, die sich in ihrer Heimat von Insektenlarven, Weichtieren
und kleinen Fischen ernährt, auf Dauer eine Gefahr für die
einheimische Fauna darstellt, kann derzeit nicht abgeschätzt werden,"
sagt Ulrich Schliewen, Kurator für Fische an der ZSM, "Aus anderen
europäischen Ländern ist eine Verschleppung nicht bekannt, weshalb uns
keine Erfahrungswerte vorliegen." Auch sei nicht klar, wie die Art in
die Donau gelangte: Handelt es sich um Nachkommen von Zierfischen aus
Teichen, die beim letzten Donauhochwasser überschwemmt wurden? Oder
wurden sie unabsichtlich durch den kontaminierten Besatz mit anderen
wirtschaftlich interessanten Fischen in den Fluss gesetzt? Eines ist
wohl sicher: die Art ist gekommen, um zu bleiben. Unter den vielen
hundert gefangenen Fischen fanden sich sowohl geschlechtsreife
erwachsene Tiere als auch Jungtiere.

Der Gelbe Drachenwels ist in seiner ostasiatischen Heimat, vor allem
in China, eine kommerziell wichtige Fischart, die in Teichen gezüchtet
wird. Zu Beginn der Laichzeit im April oder Mai legen die Männchen
Gruben im Flachwasser stiller Altarme an. Dort laichen sie mit den
Weibchen ab und betreiben die Brutpflege der Eier und geschlüpften
Larven. Vorsicht ist beim Umgang mit Fischen dieser Art geboten, denn
die gezähnten Flossenstrahlen können schmerzhafte Wunden verursachen.

Originalpublikation:

Härtl M, Höllein M, Schliewen UK (2018). First record of the East
Asian Yellow Catfish Tachysurus fulvidraco (Richardson, 1846) in
Germany (Teleostei, Bagridae). Spixiana 41 (2): 167-168

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.zsm.mwn.de

Zoologische Staatssammlung München

http://www.snsb.de

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708554

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1697

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTIONSTAGE/977: MOOR-Aktionswoche vom 1.-10.2. - Angebote für alle Hamburger/innen (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 10. Januar 2019

In Hamburg gibt es Moore?

Der NABU Hamburg veranstaltet erstmals eine MOOR-Aktionswoche vom 1.
bis 10. Februar 2019. Führungen, Vorträge, Pflegeeinsätze und
besondere Angebote für Schulklassen machen Lust auf den gefährdeten
Lebensraum. Das ganze Programm unter www.NABU-Hamburg.de



In Hamburg gibt es Moore? Ja, die gibt es! Und jeder hat vermutlich
sofort ein Bild von "dem Moor" im Kopf: Fleischfressende Pflanzen,
Nebelschwaden, dunkle Gewässer, Moorleichen. Moore sind aber viel mehr
als das. Vom Nieder- zum Hochmoor gibt es unterschiedlichste
Ausprägungen und Lebensräume für eine Fülle seltener Pflanzen und
Tiere, auch in Hamburg. Seit 1997 wird am 2. Februar der Welttag der
Feuchtgebiete begangen, um diese gefährdeten Ökosysteme in den
Mittelpunkt zu rücken. Der NABU Hamburg nimmt diesen Welttag zum
Anlass, eine ganze Woche rund um das Thema Moor zu gestalten. Die
MOOR-Aktionswoche vom 1. bis 10. Februar 2019 macht Lust, diesen
Naturraum kennenzulernen und zu erleben. Zum Programm gehören eine
Fülle an Führungen, Pflegeeinsätzen, Vorträgen und umweltpädagogische
Angeboten. Sie alle machen die Bandbreite der Hamburger Moore
deutlich. "Fast überall in der Stadt können größere und kleinere
Moorflächen entdeckt werden", erklärt Anne Ostwald, Referentin für
Moorschutz beim NABU Hamburg. "Sie sind nicht nur Heimat seltener Tier-
 und Pflanzenarten, sondern leisten auch für uns Menschen wichtige
Dienste, vor allem für den Klimaschutz."




[image: Foto: © K. Wesolowski]

Herbstliche Moorlandschaft, Duvenstedter Brook

Foto: © K. Wesolowski



Vom 1. bis 10. Februar haben alle Hamburgerinnen und Hamburger die
Gelegenheit, einen Einblick in die Vielfalt und Funktionen unserer
Moore zu erhalten. "Die MOOR-Aktionswoche bietet tolle
Naturerlebnisse, für Erwachsene und für Kinder", betont Anne Ostwald.
"Da ist für jeden Geschmack etwas dabei, von der Nachtwanderung, über
praktische Pflegeeinsätze bis hin zum Bildervortrag über die Tier- und
Pflanzenwelt der Moore." Auch eine Fachtagung mit dem Titel "Moore in
Norddeutschland - Bestand, Gefährdung und Wiederherstellung" wird in
Kooperation mit dem Centrum für Naturkunde (CeNak) der Universität
Hamburg im Aktionszeitraum durchgeführt.

Die Idee des NABU, eine MOOR-Aktionswoche durchzuführen, fand auch bei
anderen Akteuren Unterstützung. So tragen das Centrum für Naturkunde
(CeNak) der Universität Hamburg, die Loki Schmidt Stiftung, der
Botanischer Verein zu Hamburg e.V. sowie die Gesellschaft für
ökologische Planung e.V. (GÖP) mit Veranstaltungen zum Gelingen der
Aktionswoche bei. Das komplette Veranstaltungsprogramm der
MOOR-Aktionswoche ist online einsehbar unter
www.NABU-Hamburg.de/moorwoche. Sofern nicht anders angegeben, sind die
Veranstaltungen kostenfrei.

Die MOOR-Aktionswoche wird gefördert durch die Behörde für Umwelt und
Energie Hamburg.

Weitere, allgemeine Informationen zur Bedeutung der Moore erhalten Sie
unter 

www.NABU-Hamburg.de/moor

Hintergrund zum Internationalen Tag der Feuchtgebiete

Mit dem Beginn der 60er Jahre wurden Feuchtgebiete radikal entwässert.
Eine Folge war ein drastischer Rückgang der Wat- und Wasservögel. Aus
diesen Gründen wurde am 2. Februar 1971 in der Stadt Ramsar im Iran
ein internationales Abkommen zum Schutz dieser bedrohten Lebensräume
beschlossen. Deutschland unterzeichnete den Vertragstext 1976 und hat
sich damit verpflichtet, die nach der "Ramsar-Konvention" geschützten
34 Gebiete in Deutschland insbesondere als Lebensraum für die
Vogelwelt zu erhalten. Zur Erinnerung an dieses Abkommen wird der von
der Unesco ausgerufene "Welttag der Feuchtgebiete" seit 1997 jährlich
am 2. Februar begangen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 02/19, 10.01.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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DEMO/266: Wir haben es satt! Berlin, 19.1. - "Der Agrarindustrie den Geldhahn abdrehen" (BUND TH)


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 10. Januar 2019

BUND fordert "Der Agrarindustrie den Geldhahn abdrehen"

Thüringen fährt mit Bus zur "Wir haben es satt!"- Demo in Berlin



Erfurt. Am 19. Januar ab 12 Uhr geht der BUND gemeinsam mit
zahlreichen weiteren Organisationen und tausende Demonstranten in
Berlin auf die Straße, um sich lautstark für eine
bäuerlich-ökologischere Landwirtschaft einzusetzen. Dafür fährt der
BUND Thüringen mit einem eigenen Bus nach Berlin.
"Landwirtschaftspolitik geht uns alle an, denn sie bestimmt, welche
Lebensmittel in den Handel gelangen. Daher fordern wir Bauernhöfe zu
stärken, indem bis 2020 mindestens 50 Prozent der öffentlichen
Beschaffung aus regionaler und ökologischer Landwirtschaft erfolgen",
so Ron Hoffmann, Vorsitzender des BUND Thüringen.

Mit dem Motto der diesjährigen Demonstration "Der Agrarindustrie den
Geldhahn abdrehen" richten sich die Organisatoren gegen die
Industrialisierung der Landwirtschaft. "Wir brauchen eine Agrarwende,
die in bäuerliche Betriebe investiert, die ihre Tiere artgerecht
halten, auf Pestizide verzichten und gutes Essen herstellen", so Ron
Hoffmann. "Es muss Schluss damit sein, Steuermilliarden in die
Agrarindustrie zu stecken. Hinzukommt, dass immer mehr
außerlandwirtschaftliche Investoren sich mit staatlicher Unterstützung
ganze Agrarbetriebe und immer mehr Land unter den Nagel reißen. Die
fatalen Folgen dieser Subventionen wie Höfesterben, Monokulturen,
Megaställe und Antibiotikaresistenzen müssen ein Ende haben."

Bei der kommenden Reform der EU-Agrarpolitik (GAP) entscheidet sich,
welche Landwirtschaft zukünftig mit jährlich 60 Milliarden aus dem
Haushalt unterstützt wird. Die Bundesregierung muss sich bei den
Verhandlungen in Brüssel an die Seite der Bauernhöfe stellen und sich
für bäuerliche Erzeugnisse und regionale Märkte weltweit stark machen.
Deutschland braucht eine Agrarwende mit fairen Erzeugerpreisen und
Produkten aus artgerechter Haltung, weg von den Tierfabriken und
Megakonzernen der Agrarindustrie. Dafür schlagen die Demonstranten mit
Töpfen und Kochlöffeln am 19. Januar in Berlin Alarm.

Für die Anreise aus dem Freistaat organisiert der BUND Thüringen eine
gemeinsame Fahrt mit einem Reisebus. Der Bus startet um 7.00 Uhr vom
Fernbusbahnhof in der Kurt-Schuhmacher Straße in Erfurt und fährt über
Jena (8.00 Uhr vom Nettoparkplatz Fritz-Ritterstraße 36) nach Berlin.
Die Rückreise ist für etwa 16.30 Uhr geplant. BUND-Mitglieder bezahlen
25 Euro, Nicht-Mitglieder 30 Euro für Hin- und Rückfahrt. Wer
mitfahren möchte, sollte sich zeitnah mit Vor- und Zuname, E-Mail und
Handynummer anmelden. Die Reservierung gilt erst nach
Anmeldebestätigung und Überweisung der Fahrkosten. Anmeldungen nimmt
Jonas Schürings via jonas.schuerings@bund.net oder unter 0361-5550310
entgegen.

 * 
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